
Wenn zwei das Gleiche tun, ist
es noch lange nicht das

Selbe. Das Oberlandesgericht
Hamm hat die Verurteilung eines
ehemaligen Berufssoldaten we-
gen Volksverhetzung bestätigt. Er
hatte bei Facebook mehrere Kom-
mentare veröffentlicht, in denen
er kriminelle Ausländer und Zu-
wanderer unter anderem als „Ge-
sochse“, „Affen“ und „Pack“
bezeichnet hatte. Diese Wortwahl
kommt einem bekannt vor, seit
sich Spitzenpolitiker der soge-
nannten etablierten Parteien über
AfD-Anhänger und friedliche Pe-
gida-Demonstranten abfällig zu
äußern pflegen. Zwar war bei
denen nicht auch noch von Affen
die Rede, dafür aber von „Mob“,
„Nazis“, „Lumpen“ und „Arschlö-
chern“. Selbstredend hatte das
keinerlei strafrechtliche Konse-
quenzen für Gabriel & Co. Anders
im Fall des Soldaten: Das Amtsge-
richt Detmold verurteilte ihn zu
einer Geldstrafe von 3750 Euro.
Die Berufungsinstanz bestätigte
das Urteil, weil das Vorgehen des
Angeklagten geeignet sei, „den
öffentlichen Frieden zu stören“ –
die Voraussetzung für eine Verur-
teilung wegen Volksverhetzung.

Gesinnungsstrafrecht ist ein
Merkmal repressiver Regime. Sie
benötigen eine Strafrechtsnorm
wie den Volksverhetzungs-Para-
grafen, um Kritiker kriminalisieren
und mundtot machen zu können.
Der Paragraf 130 des Strafgesetz-
buches bietet dafür die allerbesten
Möglichkeiten. Durch zahlreiche
Änderungen ist er mittlerweile so
dehnbar geworden, dass er  nicht
nur das verfassungsmäßig garan-
tierte Grundrecht der Meinungs-
freiheit systematisch aushebelt,
sondern staatlicher Willkür Tür
und Tor öffnet. Er ist zu einem
Gummiparagrafen degeneriert,
mit dessen Hilfe „die Herrschen-
den“ gegen jeden, der eine ihnen
missliebige Äußerung tätigt, vor-
gehen können. Das ist einer De-
mokratie unwürdig.

JAN HEITMANN:

Unwürdig

Die Unbelehrbaren
»Jamaika« würde die Kluft im deutschen Volk noch weiter vertiefen

Schwarz-Gelb-Grün mutet an wie
ein Pakt des „reichen Deutsch-
land“ gegen diejenigen, welche die
Zeche zahlen sollen.

Dass hinter den Kulissen allem
Anschein nach bereits um Mini-
sterposten in einer schwarz-gelb-
grünen Koalition geschachert
wird, offenbart das ganze Elend
einer völlig fehlgeschlagenen Auf-
bereitung des Wahlergebnisses.
Die Dimension des Geschehenen
und die Botschaft, welche Millio-
nen Wähler am 24. September
ausgesendet haben, werden na-
hezu völlig ausgeblendet.

„Jamaika“ würde die schmerz-
haften Risse im Volk weiter vertie-
fen. Es ist ein Bündnis oben gegen
unten und alte gegen neue Bun-
desländer. In jener Konstellation
fände sich endgültig zusammen,
was als schwarz-grüne Annähe-
rung unter der Bezeichnung

„Pizza-Connection“ bereits in den
90er Jahren die Fühler zueinander
ausstreckte und nun durch die Li-
beralen komplettiert würde. 

Die CDU müsste mittlerweile ei-
gentlich bemerkt haben, wohin
das führt: Mit ihrem scheinbaren
Selbsterneuerungsplan zur „mo-
dernen Groß-
stadtpartei“, die
sich am linksgrü-
nen Lebensgefühl
o r i e n t i e r t ,
rauschte sie aus-
gerechnet in den
großen Metropo-
len in den Keller. Wie etwa in
Hamburg, wo sie im Februar 2015
auf 15,9 Prozent stürzte.

Aber ein Nachdenken setzte
nicht ein. Stattdessen steuerte
CDU-Chefin Merkel im selben
Jahr Deutschland in die Asylkrise,
entschied selbstherrlich, dass das
Land ethnisch-kulturell rabiat ver-

ändert werde wie noch nie so
gründlich in so kurzer Zeit. Die
Deutschen wurden nicht gefragt.
Diejenigen, welche die Wucht der
Veränderung am härtesten treffen
wird, die unteren und mittleren
Schichten nämlich, fühlten sich
überrollt. Überrollt von den wohl-

habenden, vor
allem westdeut-
schen Großstadt-
kultur-„Eliten“ −
vom tatsächlich
„reichen Deutsch-
land“. Beiseite ge-
schoben von der

Kanzlerin und jenen, die ihren
Kurs unterstützen und die in Poli-
tik, Medien, Wirtschaft, Kirchen,
Verbänden sowie fast überall sonst
den Ton angeben.

Die Überrollten fürchten, dass sie
die Zeche zahlen werden für diese
Politik, ob über einen knapper
werdenden Sozialstaat, neue Kon-

kurrenz auf dem Arbeitsmarkt,
höhere Kriminalität oder auch
„nur“ über ein dramatisch verän-
dertes Wohnumfeld, ja, über die
Veränderung ihres ganzen Landes,
ohne dass sie je ihre Meinung
dazu wirksam äußern konnten.

Der Erfolg der AfD war die ex-
plosionsartige Äußerung ihres
grassierenden Unmuts. Doch nie-
mand hört den aufgebrachten
Menschen zu. Stattdessen schei-
nen sich jene „globalistisch“ ori-
entierten „Eliten“ nur noch inniger
einzumauern und sich zu ihrem
Traumbündnis zusammenzu-
schmieden.

Dies wird die Entfremdung von
einem wachsenden Teil des Volkes
abermals beschleunigen. Eines
Teils, der weit mehr Bürger um-
fasst, als es das Wahlergebnis der
AfD offenlegt. Viele bisherige Wäh-
ler der Altparteien sind ebenfalls
auf dem Sprung. Hans Heckel
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Hunderttausende bleiben
Bundesregierung nennt Asylzahlen zur Jahresmitte

Chaos droht
Deutschland auf den Familiennachzug nicht vorbereitet

Mitte des Jahres waren im
Ausländerzentralregister
(AZR) gut 40500 asylbe-

rechtigte Ausländer registriert.
Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion der Linkspar-
tei hervor. Dabei entfielen die drei
Hauptstaatsangehörigkeiten auf
die Türkei mit knapp 11000 Asyl-
berechtigten, Syrien mit gut 6400
und den Iran mit 5800 Personen.

Die Zahl der zur Jahresmitte im
AZR registrierten Menschen mit
Flüchtlingsschutz betrug knapp
547000. Hauptstaatsangehörigkeit
war in diesen Fällen Syrien mit gut
300000 Personen vor dem Irak mit
über 94000 und Afghanistan mit
knapp 35000.

Der Drucksache zufolge genos-
sen am 30. Juni 152000 Menschen
subsidiären Schutz und somit eine
Aufenthaltserlaubnis. Die Haupt-
staatsangehörigkeiten waren hier

die Syriens und die des Irak mit
gut 112000 beziehungsweise
12000 Fällen, gefolgt von der Af-
ghanistans mit knapp 8900 Fällen. 

In gut 54000 Fällen wurde ein
Abschiebungsverbot ausgespro-
chen, wovon unter anderem knapp
29000 Afghanen, über 2600 Syrer
und gut 2500 Somalier profitier-

ten. Die Zahl der zum Stichtag im
AZR erfassten Personen mit einer
Duldung gibt die Bundesregierung
mit knapp 160000 an. Haupther-
kunftsländer waren demnach Ser-
bien mit knapp 14000 Personen,
gefolgt vom Kosovo mit knapp
11700 und Albanien mit gut 10400
Personen.

In einer anderen Antwort an die
Linksfraktion nennt die Bundesre-
gierung Zahlen für das zweite
Quartal. Demnach lag die Gesamt-
schutz quote in diesem Zeitraum
bei 42,3 Prozent. Hauptstaatsange-
hörigkeiten der Bleibeberechtigten
waren laut Drucksache Syrien mit
insgesamt 25000 Fällen vor Afgha-
nistan mit knapp 16600 und dem
Irak mit fast 11900 Fällen. J.H.

Von Anfang 2016 bis Mai 2017
haben 43000 syrische
Staatsangehörige einen Auf-

enthaltstitel aus familiären Grün-
den erhalten. Das war in 26500
Fällen der Nachzug von Kindern, in
13900 der von Ehegatten und in
rund 1600 Fällen der von Eltern ge-
wesen. Das Auswärtige Amt gibt an,
dass 2016 und im ersten Halbjahr
2017 Syrer rund 65000 Visa zum
Familiennachzug erhalten hätten.
Es wird erwartet, dass die Zahl der
per Familiennachzug nach Deutsch-
land einreisenden Syrer bald deut-
lich steigen wird. Das Auswärtige
Amt geht in einer „groben Schät-
zung“ davon aus, dass insgesamt
zwischen 200000 und 300000 Fa-
milienmitglieder zu ihren aus Sy-

rern und dem Irak stammenden
Angehörigen nachziehen könnten.
Die Schätzung gehen nach den Er-
fahrungen der letzten 20 Jahre von
einem Kind pro Familie aus. Dass

allerdings in Syrien vier bis fünf
Kinder pro Familie, in vielen Fällen
noch mehr, der Normalfall sind und
dass es trotz des Bürgerkrieges
einen wahren Kinderboom gegeben
hat, wird in den Schätzungen nicht
erwähnt.

Die Wohlfahrtsverbände warnen
vor einer Überlastung angesichts

fehlender Wohnungen sowie feh-
lender Kita- und Schulplätze. Wenn
der Familiennachzug nun für deut-
lich mehr Menschen erlaubt würde,
droht Chaos. Dann kann es vor-
kommen, dass sieben Personen auf
wenigen Quadratmetern leben
müssen.

Zudem dürfte eine Ungerechtig-
keit für Unmut bei anderen Auslän-
dern und Aussiedlern sorgen:
Während Asylberechtigte ihre Fa-
milien ohne Deutschkenntnisse
nachholen dürfen, müssen Auslän-
der, die zu ihrem Ehepartner nach
Deutschland ziehen wollen, diese
schon vor der Einreise nachweisen.
Daran ist im letzten Jahr fast ein
Drittel der nachzugswilligen Ehe-
partner gescheitert. B.B.

Allein fast 550000
mit Flüchtlingsschutz

Bis zu 300000
Nachzügler erwartet
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Vergangenen Monat unter zeich -
neten Russland und die Türkei
den Vertrag über einen Rüstungs-
handel, gemäß dem ersteres letzte-
rem zwei Batterien des Ra ke ten-
Abwehr-Komplexes S-400 „Tri-
umf“ liefern wird. Das mobile all-
wetterfähige Langstrecken-Boden-
Luft-Raketen-System zur Bekämp-
fung von Kampfflugzeugen,
Marschflugkörpern sowie ballisti-
schen Kurz- und Mittelstreckenra-
keten ist nach seinem technischen
Stan dard weltweit allen konkur-
rierenden Sys temen überlegen Die
NATO reagiert darauf entspre-
chend betreten.

Kurz nachdem alles
unter Dach und Fach
war, erklärte Kreml-
berater Wladimir Ko-
schin: „Der Vertrag ist
unterzeichnet, sein
Vollzug wird vorbe-
reitet.“ Auf der ande-
ren Seite bestätigte
der türkische Präsi-
dent Recep Tay-yip
Erdogan: „Unsere
Freunde haben die
Vereinbarung über
das S-400-System be -
reits unterzeichnet.
Meines Wissens ha -
ben wir auch schon
eine Anzahlung ge -
leistet. Der Prozess
wird fortgesetzt
durch die Vergabe ei-
nes Kredits von Russ-
land an uns. Wir bei-
de, Wladimir Putin
und ich, sind in die-
ser Angelegenheit
ent schlossen.“

Was den Handel
politisch derart brisant macht, ist,
dass ein Nato-Mitglied in Russland
ein Waffensystem einkauft. Die
USA tragen daran auch einige
Schuld, denn sie haben die Türken
bei Verhandlungen über die „Pa-
triot“-Raketen allzu lange hinge-
halten. Es ist in noch frischer Erin-
nerung, dass Deutschland der Tür-
kei mit dieser Waffe ausgeholfen
hat, was den türkischen Stolz ver-
letzt hat. Die Hinwen dung an
Russland war so zumindest psy -
chologisch vorbereitet.

Die erste Reaktion seitens der
NATO auf diesen Handel sollte
verschleiern, dass man es hier mit
einer Katastrophe zu tun hat. Man
mache sich Sorgen, so hieß es et-
was einsilbig, ob die russische S-
400 mit der Aus-
rüstung der NA-
TO technisch
kompatibel sei.
Es sei nämlich
„generell eine gu-
te Idee“, so hieß es im US-Vertei -
di gungs mi ni sterium, wenn die
NATO-Mitglieder vollständig
kompatibles Ma terial kauften. Das
ist freilich ei ne Frage ganz am
Rande, und wenn die russisch-

türkische Annäherung keine an -
deren As pekte aufwiese, so wäre
dieses Problem nicht der Rede
wert.

Wie indes die Reaktion im poli-
tischen Washington wirklich aus-
sieht, zeigt der Vorstoß des demo-
kratischen Senators Ben Cardin,
eines Schwergewichtes im Außen-
politischen Ausschuss. Er fordert,
dass die USA Sanktionen gegen
die Tür kei beschließen sollten.
Cardin beruft sich dabei auf ein
erst kürzlich verab schiedetes Ge-

setz, das Sanktionen gegen alle
Länder vorschreibt, die erhebli-
che Geschäfte mit Verteidigungs-
und Auf klärungs-Einrichtungen
in Russland tätigen. Dass sich die-
se Vorschrift als erstes ge gen ei-

nen NATO-Partner richten könn-
te, war nicht vorherzusehen. Die
USA, so Cardin weiter, sollten
auch überlegen, ob eine weitere
Mit glied schaft Ankaras in der Na-
to über haupt noch sinnvoll sei.

Solange der Nord atlantikpakt be-
steht, hat es eine derartige Lage
noch nicht gegeben.

In Ankara reagierte Erdogan
prompt und gewohnt scharf auf
die Stimmen in den USA. „Unsere
Vereinbarung zur Liefer ung von
S-400“, so erklärte er, „hat die
USA wütend gemacht. Wie wollen
sie es haben? Müssen wir etwa
auf sie war ten? Wir ergreifen
selbstständig alle not wendigen
Maßnahmen zur Gewähr leistung
unserer nationalen Sicherheit

und werden das auch in Zukunft
so halten.“ 

Erdogans Grimm ist leicht zu
erklären, denn dass er keine US-
amerikanischen Abwehrraketen
bekommen hat, ist nur die eine

Seite. Denn
gleichzeitig ha-
ben die USA Waf-
fen an die Kurden
in Syrien gelie-
fert, was Erdogan

auf das Tiefste erbittert hat.
Außerdem wirft er den US-Ame-
rikanern vor, dass sie ihm seinen
Feind Fethullah Gülen nicht aus-
liefern, dem er anlastet, den
Putsch im vorigen Jahr verursacht

zu haben. Man sieht hieraus, dass
es nicht die Sorge um die Kompa -
tibilität von Waffen ist, die den in-
neren Zustand der NATO und im
speziellen das Verhältnis der USA
zur Tür kei bestimmt.

Konstantin Siwkow, Dozent an
der Russischen Akademie für Ar-
tilleriewesen, beschäftigte sich in
einem Pressege spräch auch mit
den politischen Folgen des S-400-
Handels. Ankara, so seine Mei-
nung, habe begonnen, sich nach
Russ land statt nach der NATO

auszurichten: „Die Türkei hat sich
fest dazu entschlossen, die russi-
schen S-400-Systeme zu erwer-
ben. Der Vertrag ist unterzeichnet,
Ankara wird diese Raketensysteme
erhalten. Dies bedeutet, dass die
Türkei sich in militärtechnischer
Hinsicht nach Russland orientiert
– nicht nach der Na to.“ Auch wenn
Siw kow die Folgen der russisch-
türkischen Annäherung wahr-
scheinlich überschätzt, so trifft er
mit seiner Ansicht jedenfalls die
schlimmsten Befürchtungen in
Brüssel und in Wash ington.

Dazu kommt, dass Erdogan mit
der S-400 weitaus besser bedient
ist, als er es mit der „Patriot“ gewe-

sen wäre. Die S-400
ist im Jahre 2005 ein-
geführt worden, die
„Pat riot“ ist 50 Jahre
alt. Die S-400 reicht
auf 400 Kilometer
Dis-tanz, die „Patriot“
nur auf 45, die S 400
erfasst alles zwi-
schen zehn Metern
und 53 Kilometern
Höhe, die „Patriot“
zwischen zehn und
15 Kilo metern. Und
das System S-400
kann noch man ch
anderes, was die „Pa-
triot“ nicht kann. So
ist es geeignet zur
Bekämpfung von
über schall schnellen
Kampfflugzeugen,
t i e f  f l i e g e n d e n
Marsch flugkörpern,
ex trem hoch fliegen-
den Maschinen wie
denen von AWACS
(Airborne Early War-
ning and Control Sy-

stem) oder JSTARS (Joint Surveil-
lance Target Attack Radar Sy-
stem), sowie ballisti schen Kurz-
und Mittelstreckenraketen. Und
Tarnkappenflugzeuge kann es
auch er kennen.

Es ist also leicht möglich, dass
die USA die Türkei mit Sanktio-
nen belegen werden, ihrem letz-
ten Mittel, bevor sie die Kav allerie
losschicken. Doch die Sanktionen
werden ebenso wenig bewirken
wie in Nordkorea oder anderswo.

Florian Stumfall
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Fabritius verliert
sein Mandat

Berlin – Bernd Fabritius (CSU), Prä-
sident des Bundes der Vertriebenen
(BdV), wurde nicht wieder in den
Deutschen Bundestag gewählt. Der
BdV-Vizepräsident Stephan Meyer
(CSU) hingegen hat das bayernweit
zweitbeste und zugleich bundesweit
drittbeste Erststimmenergebnis er-
zielt und wird für den Wahlkreis Al-
tötting weiterhin dem Parlament an-
gehören. Eine Niederlage musste
auch der Vorsitzende der Gruppe
der Vertriebenen, Aussiedler und
deutschen Minderheiten der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Klaus Brähmig, hinnehmen. Er ver-
lor seinen Wahlkreis an die AfD-Vor-
sitzende Frauke Petry und scheidet
nach 27 Jahren aus dem Bundestag
aus. Wilhelm von Gottberg, ehemali-
ger Sprecher der Landsmannschaft
Ostpreußen, wurde über die Lan-
desliste der AfD in den Bundestag

Nato-Mitglied kauft russische Waffen
Die Türkei zieht das S-400 »Triumf« der »Patriot« vor – US-Senator Ben Cardin fordert Sanktionen

Nordstaaten
am sozialsten

Hamburg – Das Beratungsunter-
nehmen Deloitte hat die weltweite
Entwicklung von Staaten bezüglich
sozialer Gesichtspunkte analysiert.
Demnach belegt Dänemark Platz
eins, gefolgt von Finnland, Island
und Norwegen. Deutschland ist
erstmals mit Rang 13 in der Spit-
zengruppe mit dem höchsten sozi-
alen Fortschritt vertreten. Im Ver-
gleich zum Vorjahr klettert die
Bundesrepublik um zwei Plätze
nach oben. In den Hauptkategorien
Befriedigung der menschlichen
Grundbedürfnisse, Grundlagen des
Wohlbefindens sowie Chancen und
Möglichkeiten erreicht Deutsch-
land jeweils Plätze unter den 15 be-
sten Nationen. Die Kategorien be-
rücksichtigen Faktoren wie die Ver-
fügbarkeit bezahlbaren Wohn-
raums, persönlicher Sicherheit und
Freiheit, Zugang zu Trinkwasser
oder Bildungsmöglichkeiten. In
Umweltfragen nimmt Deutschland
den fünften Platz ein. J.H.

Ob Mars, Venus oder Pluto
– die verschiedensten
Planeten unseres Sonnen-

systems erhielten schon Besuch
von Raumsonden der Erde. Für
eine Visite bei Planeten außerhalb
des Sonnensystems reichte
menschliche Technik bislang
allerdings nicht. Das möchte der
Astrophysiker Avi Loeb von der
amerikanischen Harvard Univer-
sität nun ändern. Mit seinem Wis-
senschaftler-Team entwickelte er
ein Konzept, um bis zu Proxima
Centauri B vorzustoßen. Das Auf-
regende: Er ist der nächstgelegene
erdähnliche Planet, auf dem Le-
ben existieren könnte. Er besitzt
einen vergleichbaren Umfang und
kreist nah genug um seinen Stern,
so dass dort Wasser in flüssiger
Form vorkommen kann. Beide
Vorrausetzungen sind nötig, da-
mit Leben, wie wir es kennen,
entstehen kann. 

Allerdings trennen den kosmi-
schen Nachbarn runde vier Licht-
jahre von unserem Sonnen-Sy-
stem. Anders gesagt, eine Raum-
sonde brauchte vier Jahre bis zum
Ziel, wenn sie mit Lichtgeschwin-
digkeit fliegen würde. Davon war
die irdische Raumfahrt-Technik
bislang aber unendlich weit ent-
fernt. Die schnellsten unbemann-

ten Boten der Erde wie „Voyager“
oder „Pioneer“ bewegen sich mit
höchstens 40 Kilometern in der
Sekunde. Das Licht legt im selben
Augenblick rund 300 000 Kilome-
ter zurück, in Worten dreihun-
derttausend.

Die Megaentfernung von vier
Lichtjahren schreckt Astrophysi-
ker Avi Loeb nicht. Mit vorhande-
ner Technik will der Wissen-
schaftler die fremde Welt errei-
chen. Deshalb lasse sich ein sol-
ches Vorhaben binnen Kurzem
verwirklichen, wie der Forscher
sagte. Die Kosten schätzt Loeb auf
hundert Millionen Dollar. Ar-
beitstitel des ehrgeizigen Plans:

Project Starshot, auf Deutsch:
Schuss zu den Sternen.

Die Himmelstürmer von Har-
vard haben einen Entwurf erarbei-
tet, mit dem sie immerhin 20Pro-
zent des Licht-Tempos schaffen
wollen. Das wären 60 000 Kilome-
ter in der Sekunde. Folglich könn-
te eine derart schnelle Sonde in
20 Jahren bei Proxima Centauri B
sein. Um die Aufnahmen vom Vor-
beiflug am Planeten zur Erde zu
funken, würde es nochmal vier
Jahre dauern. Somit erführen wir
innerhalb einer Generation nach
insgesamt 24 Jahren genauer, wie
es dort aussieht. Für den Flug im
Rekordtempo haben die amerika-

nischen Astrophysiker gegebene
Voraussetzungen durchgerechnet
und gekoppelt. Mit Hilfe energie-
reicher Laser soll das rasche Licht
selbst den Flugkörper antreiben.
Die Sonde ist zudem in extremer
Leichtbauweise entworfen und
wiegt kaum mehr als ein Gramm.
Passende Mikro-Chips werden be-
reits in der Praxis verwendet. Zu-
sammen wirken die Komponenten
dann so ähnlich wie ein Spiel-
zeug-Luftballon, den man nach
dem Aufblasen unverschlossen
loslässt. Dann fegt ausströmende
Luft die leichte Kunststoffhülle so
kräftig und schnell herum, dass
man sie kaum mit den Augen ver-
folgen kann.

Um die geplante Sonde nicht
mit einem Triebwerk zu belasten,
soll eine Batterie starker Laser
vom Boden aus in das Segel 
„pusten“ und innerhalb weniger
Minuten in die Tiefen des Alls
schleudern. Die einzige techni-
sche Herausforderung würde
darin bestehen, ein Gewebe von
etwa einem Quadratmeter Größe
herzustellen, das fast nichts
wiegt aber hinreichend haltbar
ist, erklärt Projektleiter Loeb.
Aber auch dafür haben die For-
scher schlüssige Vorschläge
unterbreitet.

Jetzt hoffen sie auf Förderer
und Geldgeber. Die Wissenschaft-
ler sind zuversichtlich. Hundert
Millionen Dollar stellen zwar ei-
nen handfesten Betrag dar, aber
gängige Erdsatelliten verschlingen
ein Mehrfaches dieser Summe.
Zudem ginge einzig die wieder-
verwendbare Infrastruktur von
Project Starshot ins Geld. Die La-
ser-Werfer stünden aber auch für
den Start weiterer Sonden zu an-
deren Himmelskörpern zur Verfü-
gung. Der Planet Pluto am Rand
des Sonnen-Systems wäre binnen
Stunden erreichbar. Zum Ver-
gleich die Sonde „New Horizons“
brauchte mit herkömmlichem An-
trieb neun Jahre bis zum Pluto.

Auch an mehrmals nutzbaren
Raketen, die einen ganzen Satz
ultraleichter Sonden zum Abflug
in eine Umlaufbahn bringen sol-
len, wird bei der Firma „Spacex“
des Raumfahrt-Technikers Elon
Musk erfolgversprechend gear-
beitet. Im Vergleich zur Infra-
struktur würden die Kosten der
Sonden kaum ins Gewicht fallen.
Der Gewinn an Wissen wäre hin-
gegen unschätzbar. Er könnte al-
les Dagewesene in den Schatten
stellen, wenn tatsächlich Leben
auf Proxima Centauri B entdeckt
würde. Volker Wittmann

Dem deutschen
Wald geht es gut

Berlin – Die Waldfläche in Deutsch-
land beträgt insgesamt mehr als elf
Millionen Hektar und damit 32 Pro-
zent der Landesfläche. Die Flächen-
veränderungen fallen laut Waldbe-
richt 2017 gering aus. Der Wald
wird von vier Baumarten geprägt:
Die Fichte stellt mit rund 2,8 Millio-
nen Hektar und 
25 Pro zent der Waldfläche die häu-
figste Baumart dar. Allerdings ist ihr
Anteil mit minus acht Prozent rük-
kläufig. Die Kiefer folgt mit 
2,4 Millionen Hektar und 22 Pro-
zent der Waldfläche und verzeich-
net einen Rückgang von drei Pro-
zent. Dritthäufigste Baumart ist die
Buche mit rund 1,7 Millionen Hek-
tar und 15 Prozent Waldflächenan-
teil. Ihre Fläche hat um sechs Pro-
zent zugenommen. An vierter Stelle
steht die Eiche mit 1,1 Millionen
Hektar und zehn Prozent der Wald-
fläche bei einem Flächenzugewinn
von sieben Prozent. Das Durch-
schnittsalter der Bäume ist im Ver-
gleich zum Jahr 2002 um vierein-
halb Jahre auf 77 Jahre gestiegen.
Dem Bericht zufolge befindet sich
der Wald in einem guten Zustand,
was die seit Jahrzehnten von Grü-
nen und Umweltverbänden auf-
recht erhaltene These vom „Wald-
sterben“ widerlegt. Die Wertschöp-
fung der Holzwirtschaft basiert mit
77 Prozent überwiegend auf Nadel-
holz. Heimische Laubbaumarten
sind in ihren technologischen Ei-
genschaften nicht mit Nadelholz
vergleichbar und Massenprodukte
aus Laubholz im Baubereich kaum
konkurrenzfähig und verfügbar. J.H.

MELDUNGEN

AKT U E L L

Der Eklat zeugt von einer vielschichtigen 
Verstimmung Ankaras über Washington

In vielerlei Hinsicht der älteren US-amerikanischen „Patriot“ überlegen: Das Ra ke ten-Abwehr-System S-400 „Triumf“

B
ild

: s
o

ko
lr

u
s/

C
F

Leichtgewicht auf Langstreckenflug: Die Sonde soll nicht mal ein
Gramm wiegen. Sie wäre 18 Jahre unterwegs Bild: pa

Mit 60000 Kilometern pro Sekunde durchs All
Existiert auf dem fernen Planeten Proxima Centauri B fremdes Leben? Eine Raumsonde soll es herausfinden 
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Mehrheit für
klassische Rente
Nürnberg – Mit knapp 70 Prozent
hält die Mehrheit der Deutschen
das deutsche Rentensystem über
den sogenannten Generationenver-
trag für gerecht. Das geht aus einer
repräsentativen Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts Forsa im
Auftrag von Easy-Credit hervor. Ins-
besondere Ruheständler, aber auch
viele der unter 30-Jährigen halten
das etablierte Umlageverfahren für
gerecht, bei dem die Erwerbstäti-
gen mit monatlichen Beiträgen die
Renten für die bereits aus dem Ar-
beitsleben Ausgeschiedenen finan-
zieren und damit gleichzeitig einen
Anspruch auf die eigene Rente er-
werben. 29 Prozent der Befragten
hingegen empfinden das derzeitige
Modell als ungerecht. Das Wunsch-
Renteneintrittsalter der liegt zwi-
schen 60 und 63 Jahren. J.H.

(siehe Kommentar Seite 8)

Viele Deutsche müssen für ihre
Wohnungsmieten einen immer
größeren Anteil ihres Einkommens
aufwenden. In vielen anderen Län-
dern Europas führen steigende
Preise auf dem Immobilienmarkt
stattdessen zu einem Vermögens-
zuwachs der Privathaushalte.

Wie aus einer Antwort der
Bundesregierung auf eine parla-
mentarischen Anfrage der Grü-
nen-Fraktion hervorgeht, müssen
fast vier von zehn Mieter-Haushal-
ten in Deutschland mehr als
30 Prozent ihres Nettoeinkom-
mens für die Wohnungsmiete auf-
wenden. Rund jeder sechste Haus-
halt muss sogar Mietbelastungen
von mehr als 40 Prozent für die
Bruttokaltmiete schultern. Zugrun-
degelegt hat das Bundesbaumini-
sterium Zahlen für Gesamt-
deutschland aus
dem Jahr 2014. 

Ve r b r a u c h e r -
schützer sehen eine
Mietbelastung, die
ein Drittel des
Haushaltseinkom-
mens übersteigt, als
kritisch an. Ein ho-
her Mietanteil am
Nettoeinkommen
führt dazu, dass
entsprechend we-
nig für die übrige
L e b e n s h a l t u n g ,
aber auch zum Ver-
mögensaufbau zur
Verfügung steht. 

Wie eine Unter-
suchung der Euro-
päischen Zentral-
bank (EZB) aus
dem Jahre 2016 be-
legt, haben die
Deutschen schon
jetzt deutlich weni-
ger Vermögen als
die Bürger anderer
EU-Länder. Laut
den EZB-Daten ver-
fügt die Hälfte der
deutschen Haus-
halte nach Abzug
von Schulden über
ein Vermögen unter
60000 Euro. Selbst
die Euro-Krisen-
staaten schneiden
besser ab. Für Zy-
pern ermittelte die
EZB ein mittleres
Vermögen von 170000 Euro, für
Italien knapp 150000 Euro. Auch
bei den Privathaushalten in Portu-
gal und Griechenland fiel der
Mittelwert höher aus. Das mittlere
Vermögen steht für den Betrag, bei
dem genau die Hälfte der Haushal-
te eines Landes mehr besitzt und

die andere Hälfte weniger. Diese
Berechnungsmethode gilt als aus-
sagekräftiger als der Durch-
schnittswert, der durch besonders
große Vermögen stark verzerrt
werden kann. 

Dass das Vermögen vieler deut-
scher Privathaushalte niedrig ist,
liegt nicht zuletzt
daran, dass die
Deutschen trotz
der EZB-Null-
zinzpolitik sehr
stark auf Lebens-
versicherungen,
Sparbücher und
Festgeldkonten als Anlageformen
orientiert sind. Im internationalen
Vergleich ist hierzulande der Ak-
tienbesitz und das Eigentum an
Immobilien hingegen nur schwach
entwickelt. Während 70 bis 80 Pro-
zent der Italiener und Spanier und

etwa 65 Prozent der Niederländer
und Franzosen über Immobilienei-
gentum verfügen, liegt der Anteil
hierzulande bei nur rund 40 Pro-
zent. Die Folgen sind drastisch. Ein
Anstieg der Immobilienpreise
führt bei Immobilieneigentümern
zu einem Zuwachs an Vermögen.

Im Fall der „Mieternation“
Deutschland bewirken die steigen-
den Mieten stattdessen in vielen
Haushalten, dass weniger frei ver-
fügbares Einkommen übrig bleibt. 

Grundlegende Änderungen an
dieser Entwicklung sind bislang
nicht in Sicht. In der Politik gibt es

zwar Überlegungen, Instrumente
wie das Baukindergeld wieder auf-
leben zu lassen, unter Branchenex-
perten gilt allerdings der Mangel
an Eigenkapital als entscheidender
Punkt, der in vielen Fällen einen
Immobilienerwerb verhindert. Für

Immobilienkredite wird vorausge-
setzt, dass 25 bis 30 Prozent der
Kaufsumme als Eigenkapital vor-
handen sind. Viele Normalverdie-
ner scheitern bereits an diese Hür-
de. 

Obendrein hat sich die Politik
bislang darauf fokussiert, mit In-

strumenten wie der Mietpreis-
bremse oder dem sozialen Woh-
nungsbau den Anstieg der Mieten
abzumildern. Die Erfolge sind
bislang mäßig. Die von der
schwarz-roten Bundesregierung
im Jahr 2015 eingeführte Miet-
preisbremse hat sich vielerorts

als wirkungslos
herausgestel l t .
Das Berliner
Landgericht hat
die Mietpreis-
bremse vor Kur-
zem sogar als
verfassungswid-

rig eingestuft. Das Landgericht
bemängelte, die ungleiche Be-
handlung von Vermietern in
unterschiedlichen Städten versto-
ße gegen die grundgesetzlich gar-
antierte Gleichbehandlung vor
dem Gesetz. 

Fraglich ist auch, inwieweit der
soziale Wohnungsbau die Situa-
tion vieler Mieter lindern kann.
Mit der Föderalismusreform im
Jahr 2006 hat der Bund die Ver-
antwortung für den Bau von Sozi-
alwohnung an die Bundesländer
abgegeben. Der Bund überweist

zwar weiterhin Zuschüsse für den
Wohnungsbau, allerdings gilt für
die Mittel keine strenge Zweck-
bindung. Beachten müssen die
Länder allenfalls, dass die Gelder
für Investitionsmaßnahmen ver-
wendet werden, aber dazu zählt
neben Wohnungsmodernisierun-
gen auch der Straßenbau. Entspre-
chend sieht der Umgang der Län-
der mit den Bundeszuschüssen
aus. Bundesländer wie das Saar-
land und Mecklenburg-Vorpom-
mern haben zum Beispiel in den
Jahren 2013/2014 keine einzige
Sozialwohnung gebaut. Zumin-
dest nach den bisherigen Planun-
gen wird der Bund seine Zahlun-
gen für den sozialen Wohnungs-
bau ab 2020 sogar komplett ein-
stellen. Gleichzeitig ist durch die
Massenzuwanderung nach
Deutschland ein immenser Zu-

satzbedarf an preiswerten Woh-
nungen entstanden. Bereits im
Jahr 2016 hat das Marktfor-
schungsunternehmen Empirica
die Prognose aufgestellt, die Nach-
frage werde bis 2020 deutschland-
weit um 656000 zusätzliche Woh-
nungen steigen. Norman Hanert

Die Mär von den reichen Deutschen
Selbst in den Euro-Krisenstaaten liegt das mittlere Vermögen höher

Roma und Sinti
»gut integriert«

Heidelberg – In Deutschland leben
nach Schätzung des Zentralrats
Deutscher Sinti und Roma etwa
70000 deutsche Sinti und Roma.
Diese sähen sich selbst „als gut in
die Gesellschaft integriert“ Aus die-
sem Grund hält die Bundesregie-
rung eine „nationale Integrations-
strategie“ für diesen Personenkreis
für unnötig. Auch für zugewanderte
ausländische Zigeuner, die ein
Recht zum dauernden Inlandsauf-
enthalt haben, sei eine nationale In-
tegrationsstrategie nicht erforder-
lich, denn ihnen stünden – unab-
hängig von ihrer Ethnie – dieselben
Integrationsprogramme offen wie
anderen Ausländern. Genauere An-
gaben zu dieser ethnischen Gruppe
können von amtlicher Seite nicht
gemacht werden, da die Zugehörig-
keit zu einer Minderheit „die per-
sönliche Entscheidung eines jeden
Einzelnen“ sei, die „von Staats
wegen nicht registriert, überprüft
oder bestritten werde“, so die Re-
gierung. J.H.

DE U TS C H L A N D

Anzeige

»Zwerge« dürfen
zur Polizei

Münster – Das Oberverwaltungsge-
richt Münster hat die vorgeschrie-
bene Mindestgröße von 1,68 Me-
tern für männliche Bewerber für
rechtswidrig erklärt. Der Zugang
zum Polizeidienst in NRW dürfe al-
lein von Eignung, Befähigung und
fachlicher Leistung abhängen. J.H.

Mietwohnungen sind typisch für Deutschland: Wohnsiedlung Marzahn Bild: Imago

Ein Grund ist, dass Deutsche vergleichsweise
selten in den eigenen vier Wänden wohnen, in
Kombination mit der Nullzinzpolitik der EZB
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Mit Kolumbus’ Fahrten setzte ein
nie dagewesener Austausch von
Spezies und Krankheiten unter
entfernten Kontinenten ein. Es
war der Beginn einer überaus
zweischneidigen Umwälzung, die
bis heute andauert.

Vier Mal segelte Christoph Ko-
lumbus 1492 bis 1504 im Auftrag
der spanischen Krone über den
Atlantik. Während er die Insel-
welt der Karibik erkundete,
wähnte er sich in Asien. Auf der
Suche nach der Gewürzroute,
dem noch nicht gefundenen See-
weg von Europa nach Asien, hatte
der Genuese den westlichen See-
weg gewählt, da die Portugiesen
ein Monopol für Entdeckerfahr-
ten entlang der afrikanischen Kü-
ste beanspruchten. 

Kolumbus hatte in den Schrif-
ten von Aristoteles und Seneca
Hinweise auf ein Land jenseits
des Atlantiks gefunden. Nach acht
entbehrungsreichen Wochen auf
See landete er am 12. Oktober
1492 vermutlich auf San Salvador
(indianisch: Guanahani), einer

Bahamas-Insel, erkundete an-
schließend Haiti und Kuba. Auf
seiner dritten Reise suchte er ent-
lang der venezolanischen Küste
nach der Straße von Malakka, um
zu den weiter südwestlich vermu-
teten Gewürzinseln vorzustoßen.
Noch ahnte niemand, dass die
Molukken-Inseln auf der anderen
Seite der Erdkugel liegen. 

U n te rd es s e n
erreichten die
Portugiesen 1498
das indische Kali-
kut und brachten
den lukrativen
Asienhandel mit
Waffengewalt un-
ter ihre Kontrolle. In Spanien
herrschte deswegen extreme Ver-
unsicherung. Dennoch ließ Ko-
lumbus bis zu seinem Tod im Jahr
1506 nicht von seiner Überzeu-
gung ab, in Indien gewesen zu sein
– „Indien“ war seinerzeit die Be-
zeichnung für das gesamte südasi-
atische Gebiet. Die dort lebenden
Ureinwohner nannte er Indianer.

Gewürze und Gewürzpflanzen
waren in diesen Gegenden nicht

zu finden. Außer kleineren Men-
gen Gold brachte er von seinen
Überseereisen aber Tomaten, Pa-
prika, Kakaobohnen und Mais mit
nach Spanien. Diese und andere
Nutzpflanzen wie auch die später
nach Europa eingeführte Kartoffel
fanden bei den spanischen Ho-
heiten aber nur eine geringe
Wertschätzung. Zu groß war die

E n t t ä u s c h u n g
über das Ausblei-
ben der riesigen
Goldschätze, die
Kolumbus der
spanischen Köni-
gin Isabella ver-
sprochen hatte. 

Nach dem Tod des Seefahrers
1506 eroberten die Konquistado-
ren die riesigen Reiche in Mittel-
und Südamerika. Damit wurde
ein reger Austausch von Pflanzen
und Nutztieren in Gang gesetzt,
und es kam auch zur Übertragung
von Krankheiten zwischen der
Alten und der Neuen Welt. 

Die Bevölkerungszahl der Indi-
genen schrumpfte rapide durch
mörderische Ausrottung sowie

vor allem durch die Krankheiten
der Europäer wie Masern, Grip-
pe, Pest und Pocken. Den indige-
nen Stämmen fehlten die Ab-
wehrstoffe gegen diese Seuchen.
Es kam zu einem Massensterben.
Bis zum Jahr 1600 soll die Bevöl-
kerung Mittel- und Südamerikas
von ursprünglich etwa acht Milli-
onen um 90 Prozent reduziert
worden sein. Die Europäer wiede-
rum schleppten die Syphilis von
Südamerika nach Europa ein. 

Die Bedeutung der historischen
Ausbreitung von Tieren, Pflanzen,
Bevölkerungsgruppen und Tech-
nologie zwischen Europa und
Amerika beschrieb der US-ameri-
kanische Historiker Alfred W.
Crosby Jr. in seinem 1972 erschie-
nenen Werk „The Columbian Ex-
change“, („Der Kolumbus-Effekt“).
Auf die Gegenwart angewendet,
zielt der Begriff auf die Ausbrei-
tung und Vermischung neuartiger
landwirtschaftlicher Waren und
Produkte aus Flora und Fauna
zwischen der östlichen und der
westlichen Hemisphäre.

Dagmar Jestrzemski

Mit der Besiedlung Nord-
amerikas durch die eu-
ropäischen Kolonisten

ging eine radikale Veränderung
der Landschaft einher. Seit eini-
gen Jahren sind sich die Forscher
beispielsweise sicher, dass der
von ihnen eingeschleppte Regen-
wurm (Lumbricus terrestris) das
Vordringen der weißen Siedler
auf bewaldetem Territorium der
Indianer begünstigt hat. 

Anders als in Europa, wo die
Böden auf die Durchlüftung
durch Regenwürmer angewiesen
sind, hatte sich in Nordamerika
seit der Nacheiszeit eine Lebens-
gemeinschaft von Pflanzen und
Tieren auf Basis einer dicken,
nährstoffreichen Bodendecke
herausgebildet. Der Einfluss des
Regenwurms fehlte, da diese Art
außer in den südlichen USA infol-
ge der Eiszeit ausgestorben war.
Mit den europäischen Siedlern

kehrten die Würmer zurück und
breiteten sich aus, da sie auf keine
natürlichen Feinde trafen. 

Die in Europa so segensreichen
Wühler schaden hier beträchtlich:
Wo sie auftauchten, starben die
Wälder binnen weniger Jahre ab.
Zusätzlich schlugen die Siedler

für den Haus- und Schiffbau die
Wälder kahl. Rinderweiden er-
setzten den Wald, Monokulturen
den gemischten Ackerbau. Nach
nur 150 Jahren war das nachhalti-
ge Ökosystem der Indianer ver-
nichtet.

Heute setzt sich diese Entwick -
lung fort, wie eine aktuelle Studie

von Wissenschaftlern des Deut-
schen Zentrums für integrative
Biodiversitätsforschung und der
Universität Leipzig zeigt. Aus eige-
ner Kraft kommen Regenwürmer
nur einige Meter pro Jahr voran.
Schneller geht es, wenn Autoreifen,
Angler und Wildtiere deren Eier in
andere Gegenden verbreiten.

Vom Staat New York über den
Mittleren Westen und die Rocky
Mountains bis zu den Bundes-
staaten am Pazifik wird die über
Jahrhunderte entstandene Boden-
decke der Wälder abgetragen,
wenn eingeschleppte Regenwür-
mer den Boden durchwühlen.
Feuchtigkeit liebende Pflanzen
verschwinden. Die Keimlinge der
Bäume haben keine Chance, die
ersten Jahre zu überstehen. Das
Problem ist nicht auf die USA be-
schränkt, sondern zeigt sich auch
in Australien und Gegenden der
Südsee.   D.J.

Zeitzeugen

Mit der fortschreitenden Glo-
balisierung der Märkte und

der Zunahme des weltweiten
Handels sowie des Fernreisever-
kehrs wächst das Auftreten von
Arten außerhalb ihres natür-
lichen Verbreitungsgebietes.“ 

Diese Feststellung steht in der
ersten EU-Verordnung zu „Prä-
vention und Management der
Einbringung und Ausbreitung in-
vasiver gebietsfremder Arten“,
die am 1. Januar 2015 in Kraft
trat. Das bedeutet: Immer mehr
Tiere, Pflanzen und Pflanzenpa-
rasiten werden in Verpackungen
und Transportmitteln über weite
Strecken in andere Gebiete beför-
dert und breiten sich dort aus. In
manchen Fällen sind absichtliche
Freisetzungen die Ursache für ih-
re Verbreitung oder der Ausbruch
von Heimtieren. Außerdem be-
wirkt der Klimawandel die Aus-
breitung von wärmeliebenden
Arten einschließlich Fischen in
kälteren Regionen. 

Im Zentrum der Verordnung
steht eine Liste von etwa 80 inva-
siven Arten (Pflanzen, Tiere, Pil-
ze). Im Gegensatz dazu verzeich-
net das Bundesamt für Natur-

schutz allein für Deutschland 168
solcher Arten, die negative Aus-
wirkungen haben. Teilweise sind
sie in EU-Ländern heimisch, teil-
weise auf anderen Kontinenten.
In fremder Umgebung fanden sie
günstige Bedingungen vor und
behaupten sich beispielsweise
durch aggressives Verhalten wie
die Nilgans oder der Waschbär
als Allesfresser und Eierräuber.
Es entstehen Schäden in ökologi-
scher, ökonomischer oder ge-
sundheitlicher Hinsicht. 

Laut EU-Kommission beläuft
sich der ökonomische Schaden
in der EU auf neun bis zwölf
Milliarden Euro jährlich. Erheb-
liche Verluste in der Land- und
Forstwirtschaft verursachen
Baumschädlinge wie der Asiati-
sche Laubholzbock. Die aus
Nordamerika eingeschleppte
Beifuß-Ambrosie ruft schwere
Allergien hervor. Zweck der EU-
Verordnung ist die Eindämmung
der nachteiligen Auswirkungen
durch die gelisteten Tier- und
Pflanzenarten. Verboten sind
Haltung, Zucht, Transport,
Tausch und das Freilassen dieser
Arten in die Umwelt.   D.J.

Rob Gosnell – Der Chef der Na-
turschutzbehörde auf der US-
amerikanischen Pazifikinsel
Guam bekämpft die invasive
Braune Nachtbaumnatter aus der
Luft mit vergifteten Mäusen. Zehn
von zwölf Vogelarten sind der
Schlangenart zum Opfer gefallen,
ein ökologisches Desaster. Wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs war
die Natter aus Neuguinea mit
Flugzeugen nach Guam einge-
schleppt worden. Nun soll sie
durch den Einsatz von Flugzeu-
gen ausgerottet werden.

Collin Angle – Zur Anwendung
gegen die überhandnehmenden
Rotfeuerfische in der Karibik, im
Golf von Mexiko und an der US-
Ostküste hat der Mitarbeiter einer
auf Staubsauger spezialisierten
Firma einen Roboter entwickelt.
Die im Pazifischen Ozean heimi-
schen Rotfeuerfische wurden von
Aquarianern an der Atlantikküste
ausgesetzt. Der Roboter betäubt
den Fisch durch Elektroschock
und saugt ihn anschließend in ei-
ne Röhre. 

James Russell – Auf Neuseeland
leitet der Ökologe ein Milliarden
Euro teures, auf Jahrzehnte ange-
legtes Programm zum Schutz der
gefährdeten endemischen Arten
auf den Inseln des Landes. Ziel ist
die 100-prozentige Ausrottung
sämtlicher invasiver Wirbeltiere,
die räuberisch leben, wie Ratte,
Wildkatze und Hermelin. Es wer-
den neuartige Technologien ein-
gesetzt, so etwa für das schwierige
Aufspüren der Eindringlinge. 

Thomas Jefferson – Den dritten
Präsidenten der Vereinigten Staa-
ten von Amerika und Mitverfasser
der Unabhängigkeitserklärung
verband mit Alexander von Hum-
boldt eine lebenslange Freund-
schaft. Anders als Humboldt ver-
trat Jefferson die Ansicht, dass es
„die Haushaltung der Natur“
nicht zulasse, eine ihrer Tierarten
aussterben zu lassen. 

Alexander von Humboldt – Der
weitgereiste preußische Naturfor-
scher beschrieb als Erster die Na-
tur als einen Raum von Wechsel-
wirkungen, einen Organismus des
Lebens, in dem Pflanzen und Tie-
re voneinander abhängen. Er
warnte davor, dass der Verlust ei-
ner einzigen Art eine Kettenreak-
tion katastrophalen Ausmaßes
auslösen könne. Damit war er sei-
ner Zeit weit voraus.

Hier Segen − dort Fluch
Wie der Regenwurm Amerikas Wälder zerstört hat

Der fatale Kolumbus-Effekt
Der legendäre Entdecker schleppte Arten und Krankheiten über den Atlantik
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Schaden von
jährlich zwölf

Milliarden Euro

Infektionen töteten 
90 Prozent

der Ureinwohner

Eigentlich ein Nordamerikaner: Seit Mitte des 20. Jahrhunderts breitet sich der Waschbär in Deutschland aus Bild: Imago
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Berliner Groteske
Von VERA LENGSFELD

Fast eine Woche lang gab es in Berlin ein
Schauspiel, nein, eine Schmierenkomö-
die, wie sie nur in der Hauptstadt von

Absurdistan möglich ist.
Am Freitag, dem 22. September, besetzten et-

wa 100 Chaoten, die von den wohlwollenden
Medien hartnäckig als „Aktivisten“ bezeichnet
werden, die „Volksbühne“ am Rosa-Luxemburg-
Platz. Sie erklärten diesen Akt der Nötigung
zur „Kunstaktion“. Dem Intendanten wurde be-
deutet, er könne sich zu den Spielstätten auf
dem Tempelhofer Feld tummeln. Vom Kulturse-
nator der Linkspartei, Klaus Lederer, verlangte
man „Unterstützung“. Einen Plan hatten die
„Aktivisten“ offenbar nicht. Als auf ihre Beset-
zung erst mal keine Reaktion erfolgte, weil der
wachsweiche Intendant keine Anzeige wegen
Hausfriedensbruchs stellen wollte und der Se-
nator ebenfalls untätig blieb, statt die Theater-
leute, die an ihrer Arbeit gehindert wurden, zu
verteidigen, wussten die Besetzer tagelang
nicht weiter. 

Sie veranstalteten Partys, Versammlungen,
Abstimmungen, zeigten Filme und behaupte-
ten, dass marxistische Seminare stattfänden.
Was das alles mit Kunst zu tun haben sollte,
wurden sie weder von den Medien noch von
der Politik gefragt. Stattdessen wurde den Gen-
trifizierungskritikern ein ernstzunehmendes
„Anliegen“ bescheinigt. Sie seien gegen stei-
gende Mieten, knappen Wohnraum und soziale
Verdrängung. In der Tat, so die „FAZ“, sei „die
städtische Wohnungspolitik eines der drän-
gendsten Themen unserer politischen Gegen-
wart“. Nur hat das alles nichts mit dem Theater
zu tun, wo keine Wohnungspolitik, sondern im
Idealfall Kunst gemacht wird.

In der viel zu langen Ägide von Frank
Castorf war es allerdings eher Propaganda, die
auf die Bühne kam. Es waren also eher Ideolo-
giebeflissene, die seinen Inszenierungen hul-
digten. Warum der neue Intendant, Chris Der-
con, so vehement abgelehnt wird, ist nicht
recht zu verstehen, denn auch er ist linksideo-
logisch verortet. Angeblich soll es den Beset-
zern um den „sozialen Zusammenhalt“ in der
Stadt gegangen sein. Darf man fragen, wieso es
für den sozialen Zusammenhalt förderlich sein
soll, wenn man ein Theater zum Protestcamp
umfunktioniert und die Künstler draußen blei-
ben müssen? Wer den Schaden hat, braucht für
den Spott nicht zu sorgen. So boten die Beset-
zer großzügig ihre „Unterstützung“ bei der Su-
che nach geeigneten Proberäumen an.

Gegen die sich ausbreitende Langweile unter
den „Aktivisten“ half die Teilnahme am gewalt-
samen Protestspektakel gegen die Wahlparty
der AfD auf dem nahen Alexanderplatz. Am
Morgen danach begann die Tristesse sich unter
den Besetzern weiter auszubreiten. Es wurden
von Tag zu Tag weniger. Am siebten Tag packte
das letzte Dutzend seine Sachen, um eine An-
zeige zu vermeiden. Als Abschiedsgeschenk
bekamen sie die unbegrenzte Nutzung zweier
Räume im Theater zugesprochen. Auf die
nächste Inszenierung darf man gespannt sein.

Berlins rot-rot-grünes Regierungs-
bündnis hat sich im Koalitionsvertrag
für eine Stärkung der direkten Demo-
kratie ausgesprochen. Nun bringt der
Volksentscheid zur Offenhaltung des
Berliner Flughafens Tegel den Senat in
eine Zwickmühle.

Parallel zur Bundestagwahl konnten
2,5 Millionen Berliner am 24. Septem-
ber bei einem Volksentscheid über ei-
nen Weiterbetrieb des Stadtflughafens
Tegel abstimmen. Das Votum der Wäh-
ler viel deutlich aus. Mehr als 56 Pro-
zent stimmten für eine Offenhaltung.
lediglich 41,7 Prozent sprachen sich
für eine Schließung Tegels aus. 

Als Reaktion auf den Volksentscheid
sagte Berlins Regierender Bürgermei-
ster Michael Müller (SPD): „Für mich
ist die rechtliche Lage keine andere als
vor dem Volksentscheid.“ Etwas ent-
gegenkommender reagierte Wirt-
schaftssenatorin Ramona Pop. Die
Grünen-Politikerin erklärte, der Senat
nehme das Bürgervotum sehr ernst.
Weiter erklärte Pop, Berlin wolle auf
die anderen Gesellschafter zugehen
und ausloten, ob diese bereit seien, die
erheblichen finanziellen und recht-
lichen Risiken eines Weiterbetriebs
von Tegel gegebenenfalls mitzutragen. 

Bislang will weder Rot-Rot-Grün in
Berlin noch Rot-Rot in Brandenburg
Tegel nach Eröffnung des neuen Flug-
hafens BER weiterbetreiben. Als An-

teilseigner der Flughafengesellschaft
Berlin-Brandenburg (FBB) haben sich
Berlin, Brandenburg und der Bund
im Jahr 1996 auf ein sogenanntes Sin-
gle-Airport-Konzept geeinigt. Dem-
nach soll Tegel innerhalb von sechs
Monaten nach dem Start des BER
dichtmachen. 

Befürworter wie Gegner einer Tegel-
Offenhaltung haben im Vorfeld des Re-
ferendums eine ganze Reihe von Grün-
den für ihre Position anführen können:
So ist unbestritten, dass der neue
Großflughafen bereits
zu seiner Eröffnung
unter Kapazitätseng-
pässen leiden wird.
Die FBB hat bereits
einen Masterplan für
eine 2,3 Milliarden
Euro teure Erweite-
rung des noch nicht einmal fertigge-
stellten Großflughafens angekündigt. 

Insgesamt würden damit die Kosten
von BER auf mehr als acht Milliarden
Euro klettern. Die Ausbaupläne bergen
allerdings noch mehr politische Brisanz.
Bei einer Sitzung des BER-Sonderaus-
schusses im Potsdamer Landtag wurde
die Absicht deutlich, die massive Erwei-
terung ohne neues Planfeststellungsver-
fahren zu realisieren. 

Der Berliner Senat kann sich in sei-
ner Ablehnung einer Tegel-Offenhal-
tung auf den gemeinsamen Beschluss
der Flughafengesellschafter Berlin,

Brandenburg und Bund von 1996 beru-
fen. Darüber hinaus führt die Berliner
Landesregierung juristische Argumen-
te an. So ist nach derzeitiger Rechtsla-
ge die Betriebsgenehmigung für den
BER an eine Schließung von Tegel ge-
koppelt. Bereits vor dem Volksent-
scheid hatte Müller erklärt: „Wie das
Votum auch ausgeht, die rechtliche Si-
tuation kann man nicht einfach so weg-
beschließen.“ 

Unter Juristen ist inzwischen ein
Streit entbrannt, ob dies tatsächlich

das letzte Wort in der
Angelegenheit ist. Der
Volksentscheid ist für
den Senat rechtlich
nicht bindend, aber
der klare Ausgang
bringt insbesondere
die Berliner SPD un-

ter politischen Druck. Bei der Bundes-
tagswahl fuhren die Genossen mit 17,9
Prozent ihr bislang schlechtestes
Wahlergebnis in Berlin ein. Der gesam-
te rot-rot-grüne Senat musste zudem
zur Kenntnis nehmen, dass seine Kam-
pagne gegen den Tegel-Volksentscheid
bei den Berlinern keinen Erfolg hatte. 

Mit dem positiven Ausgang der Be-
fragung steht überdies die Glaubwür-
digkeit des Dreierbündnisses auf dem
Spiel: SPD, Linkspartei und Grüne hat-
ten erst Ende 2016 im Koalitionsver-
trag erklärt, sie wollten die Bürgerbe-
teiligung stärken. Sowohl die Schlap-

pe, die Müller beim Volksentscheid
einstecken musste, als auch seine dar-
auffolgende Reaktion liefern den Op-
positionsparteien CDU, FDP und AfD
politische Munition frei Haus. 

So kann die Berliner AfD darauf ver-
weisen, dass sie sich noch vor allen an-
deren Parteien sehr früh für eine Of-
fenhaltung des Flughafens Tegel ausge-
sprochen hat. Gestärkt fühlen kann
sich auch die Berliner FDP. Der Chef
der Liberalen im Abgeordnetenhaus,
Sebastian Czaja, fordert, der Senat sol-
le das Ergebnis der Befragung nicht
umdeuten und dem Willen der Wähler
entsprechen. Bereits vor dem Volks-
entscheid hatte der FDP-Politiker von
der Möglichkeit eines Abwahl-Refe-
rendums gesprochen, wenn der Regie-
rende Bürgermeister Müller und der
rot-rot-grüne Senat den Tegel-Ent-
scheid nicht umsetzten. 

Inzwischen melden sich aus Bran-
denburg kritische Stimmen. Ortwin
Baier, Bürgermeister der Gemeinde
Blankenfelde-Mahlow, die in der
Nachbarschaft des neuen Großflugha-
fens liegt, sprach sich für eine radikale
Kehrtwende beim Flughafenkonzept
aus. Gegenüber dem „Tagesspiegel“
fordertder Sozialdemokrat die poli-
tisch Verantwortlichen auf, sie sollten
„das Votum der Berliner ernstnehmen“
und endlich zugeben, „dass der BER
eine Fehlentscheidung war“.

Norman Hanert

Die Mehrheit der
Berliner will, 
dass er bleibt: 
Der Flughafen
Tegel im Westen
der Hauptstadt

Bild: Imago

Demokraten im Test
Schwere Schlappe für Rot-Rot-Grün: Berliner stimmen für Weiterbetrieb des Flughafens Tegel

Doppelschlag für Woidke
SPD nur drittstärkste Kraft im Land − Rücktritt des Bildungsministers

Die CDU hat bei der
Bundestagswahl mit 26,7
Prozent der Zweitstimmen

in Brandenburg den ersten Platz
geholt. Die seit 27 Jahren im Land
regierende SPD fiel mit 17,6 Pro-
zent der Zweitstimmen sogar hin-
ter die AfD, die 20,2 Prozent be-
kam, und rutschte damit auf den
dritten Platz. Die in Potsdam mit-
regierende Linkspartei kam mit
17,2 Prozent auf Platz vier.

Kaum, dass das Wahlergebnis
vorlag, gab es den zweiten Schock
für die Brandenburger Sozialde-
mokraten: den vollkommen über-
raschenden Rücktritt von SPD-
Bildungsminister Günter Baaske
– angeblich aus privaten Gründen
und um sich mehr um seinen
Wahlkreis Potsdam-Mittelmark
kümmern zu können.

Nachfolgerin Baaskes soll die
SPD-Politikerin Britta Ernst wer-
den, bis zur Abwahl der SPD im
Frühjahr Bildungsministerin in
Schleswig-Holstein. Die von ihr
bevorzugte Tätigkeit in gleicher

Funktion in ihrer Heimatstadt
Hamburg ist ihr verwehrt, weil
der Senatschef Olaf Scholz ihr
Ehemann ist.

Die CDU nutzt ihren Höhenflug
und die markante Schwäche der
SPD, um vorgezogene Neuwahlen
in Brandenburg zu fordern. Diese

würden eigentlich erst 2019 an-
stehen. Die rot-rote Regierung un-
ter Führung von Ministerpräsi-
dent Dietmar Woidke (SPD) sei
„auch angesichts eines verheeren-
den Abschneidens bei der
Bundestagswahl“ nicht mehr
handlungsfähig, erklärte CDU-
Fraktionschef Ingo Senftleben.
Aus Sicht der CDU sei der Zeit-
punkt gekommen, wo Woidke den
Weg für Neuwahlen freimachen

sollte. „Sonst drohen zwei Jahre
Stillstand bis zur planmäßigen
kommenden Landtagswahl im
Jahr 2019“, begründete Senftle-
ben die Forderung seiner Partei.

Der seit August 2013 amtieren-
de Woidke reagiert auf die Wahl-
schlappe seiner Partei, den Rück -
tritt seines Bildungsministers und
die Forderung der CDU nach
Neuwahlen noch gelassen: „Wir
arbeiten stabil.“ Bei der letzten
Landtagswahl im September 2014
hatte die SPD noch 31,9 Prozent
der Stimmen erreicht und damit
die CDU, die ein Ergebnis von le-
diglich 23 Prozent einfahren
konnte, klar auf den zweiten Platz
verwiesen. An dritter Stelle lag
die Linkspartei mit 18,6 Prozent,
gefolgt von der AfD mit 12,2 und
den Grünen mit 6,2 Prozent der
Wählerstimmen. Angesichts der
derzeitigen politischen Großwet-
terlage dürfte im Fall vorgezoge-
ner Neuwahlen eine Wiederho-
lung dieses Ergebnisses ausge-
schlossen sein. Jan Heitmann

War »mehr direkte
Demokratie« ein

hohles Versprechen?

PR E U S S E N / BE R L I N

Brandenburgs CDU
fordert vorgezogene

Neuwahlen
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Muslime in 
der Mehrzahl

Wien – In der Hauptstadt des ka-
tholisch geprägten Österreich be-
suchen mittlerweile mehr musli-
mische als katholische Kinder die
Pflichtschulen. Nach Angaben des
Stadtschulratsamtes stehen genau
31984 muslimische 29 894 katho-
lische Schüler gegenüber. Nur die
Tatsache, dass 15 531 Schüler oh-
ne Religionsbekenntnis sind und
9985 Kinder der serbisch-ortho-
doxen Religionsgemeinschaft an-
gehören, konnte verhindern, dass
es eine absolute muslimische
Mehrheit in den Wiener Pflicht-
schulen gibt. Die Demografie
lehrt, dass die Verhältnisse, die
jetzt an den Schulen herrschen, in
30 bis 40 Jahren auf die Gesamt-
bevölkerung zutreffen werden.
Das bedeutet, dass die Muslime in
wenigen Jahrzehnten in Wien in
der Mehrzahl sein werden. B.B.

Schon seit Wochen warnen Exper-
ten vor einem neuen Genozid in
Afrika, diesmal in der Zentralafri-
kanischen Republik, wo seit 2013,
von Islamisten angeschürt, ein
nicht mehr enden wollender Kon-
flikt zwischen Christen und Mus-
limen schwelt.

Von Amnesty International (AI)
stammt der letzte Bericht über die
zunehmende interreligiöse Gewalt
in der Zentralafrikanischen Repu-
blik. Zuvor hatten schon die UNO,
Kirchenvertreter und an-
dere Menschenrechtsorga-
nisationen vor einem Völ-
kermord gewarnt. Vor al-
lem Christen würden in ei-
nigen Provinzen gezielt ge-
tötet, beklagt AI. Augen-
zeugen aus der Provinz
Basse-Kotto im Süden des
Landes berichteten AI von
brutalen Überfällen auf die
Zivilbevölkerung. Bei ei-
nem Massaker in der Stadt
Alindao seien mindestens
130 Menschen getötet wor-
den, viele Frauen seien oft
vor den Augen ihrer Kin-
der brutal vergewaltigt
worden. 

In dem Land stationierte
UN-Soldaten seien erst ei-
nen Tag zu spät und in nur
geringer Zahl erschienen.
AI rief die UN auf, das
Mandat und die Ausrü-
stung der Mission in der
Zentralafrikanischen Re-
publik zu überprüfen. Of-
fenbar seien die 11000 in
dem Land stationierten
Soldaten und 2000 Polizi-
sten nicht in der Lage, die
Zivilbevölkerung ausrei-
chend zu schützen. 

Bei den Tätern, die in
Basse-Kotto wüten, han-
delt es sich um eine Terrorgruppe
mit dem Namen „Union für den
Frieden in Zentralafrika“ (UPC),
eine Abspaltung der muslimi-
schen Rebellengruppe Séléka. Die
UPC besteht aus Kämpfern, für
die Frieden und Gewalt keine
Widersprüche sind. Sie sind mit

ihrem Chef Ali Darassa Maha-
mat, der die rechte Hand des
einstigen Rebellenführers Abdel
Kader Baba-Lad-
dé im Tschad
war, nach Zen-
tralafrika gekom-
men. Er wird
hauptsächl ich
von dem noma-
dischen, musli-
mischen Hirtenvolk der Fulbe,
das in vielen Staaten lebt, unter-
stützt, sodass der Konflikt neben

der religiösen Dimension auch
eine ethnische und eine interna-
tionale Komponente erhalten
hat. 
Die Vereinten Nationen wollen
angesichts der zunehmenden
Gewalt die Blauhelmtruppe in
der Zentralafrikanischen Repu-

blik aufstocken. Die UN gehören
zu denen, die seit Wochen vor ei-
nem drohenden Völkermord in

dem Land warnen. Allerdings
gibt es auch Berichte, dass vor
allem UN-Soldaten aus muslimi-

schen Ländern gemeinsame Sa-
che mit der Séléka machen.
Am bedenklichsten ist die zuneh-
mend religiöse Aufheizung des
Konflikts, der nach dem Sturz von
Präsident François Bozizé im März
2013 durch die Séléka begann. Im
Dezember 2015 verdrängte zwar

eine internationale Eingreiftruppe
unter Führung Frankreichs und
später der UNO die Séléka von der

Macht, aber diese
rief im Norden
unter Führung ih-
res „Emirs“ Nu-
reddine Adam ei-
nen eigenen Staat
mit dem arabi-
schen Namen

„Dar El Kuti“ aus. Seitdem kommt
das Land trotz mehrerer Friedens-
abkommen nicht zur Ruhe.

Die Bevölkerung von Zentral-
afrika ist zu jeweils 40 Prozent ka-
tholisch und protestantisch sowie
zu zehn Prozent muslimisch. An-
gesicht der religiös aufgeheizten
Lage haben die katholische Kirche
und Vertreter der Muslime einen
verstärken Dialog unternommen.

Es wird behauptet, dass der Kon-
flikt politische Gründe habe und
im Zusammenhang mit der Aus-
beutung der Bodenschätze des
Landes stehe, vor allem der Blut-
diamanten. „Wir wollten nie, dass
die Anti-Balaka-Kämpfer sich als
Christen bezeichnen. Sie sind
Mörder und nichts anderes”, so
Dieudonné Kardinal Nzapalainga,
der Erzbischof von Bangui. Von
muslimischer Seite fehlt eine sol-
che Feststellung gegenüber den
Séléka-Rebellen und der UPC. 

2015 hatte es kurz so
ausgesehen, dass ein Frie-
densvertrag hätte halten
können, den die katholi-
sche Gemeinschaft Sant’E-
gidio vermittelt hatte, die
bereits in Mosambik einen
Friedensvertrag zwischen
zwei christlichen Rebellen-
gruppen vermittelt hatte.
Der Papst, der im Novem-
ber desselben Jahres im
Lande war, um das Heilige
Jahr der Barmherzigkeit zu
beginnen, konnte die Rük-
kkehr der Gewalt nicht
verhindern. Der Bamber-
ger Erzbischof Ludwig
Schick, der Vorsitzende
der Kommission Weltkir-
che der deutschen Bischö-
fe, der fünf Tage lang in der
Zentralafrikanischen Re-
publik unterwegs war, hat
nun berichtet, dass sich
viele eine Rückkehr des
Papstes wünschen. 

Die Voraussetzung für ei-
ne Besserung ist ein funk-
tionierender Staat, aber
den gibt es seit 2013 nicht
mehr. Es gibt keine Verwal-
tung, keine Schulen und
keine Armee. Die Kirchen
haben in einigen Berei-
chen wie Gesundheit und

Schulen die Aufgaben des Staates
übernommen, aber das reicht
nicht. Dem 2016 gewählten Präsi-
denten des Landes, Faustin Ar-
change Touadéra, werfen vor al-
lem Zentralafrikaner in Frank-
reich Tatenlosigkeit, Passivität und
Erfolglosigkeit vor. Bodo Bost

Zentralafrika droht Genozid
Amnesty International beklagt die gezielte Tötung von Christen in dem gefallenen Staat

Keine Stütze für
Abgelehnte

Bern – Die Schweizer haben sich
in einem Referendum über die
Änderung des Sozialhilfegesetzes
mit deutlicher Mehrheit dafür
ausgesprochen, dass Asylbewer-
ber, deren Antrag rechtskräftig
abgelehnt wurde, keine Sozialhil-
fe mehr erhalten sollen. Bisher
standen ihnen umgerechnet 777
Euro im Monat zu. Statt dessen
erhalten sie künftig aus der soge-
nannten Asylfürsorge nur noch
310 Euro monatlich. Auch erhal-
ten die Kommunen mehr Ent-
scheidungsfreiheit. Bisher finan-
zierte der Kanton einen großen
Teil der sogenannten Integra-
tionsmaßnahmen. Ab jetzt ent-
scheiden die Gemeinden selbst,
ob sie Deutschkurse, Qualifika-
tionsmaßnahmen und Praktika
für abgelehnte Asylbewerber fi-
nanzieren. Hierfür zahlt ihnen
der Bund eine Pauschale. Die
Krankenkassenprämien hingegen
werden weiter vom Kanton über-
nommen. J.H.

Erstmals hat eine Delegation
aus einem afrikanischen
Land einen EU-Mitglieds-

staat besucht, um dorthin immi-
grierte Landsleute zu identifizie-
ren. Drei Beamte aus dem Sudan
wurden nach Belgien eingeladen,
um den dortigen Ausländerbehör-
den bei der Identifizierung von
Landsleuten in Gefängnissen zu
helfen Viele Immigranten aus Afri-
ka beantragen in Belgien kein Asyl.
Für sie ist die belgische Hauptstadt
nur eine Durchgangsstation auf der
Reise nach Großbritannien. Darun-
ter sind neben Eritreern auch auf-
fallend viele Sudanesen, die teil-
weise zu mehreren Hunderten im
Brüsseler Nordviertel umherirren,
während sie auf eine Chance zur
illegalen Weiterreise nach Großbri-
tannien warten. Dies ist den belgi-
schen und Brüsseler Behörden ein
Dorn im Auge. Die belgischen Be-
hörden wollen die Bildung eines
Lagers verhindern, das dem dama-
ligen „Dschungel von Calais“ ver-
gleichbar ist.

Die Präsenz einer sudanesischen
Delegation, die mit der Identifizie-
rung von Immigranten befasst wur-
de, löste einen politischen Auf-
schrei im Land aus. Mehrere Op-
positionspolitiker warfen der Re-
gierung die „Zusammenarbeit mit
einer Diktatur“ vor. Sozialisten und
Grüne verlangtem vom Premiermi-
nister Charles Michel vom libera-

len Mouvement Réformateur (MR),
der gerade bei der UNO in New
York war, um die Kandidatur Bel-
giens für ein nicht-ständiges Mit-
glied des Sicherheitsrates zu vertei-
digen, eine umgehende Erklärung.
Die Zusammenarbeit zwischen
Belgien und einer Diktatur sei ein
Schande, sagte Jean-Marc Nollet
von der grünen Partei Ecolo dem
öffentlichen Radiosender La Pre-
mière (RTBF) und sprach von einer
„sehr ernsten Angelegenheit“. Ein
Editorial in der flämischen Tages-
zeitung „De Morgen“ sprach gar

von einem „Pakt mit dem Teufel“.
Innenstaatssekretär Theo Francken
von der flämischen Nationalpartei,
der für die Aktion verantwortlich
ist, habe durch die Zusammenar-
beit mit den sudanesischen Behör-
den vor einem Asylantrag eindeu-
tig gegen geltendes Recht versto-
ßen, protestierte Alexis Deswaef,
Präsident der Liga der Menschen-
rechte (LDH) von Belgien. Der Su-
dan sei „die schlimmste Diktatur“,
so der Anwalt, der daran erinnerte,
dass der sudanesische Präsident
Omar al-Bashir durch einem Haft-

befehl des Internationalen Strafge-
richtshofs gesucht wird. Viele der
betroffenen Immigranten verließen
eben wegen dieses repressiven Re-
gimes ihr Land. Christen, Opposi-
tionelle und demokratische Politi-
ker, Journalisten und andere ver-
schwänden oft auf Nimmerwieder-
sehen in der sudanesischen Haupt-
stadt. Belgiens Asyl- und Einwan-
derungsstaatssekretär Theo Frank-
ken entgegnete dazu, den betroffe-
nen aufgegriffenen Sudanesen ste-
he frei, hier um Asyl zu bitten, falls
sie in ihrer Heimat aus welchem
Grund auch immer Verfolgung zu
befürchten hätten.

Dass eine Delegation aus einem
afrikanischen Land quasi nach
Europa zitiert wird, ist neu in der
EU. Stellt sich heraus, dass die
aufgegriffenen Afrikaner aus dem
Sudan kommen, wird ihnen von
den belgischen Behörden ein
„laissez-passer“ ausgestellt, mit
dem sie in ihr Land zurückkeh-
ren können. Andernfalls droht ih-
nen Abschiebehaft. Bei Erfolg der
Maßnahme in Brüssel könnte das
Beispiel Schule machen, be-
sonders in Deutschland, wo Zig-
tausende abgelehnte ausreise-
pflichtige Asylsucher aus aller
Herren Länder auf die Feststel-
lung ihrer Staatsangehörigkeit
warten und in dieser Zeit dem
Steuerzahler auf der Tasche lie-
gen. B.B.

Vorbild für Deutschland
Der Sudan hilft Belgien bei der Identifizierung von Staatsbürgern

Aus Khartum kam
extra eine Delegation

nach Brüssel

Der Konflikt hat neben der religiösen 
Dimension auch eine ethnische 

und eine internationale Komponente

AU S L A N D

Noch in den letzten Tagen
vor der Bundestagswahl
hatte die CDU-Bundes-

tagskandidatin Karin Strenz in der
Hafenstadt Wismar in Mecklen-
burg-Vorpommern einen gemein-
samen Wahlkampfauftritt mit An-
gela Merkel. Am selben Tag wurde
nach Ermittlungen der „Süddeut-
schen Zeitung“ und des britischen
„Guardian“ bekannt, dass Strenz,
die ihr Bundestagsmandat vertei-
digen konnte, zwischen 7000 und
15000 Euro über eine Firma des
ehemaligen CSU-Bundestagsabge-
ordneten und Lobbyisten Eduard
Lintner für eine Tätigkeit für Aser-
baidschan erhalten hat. Dies hatte
sie auch in ihrer Bundestagsabge-
ordnetendatei angegeben. Darin
hatte sie jedoch nicht gesagt, wo-
für sie dieses Geld erhalten hatte.
Erst als sich Strenz weigerte, auf
Presseanfragen zu antworten, ent-
stand der Verdacht, dass es sich
um Korruptionsgelder handeln
könnte, wegen denen auch euro-
paweit ermittelt wird. Lintner ist
einer von mehreren prominenten
Europäern, die große Geldsum-
men zum Zwecke der Geldwäsche
von einem aserbaidschanischen
Fonds erhalten haben. Er gibt die
Zahlungen zu, sagt aber, dass er
nicht persönlich davon profitiert
habe und sich der ursprünglichen
Quelle der Zahlungen nicht be-
wusst gewesen sei.

Es ist seit Langem bekannt, dass
Aserbaidschans herrschende Elite
fast drei Milliarden Euro an Staats-
fondsgelder benutzt, um die Kritik
an Menschenrechtsverletzungen
im Lande mit einer Reihe von ver-
deckten Zahlungen an führende
europäische Politiker zu unterbin-
den. Lintner erhielt mehr als
800000 Euro von Shell UK, einem
Unternehmen, das stark im Ölge-
schäft in Aserbaidschan engagiert
ist. Ein Teil dieses Geldes wurde an
andere Abgeordnete in Deutsch-
land und Belgien weitergezahlt.

Die Zahlungen an Strenz in den
Jahren 2014 und 2015 wurden über
Lintners Firma Line M-Trade in der
Kanzlei seines Nürnberger Anwalts
abgewickelt. Es ist nicht bekannt,
ob Strenz sich der Herkunft des
Geldes, das sie empfangen hat, be-
wusst war.

Karin Strenz hat Aserbaidschan
mehrmals besucht, auch als Wahl-
beobachterin, und sie ist Vorsitzen-
de der deutsch-südkaukasischen
Freundschaftsgruppe im Bundes-
tag. Sie hat ein Foto auf ihrer Web-
site veröffentlicht – Slogan „Politik

kann anders sein“ – mit dem Präsi-
denten Aserbaidschans, Ilham
Aliyev. Strenz, eine ehemalige
Sonderschullehrerin, ist seit 2009
Bundestagsmitglied. Sie steht nun
unter dem Druck zu erklären, ob
die Zahlungen ihr Abstimmverhal-
ten in Berlin und in der Parlamen-
tarischen Versammlung des Euro-
parates, der sie seit 2009 angehört,
beeinflusst haben. Im Juni 2015
stimmte Strenz gegen ein Votum
der Parlamentarischen Versamm-
lung, die Aserbaidschan aufforder-
te, ihre politischen Gefangenen, zu
denen eine Reihe kritischer Jour-
nalisten gehören, freizulassen. Sie
war der einzige deutsche Vertreter,
der gegen diese Resolution stimm-
te. Strenz hat auch als einzige
Wahlbeobachterin ein positives Ur-
teil über die letzten Parlaments-
wahlen in Aserbaidschan abgege-
ben, im Gegensatz zu allen anderen
Beobachtern, die Kritik äußerten.

Vergangenen Monat trat der bel-
gische liberale Politiker Alain De-
stexhe, einer der belgischen Be-
schuldigten im aserbaidschani-
schen Geldwäscheskandal von al-
len Ämtern im Europarat zurück.
Der ehemalige Generalsekretär von
Médecins Sans Frontières (Ärzte
ohne Grenzen) war der Verfasser
eines parlamentarischen Versamm-
lungsberichts über Aserbaidschan,
der die Menschenrechtssituation
unerwähnt ließ. B.B.

Schmiergelder aus Baku?
Schwere Vorwürfe gegen die Bundestagsabgeordnete Karin Strenz

Die Politikerin erhielt
wiederholt Geld 

von Aserbaidschan

Die UNO möchte ihre Zahl in der Zentralafrikanischen Republik aufstocken: Blauhelme Bild: pa



Nr. 40 – 6. Oktober 2017 7

MELDUNGEN

Familienfirmen
sind zufrieden

Gastronomen
bezahlen schlecht

Berlin – Nach einer Umfrage des
Bundesverbandes der Deutschen
Industrie und der Deutschen Bank
unter den größten Familienunter-
nehmen in Deutschland bewerten
immer mehr große Familienunter-
nehmen die eigenen Aussichten
optimistisch. 76 Prozent der Befrag-
ten schätzen die zukünftige Wirt-
schaftslage ihres Unternehmens als
gut oder sehr gut ein. Damit ist die-
ser Wert das fünfte Jahr in Folge ge-
stiegen. Von der nächsten Bundes-
regierung wünscht sich jedes zwei-
te Familienunternehmen eine Sta-
bilisierung der EU. Zentrale Sorge
der größten Familienunternehmen
ist ein Wiederaufkommen der
Schuldenkrise (63 Prozent). J.H.

Berlin – Beschäftigte im Hotel-
und Gaststättengewerbe verdienen
deutlich weniger als die im produ-
zierenden Gewerbe oder im
Dienstleistungsbereich. Während
der Bruttostundenlohn der ande-
ren Berufsgruppen bei knapp 23
Euro liegt, werden den Hotel- und
Gaststättenmitarbeitern nur 12,71
Euro gezahlt. Knapp 90 Prozent
der Beschäftigten im Hotel- und
Gaststättengewerbe waren im ver-
gangenen Jahr unbefristet beschäf-
tigt. Der Anteil befristeter Neuein-
stellungen lag bei 60 Prozent. J.H.

Die scheidende Bundesregierung
verlangt von der EU, Vorschriften
zu erlassen, mit denen Firmen-
übernahmen durch chinesische
Investoren erschwert werden (sie-
he PAZ Nr. 38). Dafür ist es aus
deutscher Sicht höchste Zeit, denn
der Ausverkauf ist längst in vol-
lem Gange, vor allem im Spitzen-
technologiesektor Deutschlands.

Die großen Kapitalgesellschaf-
ten sind längst international. Sie
produzieren nicht nur weltweit,
haben weltweite Zulieferer, son-
dern haben auch weltweit Anteils-
eigentümer. Mehr als 70 Prozent
unserer DAX-Konzerne befinden
sich mehrheitlich in ausländischer
Hand, meist in US-amerikani-
scher. Ein vom Ausland be-
herrschter Konzern hat keine na-
tionale Bindung mehr, hat keine
Heimat, verlangt Globalisierung
und Freihandel und vor allem Ka-
pitalfreizügigkeit einschließlich
der Steuerersparnis durch Steu-
eroasen. 

Dem internationalen Handel
dieser globalen Konzerne ver-
dankt Deutschland seine Export-
überschüsse. Diese Überschüsse
wiederum sind nur dadurch er-
zielbar, dass Deutschland – meist
öffentlich stark subventioniert – in
Wachstumsbranchen wichtige
technische Vorteile hatte oder
noch hat. Verliert Deutschland sol-
chen technischen Vorsprung, ver-
liert es nicht nur seine Exportfä-
higkeit, sondern auch einen Teil
des Wohlstandes des Landes. 

In diesem Sinne sind die tech-
nologischen Wachstumstreiber der
internationalen Konzerne nicht
nur von der Eigentumsstruktur ei-
ner Kapitalgesellschaft her, son-
dern auch wegen ihrer Abhängig-
keit von ausländischen Groß-
mächten wie den USA oder China
für Deutschland höchst gefährlich.
In Deutschland ist es weniger als
in anderen Ländern möglich, tech-
nischen Vorsprung geheim- und
zurückzuhalten, weil die US-Ame-
rikaner nach dem Besatzungssta-
tut das Recht haben, sämtliche
deutschen digitalen und Informa-
tiksysteme einschließlich aller Te-

lefonleitungen und Mobiltelefon-
systeme in Deutschland flächen-
deckend und total zu kontrollie-
ren. Sie können also jede in
Deutschland entstehende neue
Technologie sofort durch ihre
Spionagesysteme abgreifen und
ihrer einheimischen Industrie
weiterübermitteln. Oft weiß also
die US-amerikanische Konkur-
renzindustrie über neue Patent-
entwicklungen eher Bescheid, als
dass ein Patent in Deutschland er-
teilt ist. Wo die Totalspionage nicht
ausreicht, werden sich technische
Neuerungen durch Finanz- und
Bestechungstricks angeeignet. Bei-
spiel: Die ortungssichere U-Boot-
Technologie der Kieler Howaldt-
Werft, wo ein ungetreuer Vorstand
mit Billigung der Bundesregierung
angebliche US-amerikanische

Übernahmewünsche durch Aus-
händigung aller Pläne und techni-
scher Interna solange mitmachte,
bis die Amerikaner alles hatten
und an der Werft selbst nicht mehr
interessiert waren.

Wie gefährlich eine Verlagerung
der deutschen Produktion ins
Ausland ist, hat vor Jahrzehnten

die Fotobranche erfahren.
Deutschland war in den 50er und
60er Jahren Weltführer bei Fotoap-
paraten. Dann wurde „wegen der
billigeren Arbeitskräfte“ die Pro-
duktion nach Asien verlegt und
nur noch in Deutschland verkauft,

bis die japanische Konkurrenz die
deutschen Modelle besser auf
dem Weltmarkt anbot als die
Deutschen selbst und die Markt-
führung an sich gerissen hat. Heu-
te kaufen die Deutschen asiatische
Fotoapparate statt deutscher.

Nach den USA und Japan ist nun
China der große Technologieabsau-
ger. Die Chinesen haben mehr als
drei Billionen US-Dollar Gutha-
ben, für die sie wahrscheinlich
nichts mehr bekommen, wenn sie
nicht rechtzeitig auf Sachwerte
umsteigen. Sie kaufen deshalb in
der ganzen Welt alles, was sie noch

bekommen können, vor allem
Technologie zu jedem Preis. In den
USA können sie nicht einkaufen,
weil die US-Regierung ein Sicher-
heits-Veto-Recht hat und dieses
ständig ausübt. In Deutschland gibt
es einen solchen nationalen Si-
cherheitsvorbehalt zwar auch, er
wird aber nie genutzt, weil die glo-
balisierungsfreundliche Bundesre-
gierung darin eine „internationale
Handelsbeschränkung“ sieht. So
können die Chinesen in Deutsch-
land ungehindert Hochtechnologie
aufkaufen.

Ein Beispiel des Ausverkaufs
deutscher Technologie ist der Er-
werb der Aktienmehrheit an der
international führenden Roboter-
firma Kuka in Augsburg. Sie hat ih-
re Weltspitze mit vielen deutschen
Subventionen erreicht. Nun, wo sie

in chinesischem Eigentum steht, ist
auch die Produktionstechnologie
von Kuka für Deutschland verlo-
ren, sie wird systematisch nach
China verlegt. In wenigen Jahren
schon werden die Deutschen Ro-
boter aus China kaufen, die
Deutschland keinen Exportüber-
schuss mehr, sondern Exportdefi-

zite bringen. Auch die deutschen
Automobilfirmen haben erst nach
China exportiert, wurden dann ge-
zwungen, eigene Fertigungsstätten
in China aufzubauen, haben damit
die deutsche Technologie in mehr-
heitlich Chinesen gehörende Fir-
men eingebracht und werden in
den nächsten Jahren gegen diese
Firmen ihre heimischen Produkte
immer weniger exportieren kön-
nen, also den Exportmarkt verlie-
ren.

Auch Siemens sieht die digitale
Zukunft vor allem in China und
verlegt sein globales Forschungs-
zentrum für autonome Roboter in
die Volksrepublik. Eigentlich ist
folgerichtig nach dem Abzug der
Kuka-Roboterführung, dass auch
Siemens seine weltführende Ro-
boterforschung nicht ohne heimi-
sche Produktionsanwendung hal-
ten kann, sondern seine Zukunfts-
forschung in das Land verlegt, wel-
ches auch die Robotertechnik er-
worben hat.

Am schlimmsten für Deutsch-
land ist das Beispiel Airbus. Dieser
vom Staat stark subventionierte
Flugzeugkonzern hat – angeblich,
um auf dem chinesischen Markt
Fuß zu fassen – den Chinesen Pro-
duktionsanlagen für Airbus-Ma-
schinen geliefert und aufgebaut,
sodass die Chinesen heute schon
eigene Konkurrenzmaschinen zu
Airbus in eigenen Firmen mit der
Airbus-Technologie bauen können.
Es gehört keine Phantasie dazu
vorauszusagen, dass in zehn Jahren
Airbus nicht mehr nach China lie-
fern kann, weil dort chinesische
Airbus-Firmen den Markt beherr-
schen. 

In allen Fällen hat der deutsche
Steuerzahler die Zukunftstechno-
logien massiv aus den Steuern des
Mittelstandes subventioniert und
haben dann die internationalen
Konzerne das Ergebnis dieser
Subventionen und deutscher
Technologie ins Ausland verlagert,
verkauft oder dem Ausland sogar
kostenlos überlassen. Die Bundes-
regierung sieht dies als normalen
„Internationalisierungsprozess“
an und greift nicht ein.

Eberhard Hamer

Ausverkauf der deutschen Wirtschaft
Wie die Globalisierer die Spitzentechnologie aus Deutschland abziehen

Vor wenigen Tagen feierte
der Supermarkt in Deutsch-
land seinen 60. Geburtstag.

Was damals als untrügliches Zei-
chen einer Amerikanisierung galt,
steht heute vor der Frage: Auslauf-
modell oder Zukunftsprojekt? 

47 Millionen Menschen haben
im vergangenen Jahr in Deutsch-
land Waren oder Dienstleistungen
für private Zwecke über das Inter-
net gekauft oder bestellt. Dies ent-
spricht einem Anteil von 77 Pro-
zent der Internetnutzer ab zehn
Jahre. Und der Siegeszug des Onli-
ne-Kaufs geht weiter – auch im Le-
bensmittelbereich. 28 Prozent aller
Online-Besteller haben bereits Le-
bensmittel oder Getränke im Inter-
net gekauft, 2012 waren es erst
zehn Prozent.

Klar ist, der Tante-Emma-Laden
hat ausgedient. Dort wurde man
vom Personal bedient. Die Super-
märkte haben die Selbstbedienung
zum Programm gemacht. „Einen
Einkaufswagen nehmen, selbst die
Waren auswählen – das war 1957
ungewohnt für die Deutschen. Ei-
nige seien verwirrt gewesen und
hätten sich erst gar nicht getraut,
sagte Bernd Ohlmann vom Han-
delsverband Bayern gegenüber
dem Bayerischen Rundfunk (BR).
„Manche haben sich als Diebe ge-
fühlt, als sie unbezahlt Artikel in
den Einkaufswagen gelegt haben.

Manche Supermärkte haben Ver-
haltensregeln an die Kunden raus-
gegeben.“

Heute wird der Lebensmittel-
handel in Deutschland von den
großen Supermarktketten Edeka
und Rewe geprägt, die zuletzt er-
neut steigende Zahlen präsentie-
ren konnten. Doch auch diese ha-
ben ihre Sorgen. Denn parallel zu
den Supermärkten mit ihrem gro-
ßen Warensortiment haben Nied-
rigpreisketten wie Aldi und Netto
ihre Produktpaletten erweitert.
Doch am meisten
wird der Online-
Handel das Ein-
kaufsverhal ten
der Zukunft be-
stimmen. Späte-
stens seit der
I n te r n et g i g a n t
Amazon seinen Lebensmittellie-
ferdienst Amazon Fresh auch in
Deutschland gestartet hat, ist ein
Wettlauf um die Marktführer-
schaft entstanden. 

Michael Gerling, Geschäftsfüh-
rer des Handelsforschungsinsti-
tuts EHI, sieht allerdings auch
Probleme für die Online-Händler.
„Online-Angebote werden im Le-
bensmittelhandel zwar immer
wichtiger. Der Kunde erwartet das
einfach“, erklärte er gegenüber
der Deutschen Presse-Agentur.
Allerdings sei der Service teuer. 

Gerling glaubt, dass die klassi-
schen Supermärkte auch weiter-
hin eine Zukunft haben werden.
„Das Gesicht des Supermarkts
wird sich verändern. Im Super-
markt der Zukunft werden frische
Produkte eine viel größere Rolle
spielen.“ Denn Obst, Gemüse,
Fleisch oder Käse wolle der Kunde
sehen und erleben, bevor er sie
kaufe. Andere Artikel wie Geträn-
ke würden sich immer mehr Men-
schen nach Hause liefern lassen. 

In Deutschland arbeiten derzeit
mehrere Hundert
Forscher am
Supermarkt der
Zukunft. „Für
Supermärkte ist
es eine Heraus-
forderung, eine
a n g e n e h m e

Atmosphäre zu schaffen, die zum
Kaufen animiert. Der Kunde soll
sich länger im Supermarkt aufhal-
ten und genau die Informationen
bekommen, die für ihn relevant
sind“, sagt Gerrit Kahl, Leiter des
Forschungszentrums im saarländi-
schen St. Wendel. Die Forscher
entwickeln einen Supermarkt, der
ohne Kassen auskommt, an der
Kunden warten müssen. Der soge-
nannte Check-Out gelingt einfach
per Smartphone oder Fingerab-
druck. Das Vorbild kommt hierzu
wieder einmal aus den USA. Im

Supermarkt „Amazon Go“ im US-
amerikanischen Seattle sollen
Kunden sich gar nicht mehr an ei-
ner Kasse anstellen müssen. Grei-
fen sie nach einem Produkt, wird
das von einer Smartphone-App re-
gistriert. Verlässt der Kunde dann
das Geschäft, erstellt die App auto-
matisch die Rechnung. Bezahlt
wird mit einem Klick per Online-
Dienst. Fehlerfrei läuft das Modell
bis heute aber nicht, weswegen ei-
ne flächendeckende Einführung
verschoben wurde. 

Und es gibt weitere Projekte, die
in den unterschiedlichsten For-
schungszentren getestet werden.
So versucht man sich in St. Wen-
del derzeit an einer intelligenten
Frischetheke, an welcher der Kun-
de per Fingerzeig genaue Pro-
duktinformationen angezeigt be-
kommt und auch direkt bestellen
kann. Und in den USA kann der
Einkaufswagen bei Walmart in na-
her Zukunft selbst fahren. Die
amerikanische Supermarktkette
arbeitet an dem Einkaufswagen
für das Smartphone. Kunden
schicken ihm ihre Einkaufsliste
per App. Der Wagen navigiert sie
zum richtigen Regal und scannt
die Produkte, sobald der Kunde
sie einpackt. „Das Einkaufsverhal-
ten wird sich in den kommenden
15 bis 20 Jahren radikal verän-
dern“, sagt Kahl. Peter Entinger

Chinas Regierung hat spekula-
tive Geschäfte mit noch nicht

entwickelten Krypto-Währungen,
sogenannte Initial Coin Offerings,
verboten. Auch Russland will da-
von absehen, Krypto-Währungen
in das staatliche Bankensystem
aufzunehmen. Hatte das Land
sich ursprünglich noch skeptisch
gegenüber digitalen Währungen
gezeigt und sogar mit Haftstrafen
für deren Nutzung gedroht, führte
der Erfolg des von einem russi-
schen Jungprogrammierer ge-
schaffenen Bitcoin-Konkurrenten
Ether bei der Regierung geradezu
zu einer zwischenzeitlichen Kryp-
to-Euphorie. Die scheint nun nach
einigem Nachdenken abzuebben.

Inzwischen schlägt die politi-
sche Skepsis in Eurasien auch auf
den Handel mit der etabliertesten
Krypto-Währung durch. An der in
Luxemburg angesiedelten Haupt-
umschlagsstelle für Bitcoins, Bit-
stamp, fiel deren Gegenwert von
rund 5000 US-Dollar Anfang Sep-
tember auf nur noch 3400 US-
Dollar zwei Wochen später. Auch
am chinesischen Bitcoin-Han-
delsplatz BTC China brach der
Kurs um rund ein Drittel auf nur
noch etwa 17 000 Yuan bezie-
hungsweise 2600 US-Dollar ein.
BTC China hat bereits jeden Zu-
gang für Neukunden geschlossen
und angekündigt, seinen Ge-

schäftsbetrieb demnächst ganz
einzustellen. Gerüchten zufolge
plant Peking bis dahin sogar eine
Schließung aller chinesischen
Krypto-Handelsplätze. Nach
Schätzungen werden 90 Pro-
zent aller derartigen Geschäfte in
China getätigt, so dass ein solcher
Ausstieg den Markt platzen lassen
würde.

Inzwischen werden auch aus
den USA Stimmen laut, die vor
Bitcoins warnen. Wirtschafts-No-
belpreisträger Robert Shiller, der
zur Psychologie der Finanzmärkte
forscht, sprach von der größten
Spekulationsblase der Gegenwart.
J.-P.-Morgan-Vorstand Jamie Di-
mon nannte den Bitcoin-Höhen-
flug einen Hype, der schlimmer
als die niederländische Tulpen-
zwiebel-Euphorie des 17. Jahrhun-
derts sei, und prophezeite das bal-
dige Ende des ungedeckten Zah-
lungsmittels. Dieses sei tatsächlich
nichts anderes als ein gigantischer
Betrug.

Seitens der Notenbanken wird
man diese Entwicklung nicht un-
gern sehen, hilft sie doch bei der
Ausschaltung einer höchst unlieb-
samen Konkurrenz. Inwieweit die
etablierten Zahlungsmittel in je-
dem Fall besser als die hohlen
Versprechen aus dem Computer
gedeckt sind, ist allerdings eine
andere Frage. T.W.W.

Der Supermarkt der Zukunft
Das alte Konzept soll gegenüber Online-Handel und Discounter wettbewerbsfähiger werden

Vor 60 Jahren öffnete
in Köln Deutschlands

erster Supermarkt

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.977.851.084.453 €
Vorwoche: 1.977.821.147.341 €

Verschuldung pro Kopf:
24.041 €
Vorwoche: 24.041 €

(Montag, 2. Oktober 2017, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

Bitcoin gefallen
Akzeptanz der Krypto-Währungen sinkt

Ein Spitzenprodukt nicht zuletzt deutscher Ingenieurskunst: Der Airbus A380 Bild: Roger Green/CF

Am schlimmsten für
Deutschland ist 

das Beispiel Airbus
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Die Wahl ist vorbei, ein „Hoch-
fest der Demokratie“, wie
man so sagt, der neue

Bundestag kann sich konstituieren,
im merhin die Vertretung des Souve-
räns, des Volkes, wie es im Grundge-
setz heißt, ein Ereignis von großer
Würde und hoh er Bedeutung. Das
Volk hat gesprochen, und seine
Stimme soll nun im Hohen Hause
erklingen, jedenfalls nach der heh-
ren Theorie vom Parlamentarismus.

Die Wirklichkeit indes sieht an-
ders aus. Im neuen Parlament finden
sich zunächst die Fraktionen zusammen.
Auf sie ver teilt sich die gesamte Macht, die
der Bür ger zu delegieren hatte, anteilig
nach der Stimmenzahl, die jeweils auf eine
Partei entfallen ist. Diese Fraktionen stellen
die Kraftfelder des Parlaments dar, hier fal -
len die Entscheidun-
gen, nicht, wie der na -
ive Wähler meint, im
Parlaments ple num.
Wenn dort ein Abge-
ordneter eine Sache
vertritt, dann weiß er
bereits in dem Augen-
blick, in dem er das Red nerpult betritt, ob
das Hohe Haus ihm zu stimmen wird oder
nicht. Denn die Mehr  heitsverhältnisse sind
ja bekannt, und um die geht es, nicht um
die Kraft des Arguments.

Der Redner vertritt, von seltenen Aus -
nahmen abgesehen, die Meinung seiner
Fraktion, die sich im günstigen Fall mit sei-
ner persönlichen deckt. Es scheint auch die
Klage müßig zu sein, dass während der so-
genannten Debatten im Allgemeinen nur
eine Handvoll von Abgeordneten im Ple-
num anwesend ist. Denn wenn das Ergeb-
nis einer Abstimmung von vornherein fest-
steht, dann suchen sich die meisten Parla-
mentarier eine ertragrei chere Tätigkeit; von
Wahlkreis-Arbeit ist dann erklärend die Re-
de oder von Be suchen.

Dann und wann aber geht ein Raunen
durch die erlauchten Reihen. Das ist jedes
Mal der Fall, wenn verkündet wird, der
Fraktionszwang bei der nun folgen den Ab-

stimmung sei aufgehoben. Dann füllen sich
die Reihen im Plenum, dann werden per-
sönliche Bekenntnisse und Er klärungen
vorgetragen, warum dieser oder jener nicht
im Sinne seiner Fraktion abstimmt. Das ist
allerdings selten der Fall, am ehesten, wenn

es sich bei dem Gegen-
stand, der zur Abstim-
mung steht, um eine
Gewissensfrage han-
delt, um Abtreibung
oder Ehe für alle oder
sonst eine heikle Sa-
che. Dann also fällt der

Fraktionszwang und die Abstimmung wird
freigegeben.

Und niemand, nicht ein einziger Parla-
mentarier, nicht ein einziger Journalist oder
einer jener ominösen politischen Beobach-
ter bringt zur Sprache, dass bei diesem Vor-
gang ein monströser Verfas sungsbruch of-
fenbar wird. Denn es gibt im Grundgesetz
einen meist verges se nen und durchgehend
gebrochenen Ar tikel 38, der in Absatz 1
festlegt, dass die Abgeordneten Vertreter
des ganzen Vol kes sind, „an Aufträge und
Weisungen nicht gebunden und nur ihrem
Gewissen unterworfen“.

Das sieht freilich völlig anders aus als die
tägliche Praxis. Wenn nämlich im Ausnah-
mefall, bei vorliegender Gewis sens-
Relevanz, der Fraktionszwang auf gehoben
wird, so bedeutet das, dass er ansonsten,
nämlich fast durchgehend, besteht, entge-
gen der unmissverständ lichen Regelung
durch das Grundgesetz. Es wird also offi-

ziell im Bedarfsfall ein grundgesetzwidriger
Zustand aufgeho ben und damit dokumen-
tiert, dass dieser Verfassungsbruch anson-
sten die tägliche, unbestrittene und unan-
gefochtene Nor malität darstellt. Verfas-
sungsbruch als parlamentarischer Regelfall,
der nie manden beunruhigt.

Abgesehen davon, dass es schön wäre,
wenn die Abgeordneten ihr Gewissen nicht
nur bei hervorgehobenem Festtagsbedarf
bemühten, sondern alle Belange des Volkes
ernst nehmen sollten, machen sie sich
selbst durch eine solche Ge wohnheit im
Grunde überflüssig. Der parlamentarische
Alltag in Deutschland liefe nicht signifikant
anders ab als jetzt, wenn man nach einer
Wahl die Mehr heiten feststellte und danach
einem dazu bestallten Vertreter einer jeden
Partei eine entsprechende Anzahl von
Stimm rechten zuwiese. Dann könnten sich
die vier, fünf oder sechs Fraktionsvertreter
in kleinem Kreis zusammensetzen und, so
wie bei der Eigentümerversamm lung einer
Kapitalgesellschaft, ihre je wei ligen Stimm-
anteile gegeneinander aufwägen und die
entsprechenden Be schlüsse fassen.

Die restlichen 650 bis 700 Abgeordneten
bräuchte man somit nicht zu behelligen.
Sie hätten dann Zeit für jene oft betonte
Wahlkreis-Arbeit. Da geht es darum, Post
zu beantworten und Termine zu ordnen
und anderes mehr. Für solche Arbeiten
stellt das Parlament finanzielle Mittel zur
Verfügung, weil derlei ein Mitarbeiter erle-
digt. Bemühungen um eine Umgehungs-
straße oder die Verlän gerung für ein Kohle-

kraftwerk sind eine andere Sache, da muss
sich der Volksver treter selbst ins Mittel le-
gen.

Aber auch diese Wahlreis-Arbeit stellt,
ne ben bei bemerkt, mit Blick auf das
Grund   gesetz zumindest ein Missver -
ständnis dar. Denn der Parlamentarier XY
ist nicht Abgeordneter des Wahl kreises YZ,
sondern des ganzen deut schen Volkes, wie
der schon bemühte Artikel 38 festlegt. Das
heißt aber auch, dass der Bundestag mit
seiner finanzi ellen Ausstattung der Parla-
mentarier zumindest teilweise einen Zu-
stand finanziert, der dem Sinn des Grund-
ge setzes nicht entspricht.

Doch die Abgeordneten nehmen es
dankbar hin, wie überhaupt der Sold in ih-
rem politischen Da-
sein eine zentrale Rol-
le spielt, schließlich
handelt es sich so gut
wie durchgehend um
Haupt be rufs-Politiker.
Das ist auch der
Grund, warum sie sich
fast ausnahmslos von ihren Fraktionen und
die Angehörigen der Mehrheits-Parteien
zusätzlich von der Regierung an die Wand
spielen lassen.

Kein Abgeordneter will seiner Karriere
innerhalb des Parlaments im Wege ste hen.
Doch wenn sich einer nicht wind schnittig,
sondern obstinat zeigt, so weiß er, dass er
weder zu einträglichen Ämtern innerhalb
seiner Fraktion kommen noch je in die Rie-
ge der ministeriablen Abge ordneten auf-

steigen wird. Und so lassen sich die
Vertreter des Souveräns klaglos auch
ihr edelstes, das Haushaltsrecht aus
der Hand schlagen, wenn wieder
einmal an einem Freitagabend die
Entscheid ung über irgendwelche
Griechenland- oder Euro-Rettungs-
Milliarden ansteht und die Unterla-
gen dazu, sagen wir, 600 Seiten, die
Hälfte in Englisch, erst seit 24 Stun-
den vorliegen. Wer vom Haushalts-
als dem „Königsrecht“ des Parla-
ments spricht, gehört entweder zu
den Ahnungslosen oder zu den Zy-

nikern.
Die Fraktionen also, ausgestattet mit viel

zu viel Geld, können ihre Mitglieder da mit
locken, die Regierung kann es mit Karriere-
Versprechen. Doch dieses Zweitere ist auch
nur wegen eines weiteren ordnungspoliti-
schen Missstandes möglich. Es wird näm-
lich in der heutigen  politi schen Praxis so
gut wie durchgehend gegen das grund -
legende Gebot der Ge waltenteilung als ei-
nes Garanten jeder freiheitlichen Ordnung
verstoßen. Es gibt nämlich nicht mehr die
Unter scheidung zwischen Legislative und
Exekutive. Im Regel fall gehört jedes Regie-
rungsmitglied gleichzeitig dem Parlament
an. Die Ko n trollfunktion des Hohen Hau-
ses, das zweite „Königsrecht“ entfällt somit.

Wie sich das im Alltag
darstellt, hat vor eini-
ger Zeit eine zum
Überdruss bekannte,
weil omnipräsente TV-
Moderatorin ge zeigt.
Sie sprach davon, dass
die Oppo sition die Re-

gierung zu kontrollieren habe, und offen-
barte so ihr Unwissen wie auch unabsicht-
lich den Missstand. Dass es die ganze Le-
gislative ist, die eine Exeku tive zu kontrol-
lieren hat, ist in Ver ges senheit geraten, und
die Ange hörigen zumindest der Regierung
freut es.

Das ordnungspolitische Innehalten zeigt:
Deutschlands Verfassungswirklichkeit ist in
Unordnung. Ein überaus günstiger Biotop
für die Kanzlerin.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus

konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Hirngespinst
Von Hermann Paul Winter

Die Türkische Gemeinde
Deutschland (TGD) steht an

vorderster Front einer an Pein-
lichkeit und Unverfrorenheit
kaum noch zu überbietenden
Forderungskultur. Der Vorsit-
zende der Gemeinde, Gökay So-
fuoglu, fordert nun allen Ernstes
von den Parteien eine „Migran-
tenquote“ für Kandidatennomi-
nierungen bei Wahlen. Für ei-
nen als Integrationspionier um-
jubelten Mitarbeiter der Caritas
eine sonderbare Auslegung
innerparteilicher Demokratie.
Kandidaten sollen nach seinen
Vorstellungen von nun an durch
Eingriffe im Sinne von Lobby-
isten aufgestellt
werden. Sofuo-
glu scheint der
Auffassung zu
sein, dass er
sich um die In-
tegration verdient macht, wenn
er seinen Landsleuten Sonder-
rechte verschafft. Wie abwegig!
In den türkischen Verbänden ist
die Bedeutung von Integration
seit Jahren durch ein verwirrtes
Bild von Rechten und Pflichten
kontaminiert.

In einem Interview mit dem
Deutschlandradio Kultur im
Jahr 2011 äußerte sich der da-
malige Vorsitzende der TGD,
Kenan Kolat, er wolle den Be-
griff Integration abschaffen,
denn dieser sage den Zuwande-
rern, sie müssten sich einbrin-
gen. In der Folge brachte die
Kanzlerin den Begriff Teilhabe
in den „Nationalen Aktionsplan
Integration“ ein. Die Gesell-
schaft müsse eine „bestimmte
geistige Offenheit“ entwickeln.
„Integration“ sei nicht mehr
zeitgemäß, vielmehr gehe es um
Teilhabe, gab Merkel an.

Wenn es noch eines Beweises
bedurft hätte, dass die Sofuoglus
und Kolats bis heute nicht be-
griffen haben, was es mit Teilha-

be auf sich hat, dann dürfte die-
ser mit dem Quoten-Hirnge-
spinst Sofuoglus nun erbracht
sein. Anders als im orthodoxen
Islam folgt der Begriff im euro-
päischen Wertekanon griechi-
schen und christlichen Wurzeln:
Platons Satz „… sich gegenseitig
Anteil geben an dem Nutzen,
den jeder Einzelne für das Land
bringen kann …“ bindet Teilhabe
ebenso an Selbstentfaltungs-
und Pflichtwerten wie der bibli-
sche Satz „Einer trage des Ande-
ren Last“. Sofuoglus übrige er-
hobene Forderungen sprechen
Bände. Er wolle die freie Visa-
vergabe an Türken. Nicht um

Immigranten
im Allgemei-
nen geht es
ihm also, son-
dern lediglich
um seine

muslimischen Landsleute. Die-
sen möge man obendrein einen
Bundesbeauftragten gegen Ras-
sismus und Rechtsextremismus
zur Seite stellen.

Selbstentfaltung ja, Pflichten
nein: Sofuoglu hat bis heute
nichts gegen den Rassismus in
den eigenen Reihen unternom-
men. Seit Jahren tauchen regel-
mäßig Berichte von türkischen
rassistischen Ausfällen gegen
Afrikaner auf. Auch der Kurden-
konflikt trägt rassistische Züge.
Und: Ist Sofuoglo jemals gegen
den türkischen Rechtsextre-
mismus eingeschritten, allen
voran gegen den der Grauen
Wölfe, deren Hass und Hetze ge-
gen Christen, Juden und Arme-
nier sich in Deutschland seit
Jahren offen ausbreitet?

Wie der ungezügelte Mo-
scheebau und das gezielte Ver-
schanzen in Parallelwelten füh-
ren die Forderungsrituale der
türkischen Verbände zu allem
anderen als zu tatsächlicher
Teilhabe.

Vorsätzlicher Betrug
Von Eberhard Hamer

Jahrtausendelang waren die ei-
genen Kinder und das ange-
sammelte Vermögen die Al-
terssicherung. Weil das Vermö-

gen von Millionen Menschen
durch den Zweiten Weltkrieg zer-
stört war, hat man in der Bundes-
republik ein neues gesetzliches
Rentensystem auf zwei Säulen auf-
gebaut: der Regenerationsrate, die
als konstant unterstellt wurde und
der Zwangsbeiträge auf den Faktor
Arbeit, die im Umlageverfahren
die Rente finanzieren sollten.

Die Sozialpolitik hat aber im
Laufe der letzten Jahrzehnte die
Regenerationssäule ständig redu-
ziert. Wer Kinder hatte, bekam
nicht mehr Rente, sondern in der
Regel weniger, weil nur einer im
Haushalt verdienen konnte. Dop-
pelverdiener ohne Kinder und Al-
leinstehende bekommen dagegen
volle Renten aus den Abgaben der

Kinder der anderen. Kurz gesagt:
Wer sich um Kinder statt um Ein-
kommen kümmert, wird mit weni-
ger Rente bestraft.

Wenn die Leute keine oder nur
noch wenige Kinder haben, muss-
te sich die Bevöl-
kerungsstruktur
in Deutschland
von einer jungen
zu einer altern-
den Bevölkerung
umkehren. Statt
dass wie früher
drei Erwerbstätige einen Rentner
zu finanzieren hatten, liegt das
Verhältnis von Beitragszahlern zu
Rentnern schon jetzt bei nur noch
63,6 zu 36,4 Prozent, müssen also
etwa zwei Erwerbstätige einen
Rentner tragen.

Eine Lösung des Rentenpro-
blems erhoffen sich die Sozialpoli-
tiker durch bessere Umverteilung.

Einig sind sie sich indes nur darin,
dass die derzeitige Abgabenquote
von 40 Prozent Sozialabgaben der
Beschäftigten nicht mehr wesent-
lich erhöht werden kann. Schon
jetzt liegt die finanzielle Grenzbe-

lastung der Er-
werbstätigen bei
über 50 Prozent
des Einkommens.
Wenn die Sozial-
ab g ab e n q u ote
nicht mehr wei-
ter steigen kann,

sind die Erwerbstätigen nur weiter
auszubeuten, indem man sie län-
ger zur Arbeit zwingt.

Die EU wiegelt ab. Dort ist klar,
dass ein kommender Rentencrash
nicht nur ein deutsches, sondern
ein Problem aller europäischen
Länder sei. Sie will deshalb eine
Sozialunion mit gemeinsamen
Renten, wobei sie nicht sagt, ob

die Länder mit Frühverrentung –
Beispiele sind hier Luxemburg
und Belgien mit 60, Frankreich mit
61, Griechenland mit 62 und Ita-
lien mit 63 Jahren Renteneintritts-
alter – dann die gleiche Renten ha-
ben sollen wie etwa die Deut-
schen, die erst mit 65 oder 67 Jah-
ren in Rente gehen dürfen. Voraus-
sichtlich wird so wieder Deutsch-
land wie bei der Schulden- und Fi-
nanzunion auch bei der Sozial-
union die Zeche für die noch un-
solideren Sozialsysteme der ande-
ren EU-Länder zahlen müssen,
würde die von der EU gewünschte
Sozialunion doch die deutschen
Renten drastisch senken.

Das Versprechen aller Bundes-
tagsparteien vor der Wahl, man
könne die Renten auf Dauer stabil
halten, ist also vorsätzlicher Betrug
und schon unter den bisherigen
Verhältnissen nicht haltbar.

Hilflose Demon-
stration:
Senioren prote-
stieren in Mün-
chen gegen
Rentnerarmut

Bild: pa

Wahlversprechen von
der sicheren

Rente nicht haltbar

Gegenwind

Die hehre Theorie
vom Parlamentarismus

Von FLORIAN STUMFALL

FO R U M

Forderungsrituale führen
nicht zu Teilhabe
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Schenkung für
Preußen-Hüter

Berlin − Die Stiftung Preußischer
Kulturbesitz (SPK) bekommt eine
neue Immobilie geschenkt. Die
Familie Bastian wird das von
David Chipperfield entworfene
Galeriehaus am Kupfergraben 10
direkt gegenüber der Berliner
Museumsinsel 2018 der SPK
übergeben. Es soll künftig als
Zentrum für kulturelle Bildung
genutzt werden und den Namen
„Haus Bastian der Staatlichen
Museen zu Berlin – Preußischer
Kulturbesitz“ tragen. Seit 2007
wurde das Haus von der Familie
Bastian als Galerie genutzt. tws

Als Gefangener wurde Richard
Löwenherz in Speyer dem Kaiser
übergeben. Die Domstadt widmet
dem König von England jetzt eine
große Ausstellung.

„Er zwang die Welt, sich halb in
Liebe, halb in Furcht vor ihm zu
beugen.“ So besang der Trouba-
dour Gaucelm Faidit den mächtig-
sten Herrscher seiner Zeit:
Richard I. Löwenherz (1157–
1199). Erstmals ist dem ruhmrei-
chen König von England in
Deutschland eine umfassende
Ausstellung gewidmet. Das Histo-
rische Museum der Pfalz in Spey-
er zeigt 170 kostbare Kunstwerke
und aufschlussreiche Dokumente.

Richard Löwenherz förderte
Troubadoure und Chronisten, die
seine Taten verherrlichten. So
setzte er seine bis heute anhalten-
de Ruhmesberichterstattung in
Gang. Der zeitgenössische Chro-
nist Ambroise nannte ihn „den
trefflichen König, den Löwen-
herz“. Die von Richard de Templo
vor 1222 verfasste Chronik pries
die Gestalt und den Charakter des
Königs. Er habe sich durch eine
elegante Erscheinung ausgezeich-
net, sei großzügig und gerecht,
tapfer wie Alexander der Große
und weise wie Odysseus gewesen.
Er trat 1189 die Herrschaft über
das Angevinische Reich an. Es
erstreckte sich über England und
die westliche Hälfte des heutigen
Frankreichs bis hinab zu den
Pyrenäen.

Zu den Glanzlichtern der Schau
gehören Werke der sakralen
Kunst. Aus der Basilika von Tou-
louse stammt das vergoldete und
mit buntem Email geschmückte
„Reliquiar des Wahren Kreuzes“
(1176–1198). Auf dem Kästchen
ist die Abgabe des Teilchens des
Wahren Kreuzes Christi, für wel-
ches das Reliquiar bestimmt ist,
durch den Abt des Josaphat-Klo-
sters dargestellt. 

Saladin nahm mit seinem mus-
limischen Heer 1187 Jerusalem
ein, ließ das Kloster von Josaphat
zerstören und raubte die dort auf-
bewahrte Reliquie des Wahren
Kreuzes. Daraufhin rief Papst Gre-

gor VIII. zum Kreuzzug gegen
Saladin auf. An diesem „Dritten
Kreuzzug“ (1189–1192) nahm
Richard Löwenherz teil. Die
Hafenstadt Akkon kapitulierte am
12. Juli 1191. König Philipp II. von
Frankreich und Richard bean-
spruchten die Beute für sich. Zum
Zeichen, dass auch er einen
Anteil haben wollte, hisste Her-
zog Leopold V. von Österreich
seine Fahne. Richard ließ sie in
den Burggraben werfen. Eine fol-
genschwere Demütigung, denn
Leopold nahm Richard auf seiner
Heimreise bei Wien gefangen.

Otto von St. Blasien schildert in
seiner Chronik (Abschrift, zwi-
schen 1254 und 1277) spöttisch
deren Umstände. Der als armer
Pilger verkleidete Herrscher habe

sich durch seine Eitelkeit selbst
verraten: Er machte sich durch
einen wertvollen Ring am Finger
verdächtig. Der von Richard in
seiner Ehre gekränkte Leopold V.
lachte ihn aus und führte ihn ab.
Gegen die Beteiligung am zu
erwartenden Lösegeld übergab er
ihn am 28. März 1193 in Speyer
an Kaiser Heinrich VI.

Der Kaiser klagte den König
von England der Ehrverletzung

des Herzogs von Österreich und
weiterer Vergehen an. Ausgestellt
ist die Mitra (letztes Viertel 
12. Jahrhundert) des Bischofs
Philippe von Dreux, der einen
weiteren ge wichtigen Anklage-
punkt vorbrachte. Der Teilnehmer
des Dritten Kreuzzugs erklärte
Richard zum Drahtzieher des
Mordes an Konrad von Montfer-
rat, dem König von Jerusalem.
Redegewandt entkräftete Richard
vor den anwesenden Fürsten und
Bischöfen die Anklagepunkte.

Nun verlegte sich der Kaiser
darauf, gegen eine „Vermittlungs-
gebühr“ Frieden zwischen den
Königen von England und Frank-
reich zu stiften. Bei Übergabe der
enormen Summe von 100 000
Mark Silber, was etwa 23 Tonnen

entspricht, sollte Richard die Frei-
heit zurückerlangen. Zur Sicher-
heit für die Zahlung weiterer
50 000 Mark Silber stellte er Gei-
seln. Am 2. Februar 1194 entließ
Kaiser Kaiser Heinrich VI. den
Herrscher des An gevinischen Rei-
ches auf dem Hoftag zu Mainz aus
der Gefangenschaft, nachdem
Richards Mutter Eleonore persön-
lich die 100 000 Mark Silber über-
geben hatte.

Die letzten Lebensjahre ver-
brachte Richard Löwenherz mit
der Rückeroberung seiner von
Philipp II. besetzten Festlandge-
biete. Sein Ende fand er vor der
Burg Châlus-Chabrol. Ein Arm-
brustschütze traf ihn in die Schul-
ter. Wenige Tage später, am 
6. April 1199, starb er in den
Armen seiner Mutter an Wund-
brand. Den Körper Richards ließ
Eleonore seinem Wunsch gemäß
neben dem seines Vaters Heinrich
II. in der Kirche der Abtei Fonte -
vraud bestatten, wo auch sie 1204
ihre letzte Ruhe fand. 

Ausgestellt sind die Gipsabgüs-
se der drei überlebensgroßen
Grabfiguren. Sein Herz aber
schenkte er der Kathedrale von
Rouen. Es ruhte in dem nun in

Speyer gezeigten Bleikästchen
(1199). Der Deckel trägt die latei-
nische Inschrift: „Hier liegt das
Herz von Richard, König von Eng-
land.“

In der näheren Umgebung der
Ausstellung sind Baudenkmäler
erhalten, die bereits Richard Lö -
wenherz kennengelernt hat. Ne -
ben dem Historischen Muse um
erhebt sich der größte Kirchen-
bau der Romanik: der Kaiserdom

zu Speyer. Der Hauptturm der
Reichsburg Trifels mit der im
zweiten Geschoss eingerichteten
Kapelle war zur Zeit Richards ein
Neubau. In dem über der Kapelle
gelegenen Wohnraum war der
königliche Gefangene vermutlich
einige Wochen untergebracht. In
Worms siegelte Richard Urkun-
den, die nun in Speyer ausgestellt
sind. Den 1181 geweihten Dom zu
Worms hat er sicher be treten. Das
mit vier runden Türmen ausge-
stattete Bauwerk ist in seiner
damaligen Gestalt weitgehend auf
uns gekommen. Eindrucksvoll
sind die „richardzeitlichen“ Re -
liefs wie das des heiligen Niko-
laus, der seine Schüler lehrt,
sowie Skulpturen dämonischer
Wesen und die Zähne fletschen-
der Löwen. Veit-Mario Thiede

Bis 17. April 2018 im Histori-
schen Museum der Pfalz, Dom-
platz, Speyer, geöffnet Dienstag
bis Sonntag 10 bis 18 Uhr, Ein-
tritt: 14,50 Euro. Telefon (06232)
13250, Internet: www.museum.
speyer.de. Das Begleitbuch aus
dem Verlag Schnell und Steiner
kostet 24.90 Euro. Reichsburg
Trifels, geöffnet im Oktober und
November von 9 bis 17 Uhr, im
Dezember für Reisegruppen nach
Vereinbarung geöffnet, Eintritt: 
4 Euro. Telefon (06346) 8470,
Internet: www.burgen-rlp.de.
Stadtführung Worms: „Gefange-
ner und kluger Diplomat –
Richard Löwenherz in Worms“,
Buchungen und Kontakt: Tourist
Information Worms, Neumarkt
14. Telefon (06241) 8537302,
Internet: www.worms.de

König gegen Silber
Richard Löwenherz war Tonnen von Lösegeld wert – Ausstellung in Speyer

Grabplatten-Abguss: Richard I. Löwenherz und seine Mutter Eleonore von Aquitanien

Annektierte »Event-Bude«
Besetzung der Berliner Volksbühne nach einer Woche beendet

Kostbarer Preis
Käthe Kollwitz und ihr Einfluss auf die Künstler der Gegenwart

Das Stück, das an der Berli-
ner Volksbühne aufgeführt
wurde, ist rekordverdäch-

tig: Es dauerte genau eine Woche.
Das Ensemble bestand aus einer
Handvoll jugendlicher Be setzer,
die in ihrem Stück den Kampf Gut
gegen Böse aufführten. Das
„Gute“, das war eben jene Grup-
pe, die sich „Staub zu Glitzer“
nannte und die mit ihrer Beset-
zung der Volksbühne (siehe auch
Seite 5) ein Zeichen gegen Gentri-
fizierung setzen wollte. Das
Feindbild erschien unsichtbar in
Gestalt von Chris Dercon, dem
neuen Intendanten der Volksbüh-
ne, sowie der verhassten Staats-
macht. Im finalen letzten Akt
stürmten zwei Hundertschaften
der Polizei das Theater am Rosa-
Luxemburg-Platz und warfen die
Krawallmacher aus dem Haus.

Dabei wurde noch nicht einmal
Blut vergossen. Der Kanister mit
Kunstblut, den die Aktivisten aus
dem Theaterfundus entwendeten,
blieb ungeöffnet. Applaus, App -
laus, so endete relativ friedlich
die Besetzung der Volksbühne,
die eine Woche lang in der Haupt-
stadt für viel – unterhaltsames –
Theater gesorgt hat.

Ein Theaterskandal war es alle-
mal. Der heimliche Regisseur die-
ses Schmierenstücks, Berlins lin-
ker Kultursenator Klaus Lederer,

hätte die Räumung des Hauses
sofort nach Beginn der Besetzung
anordnen können, wollte aber
offensichtlich erst die Bundes-
tagswahlen abwarten, um nicht
die linke Wählerschaft gegen sich
aufzubringen. Daneben muss er
sich den Vorwurf gefallen lassen,
der geistige Vater dieses Skandal-
stücks gewesen zu sein.

Lederer hat dem neuen Inten-
danten Dercon nie wirklich den
Rücken gestärkt. Der belgische
Kunstmanager stand von Anfang
an in der Kritik, weil er als frühe-

rer Leiter der Londoner Tate-
Modern-Gallery und des Mün-
chener Hauses der Kunst über
keine echte Erfahrung als Thea-
terintendant verfügt. Lederers
Vorgänger im Amt des Kulturse-
nators, Tim Renner (SPD), wollte
nach der langen Ära von Frank
Castorf, der die Volksbühne ein
Vierteljahrhundert lang leitete,
dem Haus mit Dercon eine neue
Ausrichtung geben: weg von der
linken Politbühne mit festem
Ensemble, hin zu einer Konzept-
bühne mit freien Theaterschaffen-
den. Der vom Ex-Intendanten des

Berliner Ensembles, Claus Pey-
mann, geprägte Begriff von der
„Event-Bude“ stand plötzlich als
böse Parole im Raum. Seitdem
prasselte es von allen Seiten auf
Dercon ein, noch ehe er über-
haupt dazu kam, ein Stück auf-
führen zu lassen.

Nachdem Lederer bei seinem
Amtsantritt vor einem Jahr ange-
kündigt hatte, die Personalie Der-
con zu überprüfen, unterschrie-
ben mehr als 40 000 Leute eine
Petition für eine Neuverhandlung
der Intendanz. Daher muss sich
Lederer den Schuh an ziehen,
dass ein steuerfinanziertes Haus
nun tatsächlich für eine Woche
zur „Event-Bude“ junger Revoluz-
zer wurde, von denen wohl die
wenigstens jemals zuvor einen
Fuß in ein Theater gesetzt haben.

Abgesehen von einigen Schmie-
rereien im Treppenhaus haben
die Besetzer wenigstens nicht
einen solchen Saustall hinterlas-
sen wie Anfang des Jahres bei der
Besetzung in der Humboldt-Uni-
versität. Zwei Premierenproben
fielen deswegen aus. Dem ge -
planten Start von Dercons Volks-
bühne, die im September auf dem
früheren Flughafen Tempelhof
erste Appetithäppchen anbot, am
10. November mit Beckett-Einak-
tern dürfte aber wie ge plant über
die Bühne gehen. Harald Tews

Das Kölner Käthe-Kollwitz-
Museum setzt im Jubi-
läumsjahr seiner Namens-

geberin zum Ausstellungs-End-
spurt an. Nachdem sich zu Käthe
Kollwitz’ 150. Geburtstag, der am
8. Juli ausgiebig gefeiert wurde
(die PAZ berichtete), vier Ausstel-
lungen auf einen jeweils be -
sonderen Aspekt aus Leben und
Werk der Königsberger
Künstlerin fokussier-
ten, fragt die finale
Schau nach ihrem Ein-
fluss in der Gegenwart.
Unter dem Titel „Koll-
witz neu denken“ prä-
sentiert das Museum
in Zu sammenarbeit
mit der Berliner Aka-
demie der Künste bis
zum 10. Dezember Po -
sitionen von 21 Künst-
lern, die mit dem
Käthe-Kollwitz-Preis
ausgezeichnet wurden.

Die Ausstellung
macht anhand von
mehr als 70 Exponaten
sichtbar, wie das Bekenntnis der
Kollwitz „Ich will wirken in dieser
Zeit“ noch heute ein Impuls ist 
– auch für das Kunstschaffen im
21. Jahrhundert. Eine Auswahl
der Preisträger, darunter die dies-
jährigen documenta-Teilnehmer
Miriam Cahn, Douglas Gordon

und Mona Hatoum oder die Köl-
ner Künstler Martin Kippenber-
ger, Astrid Klein und Horst
Münch, rezipiert Aussagen des
Kollwitz-Œuvres in Malerei,
Skulptur, Zeichnung, Installation,
Fotografie, Film und Video. 

So stellt etwa die aktuelle Preis-
trägerin von 2017, Katharina Sie-
verding, in ihrem Werk grundsätz-

liche Fragen zu künstlerischen
und gesellschaftlichen Bedingun-
gen: Ihr kreativer Umgang mit
dem Politischen – nicht zitieren,
nicht benutzen, sondern „poli-
tisch schaffen“ – zeichnet das
Werk der Medienkünstlerin be -
sonders aus.

Der Kollwitz-Preis wird seit
1960 vergeben und ist eine der
ältesten Auszeichnungen der
Akademie der Künste. Geehrt
werden jährlich bildende Künst-
ler, deren Werk in kreativer Weise
Neuland erschließt. Von der Aka-
demie der Künste (Ost) initiiert,
gehört er zu den wenigen Preisen,
die nach der Wende von der 1993

zusam mengeführten
Akademie übernom-
men wurden. 

Kollwitz war von
1919 bis zu ihrem von
den Nationalsoziali-
sten erzwungenen
Austritt 1933 Mitglied
der Preußischen Aka-
demie der Künste. Mit
ihrer Berufung wurde
ihr der Professorentitel
verliehen. Ab 1928
übernahm sie die Lei-
tung einer Grafikklasse
und war selbst bei den
halbjährlich stattfin-
denden Akademieaus-
stellungen oft mit Wer-

ken vertreten. Eine Präsentation
innerhalb der Kölner Kollwitz-
Sammlung zeigt ihre Ausstel-
lungsbeteiligungen. H. Tews

Käthe-Kollwitz-Museum, Neu-
markt 18–24, 50667 Köln, Inter-
net: www.kollwitz.de

Die „Tischgesellschaft“ des Käthe-Kollwitz-Preisträ-
gers von 1976 Harald Metzkes

Reformation im
Dreiländereck

Lörrach − Zum Ende des Luther-
Jahrs eröffnet das Dreiländermu-
seum Lörrach (Basler Straße 143)
seine Ausstellung „Reformationen
– der große Umbruch am Ober-
rhein“. Als Luther vor 500 Jahren
seine Thesen veröffentlichte, hatte
dies tiefgreifende Folgen auch am
Oberrhein. Hier wirkten auch
andere Reformatoren, die teil-
weise einen anderen Weg gingen.
Die Ausstellung stellt vom 7. Ok -
to ber bis 8. April 2018 die Vielfalt
dieser Reformationen vor. Info:
www.dreilaendermuseum.eu tws
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Eine unbekannte
Maler-Größe

Hamburg − Die Kunsthalle wid-
met der Hamburger Malerin Ani ta
Rée (1885–1933) vom 6. Okto ber
an die erste umfassende Ausstel-
lung. Mit 200 Gemälden wirft die
Retrospektive Licht auf ein vielfäl-
tiges Werk, das von impressionis-
tischer Freilichtmalerei über me -
diterrane Landschaftsbilder bis
hin zu neusachlichen Bildnissen
reicht. Ihre letzten Jahre verbrach-
te Rée auf Sylt, wo sie sich 1933
das Leben nahm. Internet: www.
hamburger-kunsthalle.de tws

Polizei schritt im 
finalen Akt ein



Die Tänzerin mit den Plattfüßen
Selbst ihre Hinrichtung machte Mata Hari zur Schau

10 Nr. 40 – 6. Oktober 2017 GE S C H I C H T E & PR E U S S E N

Am 15. Oktober vor 100 Jahren
wurde in Frankreich das Todesur-
teil gegen Mata Hari wegen Hoch-
verrats und Spionage für die
Deutschen vollstreckt. Dass die
berühmte Tänzerin tatsächlich ei-
ne Meisterspionin war, ist nicht
erwiesen.

Aus ihrer Hinrichtung machte
Mata Hari eine Schau, als stände
sie im Scheinwerferlicht auf der
Bühne des Trocadero und nicht
im finsteren Festungsgraben des
Schlosses Vincennes. Ihr Publi-
kum waren die zwölf marokkani-
schen Soldaten des Exekutions-
kommandos, ein Offizier und ein
Pfarrer. Die Delinquentin warf ih-
nen Kusshände zu. Sie hatte auf
eine Augenbinde verzichtet, nicht
aber auf ihren Pelzmantel. So glitt
sie von elf Kugeln getroffen deko-
rativ umhüllt zu Boden. Hatte
Mata Hari geglaubt, dass einer ih-
rer einflussreichen Liebhaber
schützend die Hand über sie hal-
te? Dass nur mit Platzpatronen
auf sie geschossen werde? Dass
man sie nach ihrer Schein-Hin-
richtung heimlich außer Landes
bringe? 

Um Mata Hari, eigentlich Mar-
garetha Zelle, ranken sich unzäh-
lige Legenden. Luxusweib,
Schlei ertänzerin, Edelhure,
Hochstaplerin – die schillernde
Dame aus dem biederen nieder-
ländischen Leeuwarden, wo sie
1876 geboren wurde, faszinierte
ganz Europa. Und natürlich Hol-
lywood. Greta Garbo spielte 1930
die Mata Hari. Wenn man das Le-
ben der Tänzerin schildert, kann
man das nur unter Vorbehalt tun.
Das Gespinst aus Lügen und Fan-
tastereien war von ihr so ge -
schickt geknüpft und von Journa-
listen und Biografen angereichert,
dass es sich kaum durchdringen
ließ.

Der Hang zur Realitätsferne
wurde ihr in die Wiege gelegt.
Der Vater, ein bürgerlicher Hut-
macher, gab sich als Baron aus.
Mata Hari übertraf ihn bei Wei-

tem: „Ich wurde geboren in der
heiligen Stadt Jaffnapatam. Mein
Vater war ein hochangesehener
Brahmane, meine Mutter eine
Tempeltänzerin, die mit 14 Jahren
bei meiner Entbindung starb.
Aufgewachsen bin ich in der Ob-
hut von Tempelpriestern. Sie
weihten mich Shiva, und ich
wurde in die heiligen Myste-
rien der Liebe und der
göttlichen Verehrung
eingeführt.“ 

Ihre Kenntnisse
wandte sie schon
in der Schule
an. Die 15-
Jährige wur-
de halb-
nackt mit
dem Di-
r e k t o r
e r -
wischt.
Marga-
r e t h a
musste
d i e
Schule
verlas-
sen, der
für sie
vorgese-
hene Be-
ruf einer
Kindergärt-
nerin inter-
essierte sie
ohnehin nicht.
Eine Heiratsan-
zeige in der Zei-
tung „Nieuws van
den Tag“ kam wie geru-
fen. „Offizier, auf Urlaub
aus (Niederländisch-)Indien,
sucht junge Frau mit liebens-
würdigem Charakter zur Ehe-
schließung.“ Margaretha und Ru-
dolph MacLeod heirateten und
gingen nach Java. Im damaligen
Niederländisch-Indien ließ sie
sich in exotischer Tanzkunst aus-
bilden, auch wenn der 20 Jahre
ältere Ehemann nörgelte: „Sie hat
Plattfüße und kann nicht tanzen.“
Als MacLeod pensioniert wurde,

kehrten sie zurück in die Nieder-
lande. Das Ehepaar trennte sich
bald. Margaretha zog es nach Pa-
ris. Als Mata Hari, malaiisch etwa
„Auge der Mor-
genröte“,

trieb sie die Männer nachts zum
Wahnsinn. Im „Courrier français“
beschrieb ein Journalist die Tän-
ze der „Bajadere“ folgenderma-

ßen: „Eine große dunkle Gestalt
schwebt herein. Kräftig braun,
heißblütig. Ihr dunkler Teint, ihre
vollen Lippen und glänzenden

Augen zeugen
von weit

entfernten Landen, von sengen-
der Sonne und tropischem Regen
… Ihre Brüste heben sich
schmachtend, die Augen glänzen

feucht … Der schöne Leib fleht,
windet sich und gibt sich hin: Es
ist gleichsam die Auflösung des
Begehren im Begehren.“

Niemand zweifelte an der exo-
tischen Herkunft der „Frau aus
dem Fernen Osten, die mit Par-
füms und Juwelen beladen“ nach

Paris gekommen sei, so die An-
kündigung für ihren Auftritt

bei einer Wohltätigkeits-
veranstaltung. Die Tän-

zerin verkehrte in
den ersten Krei-

sen. Sie trat in
den besten Va-

rieté-Theatern
Europas auf,
in Monte
C a r l o ,
W i e n ,
M a d r i d
und im
Berliner
Winter-
garten.
Von ei-
n e r
Vorfüh-
r u n g
speziell
für die
kaiserli-

che Fami-
lie zeigte

sich der
sonst so prü-

de Wil helm II.
sehr angetan.

In ihrer erfolg-
reichsten Zeit ver-

diente Mata Hari
10 000 Francs pro

Abend. Im Größenwahn
diente sie sich der berühm-

ten Kompagnie Ballets Russes
als Primaballerina an, obwohl sie
nie eine Ballettausbildung genos-
sen hatte. Dort wurde sie verlacht
und gedemütigt. Dieses Fiasko
läutete das Ende ihres Höhen-
flugs ein. Sie erhielt keine Enga-
gements mehr, die reichen Lieb-
haber gingen ihr aus, und in ihrer
Luxuswohnung stapelten sich un-
bezahlte Rechnungen. 

Zudem trübte der Ausbruch
des Ersten Weltkriegs die Amü-
sierfreude in den europäischen
Hauptstädten. Mata Hari musste
sich nach neuen Geldquellen für
das gewohnte Leben umsehen.
Der deutsche Konsul in Amster-
dam machte ihr ein unmorali-
sches Angebot. Sie sollte als
Agentin des deutschen Geheim-
dienstes ihre intimen Kontakte
nutzen, um hohe Militärs und Po-
litiker auszuforschen. Als Spionin
H21 reiste sie mit falschem Pass
quer durch Europa. In Southamp-
ton wurde sie wegen ihrer ge-
fälschten Papiere verhaftet, konn-
te sich aber herausreden. Der Se-
cret Service schöpfte Verdacht
und informierte umgehend die
Kollegen in Frankreich. Der fran-
zösische Geheimdienst warb Ma-
ta Hari ebenfalls an, wohl nur
zum Schein, um sie in eine Falle
zu locken. Am 13. Februar 1917
wurde sie ganz standesgemäß in
der Suite eines Pariser Luxusho-
tels verhaftet und fünf Monate
später vor ein Militärgericht ge-
stellt. 

Zu ihrer Verteidigung behaup-
tete die Angeklagte, keine militä-
rischen Geheimnisse an die
Deutschen verraten zu haben. Sie
habe nur Informationen geliefert,
die jeder den Zeitungen entneh-
men konnte. Der Untersuchungs-
richter stellte sie als zwielichtige
Person dar: „… ohne Skrupel und
daran gewöhnt, sich der Männer
zu bedienen, ist sie der Typ einer
Frau, die zur Spionin prädesti-
niert ist.“ Echte Beweise blieb er
schuldig. Am 25. Juli 1917 wurde
Mata Hari wegen Hochverrats
und Doppelspionage zum Tode
verurteilt. Da niemand für die Ko-
sten ihrer Beerdigung aufkom-
men wollte, wurde ihr Leichnam
der Medizinischen Fakultät der
Sorbonne übergeben. Die Anhän-
ger der Mata Hari sind bis heute
von ihrer Unschuld überzeugt.
Die niederländische Mata-Hari-
Stiftung strebt ihre Rehabilitie-
rung an. Klaus J. Groth

Vor 100 Jahre gestorben: Mata Hari Bild: CF

Streng geheim!“, „Vertrauli-
che Verschlusssache!“, „Ge-
heime Kommandosache!“,

von diesen Dokumenten gab es in
der DDR viele und wir haben bis-
her nur einen Bruchteil davon auf-
gearbeitet. Doch der Inhalt dieser
Schriftstücke zeigt den tatsäch-
lichen politischen Willen auf und
hilft gegen das Vergessen und Ver-
harmlosen, das heute, 27 Jahre
nach der deutschen Vereinigung,
leider immer mehr anzutreffen ist. 

1972, nach Abschluss des
Grundlagenvertrages, hatten die
Menschen in Ost und West große
Hoffnungen, dass sie sich nun
wieder häufiger besuchen dürften.
Einige DDR-Bürger bekamen die
Ausreisegenehmigung, andere
aber nicht, und die Begründung
für diese Entscheidungen blieb
völlig verborgen.

Die streng geheimen Regelun-
gen zu diesen Fragen lagen im
Panzerschrank des Innenministers
Friedrich Dickel. Er erließ mehre-
re vertrauliche Vorschriften und
die vom 24. September 1976 („Ver-
trauliche Verschlusssache“ Nr. I
020784) regelte ausgesprochen
gründlich, wer zur Hochzeit, Bei-
setzung oder zum runden Ge-
burtstag in die Bundesrepublik
reisen durfte. Die Antragsteller
mussten „politisch absolut zuver-
lässig“ sein, „eine feste Bindung an
die DDR“ haben und die „Gewähr
dafür bieten, dass sie die DDR in
der BRD beziehungsweise West-

berlin würdig vertreten“ würden.
Nur, wer eine „einwandfreie poli-
tische Grundhaltung, Zuverlässig-
keit und Treue zur DDR“ vorwei-
sen konnte, hatte eine Chance, sei-
ne Verwandten in der Bundesre-
publik zu besuchen. 

In einer Anlage 1 der geheimen
Vorschrift wurden dann sehr kon-
krete Kriterien vorgegeben, die
von der Polizei heimlich zu
hinterfragen waren. Hier nur eini-
ge Beispiele: „Eindeutige Partei-
nahme für die sozialistische Ent-
wicklung in der DDR“; „Teilnahme
am gesellschaftlichen Leben im
Wohngebiet“; „Persönliches Enga-
gement durch progressive Mei-
nungsäußerung“; „Vorbildliches
Verhalten im Arbeitskollektiv“;
„Aktivität bei der Erziehung ande-
rer Arbeitskollegen zu einer ho-
hen Arbeitsmoral“; „Moralisch
einwandfreie Ehebeziehungen“;
„Sozialistische Erziehung der Kin-
der“; „Feste Bindung an in der
DDR lebende Verwandte (Eltern,
Kinder, Geschwister und so wei-
ter)“; „Bindung an in der DDR be-
findliche Vermögens- und andere
Werte“. 

Die Teilnahme an der Beiset-
zung von Vater oder Mutter oder
an der Silberhochzeit vom Bruder
hing davon ab, ob befragte Nach-
barn oder Arbeitskollegen wohl-
wollend über den Kandidaten be-
richteten, was sich in den gesich-
teten Akten dann so liest: „Unser
Kollektiv kann sich für ein vor-

bildliches Auftreten Kollegin H’s
in der BRD verbürgen.“ / „Aus
meiner Berufs-, Partei- und Le-
benserfahrung heraus vertraue ich
der Staatstreue von Kollegin L.“ /
„In unserem Kollektiv wie auch im
Wohngebiet ist sie stets als ordent-

liche und korrekte Persönlichkeit
geachtet.“ / „Ihre Familienverhält-
nisse sind geordnet und der Poli-
tik unserer Partei zugewandt. Ihr
Ehemann ist ebenfalls Genosse.“/
„Bereits einmal hatte die Kollegin
S. Gelegenheit, die Oma in der

BRD zu besuchen. Sie kehrte mit
einer gesunden Haltung zurück.“ /
„Beide Eheleute führen eine
glück liche Ehe, sodass auch unter
diesem Aspekt keine Gefahr be-
steht, eventuellen Verlockungen
nachzugeben.“

Einige befragte DDR-Bürger nei-
deten aber wohl die Reisemöglich-
keit und gaben dann solche Stel-
lungsnahmen ab: „Genossin H.
geht in Rente. Ihr Ehegatte ist Inva-
lidenrentner. Uns ist bekannt, dass
sie sich abfällig über ihre Ehe ge-

äußert hat und vor Jahren die
Scheidung in Erwägung gezogen
hat.“ / „Ihre politische Meinung
äußert sich sehr zaghaft. Als Wirt-
schaftsleiterin müsste sie in dieser
Richtung mehr in Erscheinung tre-
ten.“ / „Uns ist bekannt, dass Kol-
lege L. aufgrund seiner engen Bin-
dungen zu seinem in der BRD le-
benden Vater zum zweiten Mal
über Genex-Geschenkdienst einen
Pkw erhielt.“ / „Zu vielen Fragen
des Lebens, auch zu politischen
Problemen, hat Kollegin B. sehr
naive Vorstellungen.“ / „Kollegin
Edith K. arbeitet … als Kindergärt-
nerin. Sie ist Mutter von zwei Kin-
dern. Kollegin K. führt keine har-
monische Ehe. Beide Ehepartner
verleben den Urlaub immer ge-
trennt. Es waren schon zweimal
Scheidungsabsichten vorhanden
und gerichtlich eingereicht wor-
den.“ / „Frau K. nahm … ihre Tätig-
keit als Raumpflegerin in unserer
Einrichtung auf … In Arbeitsbera-
tungen ist sie zurückhaltend und
tritt kaum in Erscheinung. Sie hat
eine 2½-Zimmerwohnung, die sie
mit ihrem Mann und den zwei
Kindern bewohnt. Die Wohnung
ist nur wenig eingerichtet. Über
weitere Besitztümer verfügt sie
nicht … Sie nimmt in unserem Kol-
lektiv keine geachtete Stellung ein,
da sie ihre Arbeitszeit von vier
Stunden täglich nicht auslastet.“

In diesen Stellungnahmen, die
diese Personen nicht als „Inoffi-
zielle Mitarbeiter der Staatssicher-

heit“ (IM), sondern als Arbeitskol-
legen abgaben, wird deutlich, dass
der menschliche Anstand eine
sehr große Rolle spielte. Jedem Be-
fragten war bewusst, worum es
hier eigentlich ging, nämlich nicht
um das sehr persönliche Anliegen,
an einer Familienfeier teilzuneh-
men, sondern im Mittelpunkt
stand die Frage, ob der DDR-Bür-
ger die Reise zur Flucht nutzen
würde. Kritische Äußerungen zur
politischen Einstellung oder ak-
tuelle Ehezerwürfnisse konnten
durchaus zur Versagung der Ge-
nehmigung führen. Die Befragten
kamen in Bedrängnis, doch sie er-
hielten auch Freiräume für Boshaf-
tigkeit. Einige nutzten das aus,
aber viele aus Solidarität mit den
Antragstellern nicht. 

Diese nebulösen Abhängigkeits-
verhältnisse der Bürger unterein-
ander und zwischen Staat und
Bürger entzogen sich jeglicher ju-
ristischer Kontrolle, denn einen
Klageweg gab es nicht, und dieser
Umgang erzeugte große Wut, die
wesentlich dazu beigetragen hat,
dass 1989 Hunderttausende gegen
das SED-Regime aufbegehrten. 

Heute muss sich niemand mehr
dafür rechtfertigen, wenn er von
Rostock nach Hamburg oder von
Leipzig nach München fährt. Das
ist inzwischen eine Normalität,
die es jahrzehntelang in Deutsch-
land nicht gab, und Erinnern hilft
gegen das Vergessen und Ver-
harmlosen. Heidrun Budde

Friedrich Dickels »Vertrauliche Verschlusssache«
Nach welchen Kriterien die DDR Reiseanträge in die Bundesrepublik Deutschland entschied

Der Minister des
Innern der DDR
und Chef der
Deutschen 
Volkspolizei von
November 1963
bis November
1989: 
Friedrich Dickel

Bild: pa



Hätte jemand den Soldaten-
könig Friedrich Wilhelm I.
gefragt, ob er die Herren-

mode in Preußen beeinflusst ha-
be, hätte er wahrscheinlich seinen
Knotenstock zum Einsatz ge-
bracht. Seinen Vater Friedrich I.
dagegen hätte die Frage verzückt.
Er liebte Prunk und Pracht, und er
legte großen Wert darauf, mo-
disch gekleidet zu sein. Zu dieser
Zeit war Mode allerdings eine ex-
klusive Veranstaltung, die nur rei-
che Leute betraf. Bauern und Ar-
beiter konnten froh sein, wenn ih-
re Kleider sie einigermaßen warm
hielten. Aufs Aussehen kam es bei
ihnen nicht an. 

Die Edelleute unterdessen wan-
delten gravitätisch, würdevoll – es
ging gar nicht anders in den
Schnallenschuhen mit hohem
Absatz – in seidenen Strümpfen,
Kniehosen, Brokatjacken, kunst-
voll bestickten Westen und spit-
zenbesetzten Hemden einher. Die
Haare der Perücken fielen in Lok-
ken und wurden weiß gepudert. 

Der Kronprinz, der als Friedrich
Wilhelm I. den Thron besteigen
sollte, mochte die höfische Ver-
kleidung nicht. Einer seiner Er-
zieher schrieb zu dieser Abnei-
gung: „Er gab sie zu erkennen, in-
dem er ein Schlafröckchen von
Goldstoff, das man ihn anziehen
nötigen wollte, … ins Kaminfeuer
warf.“ 

1713 kam der Modeverächter
auf den Thron – und darauf war
es in Preußen vorbei mit Samt
und Seide. Der neue König trug
Uniform – immer und überall.
Und bei ihm gab es keine langen
Locken. Stattdessen wurden die
Haare zu einem strammen Zöpf-
chen geflochten und dann gepu-
dert. Die Zöpchen hielten dann
auch im Militär Einzug und sorg-
ten damit für ein einheitliches
Aussehen.

Der König machte sich aber
nicht nur Gedanken um die Frisu-
ren seiner Soldaten, sondern auch
um ihre Uniformen und die Her-
stellung derselben. Dabei war eine
der wenigen Ressourcen relevant,
die das arme Preußen zu bieten
hatte: Wolle. Ab 1713 landete die
in Preußen produzierte Wolle im
vom König gegründeten König-
lichen Lagerhaus in Berlin. Dort
wurde sie gesammelt und zur
Herstellung von Uniformen einge-
setzt. Dabei war Preußisch Blau
die vorherrschende Farbe. Und
weil die im Königlichen Lager-
haus gefertigten Stoffe so haltbar
waren, wurden ausgediente Uni-
formen oft noch zu Herrenjacken
und Kinderkleidung verarbeitet,
sodass bald halb Preußen in Blau
unterwegs war. 

Friedrich Wilhelms I. Problem
war nur, dass sein Kronprinz
nicht auf Preußisch Blau stand.

Fried rich, damals noch nicht der
Große, bezeichnete die Uniform
als „Sterbekittel“ und trug als jun-
ger Mann sehr viel lieber Hofklei-
dung in Pastelltönen. Doch kaum

auf dem Thron, schlüpfte er in die
Uniform und legte sie dann nur
noch selten ab. Modisch war er si-
cher kein Vorbild – im Gegensatz
zu seinem Großneffen und Nach-

nachfolger von 1897 bis 1840,
Friedrich Wilhelm III. 

In die Regierungszeit des zwi-
schen ihnen liegenden Friedrich
Wilhelm II. fiel die Französische

Revolution und der damit zu-
sammenhängende gesellschaftli-
che Aufstieg der langen Hosen.
Gesellschaftsfähig machten sie die
in der Revolutionszeit einflussrei-

chen  Sansculottes (ohne Knie-
bundhose), Pariser Arbeiter und
Kleinbürger, die im Gegensatz zu
den von Adligen und Klerus getra-
genen Kniebundhosen lange Ho-
sen trugen, wie sie zur Arbeit ge-
eignet waren. Mit dem Aufstieg
der sogenannten Pantalons, der
langen Hosen, verschwanden die
langen Seidenstrümpfe. Dafür
trug der Herr jetzt Stiefel.

In Preußen war es der Sohn und
Nachfolger von Friedrich Wil-
helm II., der die langen Hosen
zum Trend machte. Als der späte-
re Friedrich Wilhelm III. 1797 als
Kronprinz auf der Promenade von
Bad Pyrmont in Pantalons auftrat,
zog das weit über Preußen hinaus
Kreise.

Zwei Jahre später entstand im
Park von Schloss Charlottenburg
ein Gemälde, das den nunmehri-
gen König und seine Frau zeigt.
Friedrich Wilhelm III. trägt darauf
Uniform, aber mit weißen Panta-
lons und Stiefeln, die über die
Knie reichten.

Nun sollte man meinen, dass ei-
ne weiße Hose nicht ideal für ei-
nen Reiter sei. Dennoch hat sie
sich durchgesetzt. Bis heute ist sie
im Reitsport als Turnierkleidung
vorgeschrieben. Vermutlich ist die
entstanden, weil die preußischen
Kavallerieoffiziere Hirschleder-
Hosen trugen. Hirschleder ist neu
recht hell – und damit es einheit-

lich aussah, behandelte man es in
Preußen mit weißer Kreide. 

Auch in Sachen Frisur ging
Fried rich Wilhelm III. mit der Mo-
de. Als Kronprinz und als junger
König trug er den frideriziani-
schen Zopf. Doch in der Zeit der
Befreiungskriege, im Jahre 1814,
befreite er sich von ihm, schnitt
ihn ab. Der König präsentierte
sich auf Münzen und Bildern mit
kurzem, ungepudertem Haar und
legitimierte damit die neue Frisu-
renmode.

In der Biedermeierzeit wurde
die Mode bürgerlicher und einfa-
cher. Friedrich Wilhelm III. moch-
te es, wie ein Denkmal zeigt, dass
Friedrich Drake 1849 für den Ber-
liner Tiergarten schuf. Es zeigt
den König als Bürger mit langer
Hose und einfachem Rock. Der
war aber durchaus schick, bis
zum Oberschenkel reichend, kör-
perbetont, mit dem von der Uni-
form übernommenen hohen Kra-
gen und doppelter Knopfreihe. 

Was die Bartmode angeht, war
sicherlich der letzte Herrscher
aus dem Geschlecht der Hohen-
zollern am stilprägendsten. Wer
im Deutschen Reich im Allgemei-
nen und in Preußen im Besonde-
ren etwas auf sich hielt, trug gerne
den wilhelminischen Es-ist-er-
reicht-Bart, Preußens letzten Bei-
trag zur Herrenmode.

Sibylle Luise Binder

Wie die Turnierhose im Reitsport zu ihrer Farbe kam
Preußische Könige gingen nicht nur mit der Mode, sie machten sie teilweise sogar

Friedrich Wil-
helm III. und Kö-
nigin Luise im
Park von Schloss
Charlottenburg: 
Ölgemälde aus
dem Jahre 1799

Bild: CF
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Das Ziel war gar nicht Indien
Mit der Entdeckung Amerikas entging Christoph Kolumbus wohl nur knapp einer Meuterei

Vor 525 Jahren erreichte ein spani-
scher Schiffsverband unter dem
Kommando des 41 Jahre alten Ge-
nuesen Christoforo Colombo (ein-
gedeutscht: Christoph Kolumbus)
die Bahama-Insel Guanahani be-
ziehungsweise San Salvador. Dies
gilt gemeinhin als die „Entdeckung
Amerikas“. Hinter den Seeleuten
lagen 5700 Kilometer Fahrt ins Un-
gewisse, und hinter ihrem Admiral
zudem noch gut sieben Jahre Über-
zeugungsarbeit am spanischen und
portugiesischen Hof.

Die Idee, einfach nach Westen zu
fahren, um die Ostküste Asiens zu
erreichen, stammte wohl
ursprünglich von dem grie-
chischen Philosophen und
Naturforscher Aristoteles.
Sie wurde in der Folgezeit
unter anderem durch Per-
sönlichkeiten wie Seneca,
Roger Bacon und Pierre 
d’Ailly aufgegriffen. Und im
15. Jahrhundert gehörte
dann der Florentiner Ge-
lehrte Paolo dal Pozzo To-
scanelli zu ihren eifrigsten
Verfechtern. Zugleich war
die Vorstellung von der Er-
de als Scheibe nun weitest-
gehend obsolet geworden.
Sogar Papst Pius II. schrieb
in seiner um 1460 entstan-
denen „Cosmographia“, un-
ser Planet sei kugelförmig
und kreise um die Sonne. 

Insofern schwamm Ko-
lumbus absolut nicht mehr
gegen den Strom, als er
1484 daran ging, für eine
Fahrt nach Asien mit Kurs
West zu werben. Zudem ka-
men ihm dabei auch noch
die geopolitischen Verhält-
nisse entgegen, denn durch
die osmanische Eroberung
Konstantinopels im Mai
1453 war nun der Landweg
nach China und Indien ab-
geschnitten, was der Suche
nach neuen transozeani-
schen Handelswegen enormen
Aufschwung verliehen hatte. 

Allerdings unterschätzte Kolum-
bus die Entfernung zwischen Euro-

pa und Ostasien auf gravierende
Weise. Er glaubte, zwischen den
Kanarischen Inseln und Japan lä-
gen nur 4500 Kilometer – tatsäch-
lich sind es 20000. Verantwortlich
hierfür waren die falschen Anga-
ben zur Breite der eurasischen
Landmasse durch Toscanelli und
d’Ailly, auf die Kolumbus sich
stützte. Das erkannten auch die Ex-
perten am spanischen und portu-
giesischen Hof, die ihren Herr-
schern zunächst mit Erfolg abrie-
ten, den Genuesen bei seinem Pro-
jekt zu unterstützen.

Dann allerdings kam der 2. Janu-
ar 1492, also der Tag, an dem der

Emir von Granada, Muham -
mad XII., kapitulierte, womit die
Reconquista auf der Iberischen
Halbinsel ihren erfolgreichen Ab-

schluss fand. Nun wuchs das Ver-
langen des Herrscherpaares Isabel-
la I. von Kastilien und León sowie
Ferdinand II. von Aragón, zum
portugiesischen König Johann II.
aufzuschließen, dessen Seefahrer
sich entlang der afrikanischen Kü-
ste nach Indien vortasteten und
kurz vor dem finalen Erfolg zu ste-
hen schienen. Doch forderte Ko-
lumbus derart viele Privilegien,
dass das Ganze daran zu scheitern
drohte. Der Genuese verlangte
nämlich die Ernennung zum „Ad-
miral des Ozeans“ sowie auch den
Titel eines Vizekönigs und Gene-
ralgouverneurs der von ihm ent-

deckten Länder. Außerdem be-
stand er auf dem „Recht, von allen
Perlen, Edelsteinen, Gold, Silber,
Spezereien sowie allen anderen

Kauf- und Handelswaren, die in
seinem Bereich gefunden, gebro-
chen, gehandelt oder gewonnen
werden, nach Abzug der Kosten
ein Zehntel für
sich zu behalten“.
Doch schließlich
gaben Isabella
und Ferdinand
auf Rat ihres
Schatzmeisters
Luis de Santángel
am 17. April 1492 in der sogenann-
ten Kapitulation von Santa Fe
nach. 

Die nötigen zwei Millionen Ma-
ravedis (etwa 300000 Euro) für die

Expedition stammten allerdings
nicht aus den Schatullen des Kö-
nigspaares, sondern zum größten
Teil von der Militär- und Polizei-

truppe Santa Hermandad. Darüber
hinaus steuerten Santángel und ei-
nige genuesische Kaufleute noch
mehrere Hunderttausend Marave-

dis bei. Für das Geld wurden der
große Dreimaster (Karacke) „Santa
Maria“ sowie die beiden Karavel-
len „Niña“ und „Pinta“ gechartert
und mit Proviant für ein Jahr ver-

sehen. Zudem mussten
rund 90 Seeleute angeheu-
ert und bezahlt werden.

Der Dreierverband ver-
ließ den Hafen von Palos de
la Frontera bei Huelva in
Andalusien am Morgen des
3. August 1492, wobei die
„Santa Maria“ von Kolum-
bus selbst befehligt wurde,
während die zwei anderen
Schiffe unter dem Kom-
mando von Vicente Yáñez
Pinzón und Martín Alonso
Pinzón standen.

Um das beschädigte
Steuerruder der „Niña“ zu
reparieren und bei der Ge-
legenheit das Großsegel
der „Pinta“ umzurüsten,
machte Kolumbus wenig
später im Hafen von San
Sebastián auf der Kanaren-
insel La Gomera Station,
bevor dann am 6. Septem-
ber die Fahrt quer über den
Atlantik begann.

In den nächsten Wochen
segelte der Schiffsverband
mit Hilfe beständiger, von
achtern kommender Pas-
satwinde bei weitgehend
gutem Wetter mit durch-
schnittlich zehn Knoten
Geschwindigkeit nach
Westen. Der Admiral hoffte,
so die von Marco Polo be-

schriebene chinesische Hafenstadt
Quinsay, das heutige Hangzhou, zu
erreichen, wo er dem Großkhan
Briefe seiner königlichen Auftrag-

geber Isabella und Ferdinand
übergeben wollte. Entgegen vielen
anderslautenden Darstellungen
war Kolumbus’ Ziel nämlich gar

nicht Indien
selbst, sondern
„Las Indias“, wo-
zu neben dem ei-
gentlichen Indien
damals auch alle
Länder „hinter“
Indien – von

Westen aus betrachtet – zählten.
In der Nacht vom 11. zum

12. Oktober 1492 sichtete der jüdi-
sche Matrose Rodrigo de Triana
alias Juan Rodríguez Bermejo von
der „Pinta“ eine Insel, auf die der
Genuese und seine Leute dann im
weiteren Verlaufe des Tages ihren
Fuß setzten. Das liest sich in Ko-
lumbus’ Reisetagebuch so: „Um
2 Uhr morgens kam das Land in
Sicht, von dem wir etwa acht See-
meilen entfernt waren … Dann la-
gen wir bei und warteten bis zum
Anbruch des Tages, der ein Freitag
war, an welchem wir zu einer Insel
gelangten, die in der Indianerspra-
che Guanahani hieß.“ Mit dieser
Entdeckung entging der Admiral
wohl einer unmittelbar bevorste-
henden Meuterei, denn seinen
Männern wurde die Reise ins
scheinbare Nichts von Tag zu Tag
unheimlicher.

Um welches Eiland es sich bei
„Guanahani“ handelte, ist bis heu-
te ungeklärt. Mittlerweile gelten
sowohl die Watling-Insel, die seit
1926 offiziell den Namen San Sal-
vador führt, als auch Samana Cay,
Plana Cays und Mayaguana in der
Inselgruppe der Bahamas als mög-
liche Kandidaten.

Auf jeden Fall kreuzte Kolum-
bus anschließend bis zum 16. Ja-
nuar 1493 durch die karibische In-
selwelt und entdeckte dabei unter
anderem auch Kuba und Hispa-
niola. Die Rückfahrt erfolgte ohne
die „Santa Maria“, die am Weih -
nachtstag des Vorjahres auf einer
Untiefe gestrandet war. Der derge-
stalt dezimierte Schiffsverband er-
reichte Palos am 15. März 1493.
Danach wurde Kolumbus als Held
gefeiert. Wolfgang Kaufmann
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Hinter Kolumbus’ Leuten lagen 5700 Kilometer
und hinter ihm selber zusätzlich 

noch gut sieben Jahre Überzeugungsarbeit

Vor 525 Jahren: Kolumbus betritt die Bahama-Insel Guanahani Bild: akg images



Abendstimmung in New York,
eine schöne Frau, eine graziö-

se Bewegung: Der Fotograf hat es
eingefangen. Seine Kamera ge-
währt einen scharfen Blick auf As-
phalt, Kleiderstoff und schim-
mernde dunkle Haut. Völlig
unterbelichtet scheint da der Vor-
wurf: „Kameras sind rassistisch.“
Die farbige, in Berlin lebende So-
ziologin Natasha A. Kelly be-
schwerte sich im „Tagesspiegel“,
dass die Belichtungstechnologie
für weiße Haut entwickelt worden
sei. Für einen zweiten Artikel zum
Thema blätterten die politisch-

korrekten Redakteure des „Tages-
spiegel“ beflissen diverse Fotoal-
ben durch und erbleichten. Sie
schrieben: „Auf Fotos von US-
amerikanischen Schulklassen
strahlen nur die Gesichter weißer
Schüler, während die ihrer
schwarzen Mitschüler mit dem
Hintergrund verschmelzen.“ 

Experten empfehlen allerdings,
statt dümmlicher Schwarz-Weiß-
Malerei Fotografieren zu lernen.
Richtig angewandt liebt die Ka-
mera – nicht nur in New York –
helle wie dunkle Schönheit
gleichermaßen. FH
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Er hatte Freunde. Er hatte ei-
nen Namen. Und er war ein
gern gesehener Gast. In Po-

len. Bis er auf die Idee kam, durch
die Oder zu schwimmen und in
Deutschland an Land zu gehen. Das
war sein Todesurteil. Ein Amtsleiter
bekam Panik, ein Schuss setzte am
Abend des 13. Septembers, einem
Mittwoch, bei Lebus (Märkisch-
Oderland) seinem Leben ein Ende.
Die Rede ist von einem Wisent –
dem ersten wilden Tier, das wieder
deutschen Boden betrat, seit der
letzte seiner Art 1755 in Ostpreu-
ßen abgeschossen wurde. Seither
gibt es an allen Fronten Krach: Die
Polen zanken mit den Deutschen.
Die Naturschutz- und Jagdverbän-
de zanken mit dem Amtsleiter, und
der Bürger versteht die Welt nicht
mehr – und vor allem nicht einen
Amtsleiter, der hier hektisch den
Abschuss eines der europaweit am
striktesten geschützten Tiere an-
ordnen kann.

Der rund 900 Kilogramm schwe-
re Wisentbulle, von den Polen lie-
bevoll „Nasz Zubr“ (unser Wisent)
oder „Zubr Wedrowniczek“ (wan-
dernder Wisent) genannt, war dort
seit Jahren bekannt, weil er im Um-
kreis der Stadt Landsberg [Gor-
zów], etwa 150 Kilometer Luftlinie
vom deutschen Lebus entfernt,
reihum die Dörfer besuchte und die
Leute erfreute, zumal er fast hand-
zahm war. Die Freude am und der
Stolz auf das Tier sind verständlich,
ist der Wisent doch neben dem 
Adler eine Art zweites polnisches
Wappentier. Doch mach mal einem
Wisent klar, dass er nicht nach
Deutschland darf.

Sein Todesurteil fiel binnen eines
Tages. Nachdem er an dem Mitt-
woch mehrere Straßen gekreuzt
hatte, bekam der Lebuser Amtslei-
ter Heiko Friedemann offensicht-

lich Panik. Später behauptete er, an
besagtem Tag „weder einen Besitzer
noch einen Tierarzt mit passendem
Betäubungsgewehr“ auftreiben zu
können. Ein Einfangen des Wisents
sei nicht gelungen. So erteilte er
zwei Jägern die amtliche Abschuss-
erlaubnis, weil „Gefahr im Verzug“
gewesen sein  und der „Schutz der
Bevölkerung“ und die „Sicherheit
des Straßenverkehrs“ nur so hätten
gewahrt werden können. Das Er-
gebnis: Wisent tot, Kopf als Trophäe
abgetrennt. Angeblich soll das Tier
jetzt ausgestopft und im Heimat-
museum Lebus ausgestellt werden.

Der Protest kam in Gang. Der
weltweit aktive Naturschutzbund
WWF Deutschland erstattete Straf-
anzeige gegen Heiko Friedemann
(„Ein streng geschütztes Tier ohne
ersichtliche Gefährdung abschie-
ßen zu lassen, ist eine Straftat“).
Das Umweltministerium in Pots-
dam ist „entsetzt und empört“, da
weder das Ministerium noch das
Landesumweltamt in die Entschei-
dung eingebunden waren, ja noch
nicht einmal über das Erscheinen
des Wisents informiert wurden.

Der Abschuss ist deshalb unge-
heuer, da sich wohl noch nie so
flink über die europäische Flora-
Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-
Richtline) hinweggesetzt wurde wie
in diesem Fall. Zur Erinnerung: Mit
der FFH-Richtlinie werden giganti-
sche Bauvorhaben wie die Elbver-
tiefung gestoppt oder auch schon
Mal eine komplette Eidechsenpo-
pulationen umgesiedelt. Bisons

sind unter FFH sowohl in Anhang
II als auch IV aufgeführt. Unter An-
hang II fallen „Tier- und Pflanzen-
arten von gemeinschaftlichem
Interesse, für deren Erhaltung be-
sondere Schutzgebiete ausgewie-
sen werden müssen“. Anhang IV li-
stet seltene und schützenswerte Ar-
ten auf. Weil sie akut gefährdet
sind, dürfen ihre Fortpflanzungs-
und Ruhestätten nicht beschädigt
werden. Erlegt werden dürfen sie
natürlich schon gar nicht.

Auf polnischer Seite, wo alle
Medien über den Fall berichten
und alte Ressentiments gegen
Deutsche wieder aufleben, ist die
Empörung besonders groß: „In ei-
nem zivilisierten Land wie Polen
hat der Wisent friedlich gelebt,
aber in Deutschland ist er gleich
abgeknallt worden“, heißt es dort
auf Twitter.

Tatsächlich ist in Deutschland
kein Fall bekannt, in dem es zu Un-
fällen mit frei lebenden Wisenten

gekommen wäre. Was kaum je-
mand weiß: 2013 wurde in Nord-
rhein-Westfahlen ein Aussetzungs-
projekt gestartet, bei dem acht Wi-
sente bei Bad Berleburg ausgewil-
dert wurden. Zurzeit streifen im
Rothaargebirge 17 Wisente auf
10000 Hektar durch die Wälder. Elf
davon sind bereits in der Natur ge-
boren. Zwar wird um das Projekt
erbittert prozessiert, aber nicht
wegen der Gefahr für Menschen,
sondern wegen der naschkatzen-
haften Vorliebe der Wisente für den
süßen Saft unter Buchen-Rinden,
weshalb sie hingebungsvoll die
Bäume schälen.

Der Wisent-Fall ist noch nicht zu
Ende. In Brandenburg kommt er in
den Umweltausschuss. Der Land-
kreis Märkisch-Oderland entschul-
digte sich schriftlich bei Polen. Ein
Protokoll soll alles „aufarbeiten“.
Das Unverständnis und der Zorn
über den Abschuss bleiben. 

Ulrike Dobberthien

Am 30. Juli 2017 schoss ein abge-
lehnter Asylbewerber irakisch-
kurdischer Herkunft in der Kon-
stanzer Diskothek „Grey“ mit ei-
nem M16-Sturmgewehr um sich
und tötete den Türsteher. Die Poli-
zei rätselt bis heute, wie die
Kriegswaffe in den Besitz des
Mannes gelangte. Auf jeden Fall
gehört sie zu den 20 Millionen il-
legalen Schießeisen, die nach
Schätzungen in Deutschland exi-
stieren. Dieses furchteinflößende
Waffenlager scheint Staat und Be-
hörden allerdings wenig zu inter-
essieren. Stattdessen werden Jä-
ger oder andere Besitzer legaler
Waffen schikaniert. Das Ziel: die
totale Entwaffnung.

Wenn es in Europa in den ver-
gangenen Jahren zu einem Ter-
roranschlag kam, waren die Op-
fer den Tätern entweder hilflos
ausgeliefert oder mussten sich
mit unzulänglichen Mitteln wie
Stühlen und Tischen verteidigen.
Um wie viel glimpflicher wäre
wohl manches Attentat ausge-
gangen, wenn einige der coura-
gierten Bürger am Ort des Ge-
schehens Schusswaffen gehabt
hätten? Deshalb sollten die Bei-
spiele von zivilem Heldenmut
angesichts mordlüsterner Mos-
lems eigentlich dazu ermuntern,
die Zahl zuverlässiger Waffenbe-
sitzer unter der Bevölkerung
eher zu erhöhen.

Doch weit gefehlt: Ungeachtet
der zunehmenden Terrorgefahr
in Europa setzen die Gesetzge-
ber der Europäischen Union al-
les daran, dass die Zahl der lega-
len Waffen in Privathand immer
weiter schwindet. Wie irrsinnig
diese Strategie ist, zeigt der Um-
stand, dass es alleine in
Deutschland rund 20 Millionen

illegale Waffen gibt, so die über-
einstimmende Schätzung ver-
schiedener Experten und der
Polizeigewerkschaft. Ihnen ste-
hen lediglich 5,5 Millionen lega-
le Waffen gegenüber. Sie sind auf
1,45 Millionen Besitzer verteilt.
Mit anderen Worten: Es gibt
hierzulande fast vier Mal mehr
illegale als legale Waffen. Die
Verhältnisse in anderen EU-
Staaten sind ähnlich.

Trotzdem konzentriert sich
Brüssel vorrangig auf die Be-
kämpfung des genehmigten Waf-
fenbesitzes – und zwar unter Ver-
weis auf die Terroranschläge der
letzten Zeit. Eine hanebüchene
Begründung, denn wenn die Mos-
lem-Fanatiker einmal nicht Autos
oder Messer als Mordinstrumente
nutzten sondern Schusswaffen,
stammten diese kaum jemals aus
legalem Besitz.

Vorläufiger Höhepunkt der ent-
sprechenden Bemühungen ist die
neue EU-Richtlinie über die Kon-
trolle des Erwerbs und des Besit-
zes von Waffen vom 14. März 2017.
Selbige enthält zwar noch einige
Ausnahmen für Jäger, Sportschüt-
zen und Sammler, aber der nicht
vollständig umgesetzte Entwurf
der Regelung zeigt, wohin die
Fahrt gehen soll. Am liebsten hät-
ten die EU-Bürokraten nämlich
auch noch ein Totalverbot bezie-
hungsweise die Massenbeschlag-
nahme von Schusswaffen mit Ma-
gazinen für mehr als zehn Patro-
nen verfügt. Sogar vor Museen

hätten sie nicht halt gemacht und
automatische Kriegswaffen aus de-
ren Räumen verbannt. Desglei-
chen wollten sie Waffenbesitzern
obligatorische medizinische und
psychologische Tests verordnen. –
Nach den nächsten Terroranschlä-
gen werden diese Vorschläge 
sicher wieder die Runde machen.
Möglicherweise werden sie dann
auch umgesetzt. 

Gleichermaßen ambitioniert ar-
beiten deutsche Waffengegner an
der kontinuierlichen Verschär-
fung des Waffenrechts. Wenn es
nach den Grünen ginge, sollte es
praktisch überhaupt keine
Schusswaffen mehr in Bürger-
hand geben – was freilich nicht
zu dem Gerücht passt, dass die
Grünen-Ikone Claudia Roth mit
einer Walther-Pistole im Hand-
täschchen herumläuft. 

Die letzte Neufassung des Waf-
fengesetzes wurde vom Bundestag
am 18. Mai dieses Jahres be-
schlossen und trat am 6. Juli in
Kraft. Seitdem gelten erhöhte Si-
cherheitsstandards für die Aufbe-
wahrung von Waffen und Muni-
tion: Jetzt muss jeder, der nach
dem 6. Juli eine Waffe oder einen
Waffenschrank erwirbt, zu „Si-
cherheitsbehältern“ des Wider-
standsgrades 0 greifen. Diese sind
extrem schwer und auch sehr teu-
er, womit der Waffenbesitz für
Normalbürger deutlich verkom-
pliziert wird.

Noch größere Brisanz besitzen
die neuen Zuverlässigkeitsrege-
lungen im Paragraph 5 des Waf-
fengesetzes. So kann auch Nicht-
vorbestraften der Waffenbesitz
untersagt werden, wenn sie „Be-
strebungen verfolgen oder unter-

stützen, die a) gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung oder b) ge-
gen den Gedanken der Völkerver-
ständigung gerichtet sind“. Bisher
mussten diese Bestrebungen
allerdings ganz konkret nachge-
wiesen werden. Nun reicht es hin-
gegen schon, dass irgendwelche
nicht näher definierten „Tatsachen
die Annahme rechtfertigen“, der
Betreffende wolle sich entspre-
chend betätigen.

Durch diesen Gummiparagra-
phen kann das Waffenrecht na-
türlich besser gegen politisch
missliebige Personen eingesetzt
werden. So gibt es mittlerweile
Bemühungen, NPD-Mitglieder
pauschal für unzuverlässig zu
erklären und ihnen anschlie-
ßend dann den Jagdschein zu
entziehen.

Ansonsten reichen auch Bana-
litäten, um unbescholtenen Be-
sitzern von legalen Waffen die
Eignung abzusprechen, diese zu
tragen. Kürzlich verlor ein Jäger
in Bayern seine Waffenbesitzer-
laubnis allein schon deshalb,
weil er zum Karneval im Hen-
kerskostüm erschien. Dieser be-
hördliche Willkürakt wurde
zwar vor Gericht wieder aufge-
hoben, doch in anderen Fällen
hatten die Besitzer legaler Waf-
fen weniger Glück, wenn sie ju-
ristisch gegen Entscheidungen
der Verwaltung vorgingen, in de-
nen das geltende Recht auf völ-
lig überzogene Weise zu ihren
Ungunsten ausgelegt wurde. Das

kann zum einen passieren, wenn
der zuständige Beamte zu den
notorischen Waffenhassern
zählt, zum anderen geht der
Trend aber auch ganz allgemein
dahin, die Zahl der legalen
Schusswaffen in Privathand mit
allen erdenklichen Mitteln zu
reduzieren. Von einer diesbe-
züglichen internen Anweisung
von „oben“ berichteten kürzlich
sächsische Waidmänner, welche
höhere Dienstgrade bei der Lan-
despolizei bekleiden, im Vier-
Augen-Gespräch mit ihren Jagd-
kollegen.

Die derzeitige Praxis erinnert
in fataler Weise an das Vorgehen
der Nationalsozialisten: Die ver-
suchten damals sofort nach der
Machtübernahme, sämtlichen
Juden im Lande unter Miss-
brauch der damals geltenden
Gesetze die Waffen abzuneh-
men. Dabei kam es auch zu Raz-
zien und Hausdurchsuchungen.
Prominentestes Opfer dieser Po-
litik war Albert Einstein, in des-
sen Haus freilich nur ein Brot-
messer „sichergestellt“ werden
konnte. Dem folgte 1938 die offi-
zielle „Verordnung gegen den
Waffenbesitz der Juden“.

Natürlich ist es zutiefst unde-
mokratisch, gerade diejenigen ge-
setzestreuen Bürger zu entwaff-
nen, welche bereit sind, sich dem
aufwändigen Genehmigungspro-
zedere für legale Waffen zu unter-
werfen. Und dumm ist es außer-
dem, wenn die Ressourcen nicht
ausreichen, um eine flächendek-
kend präsente, schlagkräftige Po-
lizeitruppe zu unterhalten. Aber
es passt zum autoritär-kurzsichti-
gen Politikstil der Berliner Regie-
rung gegenüber „denen, die schon
länger hier leben.“ 

Wolfgang Kaufmann

Der 
Moment

der Woche

Selbst in Museen 
sollen Schusswaffen

verboten werden 

Entzug der Waffe
bei falschem

Karnevalskostüm

Der Amtsleiter in
Lebus bekam 

offensichtlich Panik

Wehrlose Untertanen erwünscht 
Ob bei Jägern oder Sportschützen – Mit geradezu unheimlicher Konsequenz versucht der Staat seine Bürger zu entwaffnen 
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Brandenburg: Keine Willkommenskultur für Wisente  Bild: Imago

Schüsse an der Grenze
Er kam aus Polen und starb in Deutschland – Jetzt sorgt der Tod eines Wisents für Riesenwirbel  

Wer erlaubnispflichtige
Schusswaffen erwerben

will, benötigt eine Waffenbesitz-
karte. Diese erlaubt jedoch kei-
neswegs auch das Mitführen von
Gewehr oder Pistole außerhalb
der eigenen Wohnung oder Ge-
schäftsräume beziehungsweise
umfriedeten Besitztums. Hierzu
ist zusätzlich noch der Waffen-
schein erforderlich. 

Darüber hinaus gibt es seit
2003 den Kleinen Waffenschein,
den diejenigen Bürger beantra-
gen müssen, welche eine
Schreckschuss-, Reizstoff- oder
Signalpistole in der Öffentlich-
keit bei sich tragen wollen. Jäger

wiederum brauchen einen Jagd-
schein, der sie zugleich berech-
tigt, die für ihr Tun erforderliche
Waffen zu besitzen und unter ge-
nau festgelegten Bedingungen
mitzuführen.

Vor Erteilung der entsprechen-
den Genehmigungen prüfen die
jeweils zuständigen Behörden so-
wohl die waffenrechtliche Zuver-
lässigkeit der Antragsteller als
auch deren persönliche Eignung.
Wer einen Waffenschein bean-
tragt, muss zudem das Bedürfnis
zum Führen erlaubnispflichtiger
Schusswaffen nachweisen – was
zumeist die höchste Hürde des
Verfahrens darstellt. WK

Die Vorschriften
Waffenschein, Jadgschein, Waffenbesitzkarte
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Zoll entdeckt
600 Kilo Kokain 

Memel – Mehr als 600 Kilo-
gramm Kokain hat der litauische
Zoll in einer Lieferung von Guss-
formen für Kunststoffprodukte, in
eine Reihe kleinerer Pakete ver-
teilt, gefunden. Geliefert wurden
diese aus Ekuador. Das Rausch-
gift besitzt einen Schwarzmarkt-
wert von etwa 50 Millionen Euro
und stellt einen der größten Dro-
genfunde in der Geschichte Li-
tauens dar. T.W.W.

Wann hört die gigantische
Molkerei auf, uns zu
vergiften?“, fragen die

Einwohner von Heilsberg. Der
Großbetrieb, gleich hinter dem
Zaun der Wiejskiej-Straße, verur-
sacht Gestank, der für die Bewoh-
ner längst zum Problem gewor-
den ist. Darüber hinaus ist der
Molkereibetrieb „Polmlek“ laut
und emittiert verunreinigten
Staub in die nebenbei fließende
Alle. Probleme mit der Firmen-
kläranlage existieren schon seit
Jahren. In der Alle zeigen sich
von Zeit zu Zeit weiße, milchige
Flecken, deren lästiger Gestank in
die benachbarte Wiejskiej-Straße
zieht. Ende August floss von der
Molkerei eine dunkle Ausschei-
dung zum Fluss .

Heilsberg ist eine der touri-
stisch attraktiven  Städte der Re-
gion. Gerade die Alle ist eine gro-
ße Attraktion für Paddler. Von der
Qualität des Wassers sind eben-
falls die Angler abhängig. Außer-
dem verläuft neben dem Fluss
der Radweg „Green Velo“. Ein Teil
der Stadt ist Erholungsgebiet. Un-
kontrollierte Verunreinigungen
können eine starke Verschlechte-

rung der Flora und Fauna des
Flusses nach sich ziehen. Der
Bürgermeister von Heilsberg, Ja-
cek Wisniowski, hat die Angele-

genheit nun dem Woiwodschafts-
Umwelt-Inspektorat übergeben. 

„Unser Betrieb entwickelt sich,
und wir erneuern die Reinigungs-

anlagen. Leider ereignen sich bei
den Modernisierungsarbeiten,
die eine gänzliche Beseitigung
der Beschwernisse zur Folge ha-

ben werden, Störfälle“, gab Mar-
cin Witulski, der stellvertretende
Vorsitzende der Firma „Polm-
lek“, zu. „Wir planen eine Instal-
lation, die uns im September ei-
ne verbesserte Reinigung um 
25 Prozent ermöglicht, damit es
in der Zukunft solche Situatio-
nen nicht mehr geben kann“, er-
gänzte der Vorsitzende. Der Vor-
stand der Molkerei verspricht
auch eine Rekultivierung und
Reinigung eines Teils des Flus-
ses.

Radio Allenstein fragte den
Woiwodschafts-Umwelt-Inspek-
tor nach den Ergebnissen der
durchgeführten Kontrolle im
Molkerei-Betrieb. Die Ergebnisse
seien gut, sagte die Inspektorin
Joanna Kazanowska. Es seien In-
formationen über nächtliche un-
gereinigte Abfallentsorgungen
eingegangen. Eine komplexe
Kontrolle vom 20. Juli bis zum
30. August habe aber die Verrin-
gerung der Verschmutzungen
bestätigt, sagte die Inspektorin.

Der Vorstand von „Polmlek“
und auch der Heilsberger Land-
rat, Jan Harhaj, gaben das Ein-
verständnis zum Umbau des Be-

triebes und erklärten, dass die
Kritik an „Polmlek“ mit den be-
vorstehenden Kommunalwahlen
in Zusammenhang stünden.

Dagegen spricht allerdings die
Tatsache, dass es danach wieder
zu einer nächtlichen Verschmut-
zung gekommen war. Kazanows-
ka  bestätigte die Angaben der
Bewohner und erklärte, dass
„Polmlek“ seit 2016 die Grenz-
werte bei den eingeleiteten Her-

stellungsrückständen nicht ein-
gehalten habe, weshalb das
Unternehmern zu weiteren Mo-
dernisierungen

„Polmlek“ ist mit 650 Beschäf-
tigten einer der größten Arbeitge-
ber in Heilsberg. Das Unterneh-
men produziert 1000 Tonnen
Milchprodukte täglich, und es
will noch weiter expandieren. Ei-
ne funktionierende Kläranlage ist
dringend notwendig. PAZ

Die diesjährige Badesaison in
Rauschen neigt sich dem Ende zu,
doch die Vorbereitungen für den
Empfang der erwarteten Gäste
während der Fußballweltmeister-
schaft gehen voran. Eine Reihe
von Pflanzenskulpturen wird der-
zeit an öffentlichen Plätzen aufge-
stellt. die Gästen den Weg durch
die Stadt weisen sollen.

In diesem Jahr fiel die Haupt-
saison in Rauschen eher mäßig
aus. Nur selten zeigte sich die
Sonne, und der Sommer ging so
spurlos vorbei wie selten zuvor.
Diejenigen, die nach Rauschen
kommen, um noch die letzten
Sonnenstrahlen des „Altweiber-
sommers“ zu genießen, werden
aber mit einer Überraschung
beschenkt: Pflanzenskulpturen.
Das Aufstellen der  verschieden-
sten Skulpturen ist zwar eine weit
verbreitete Tradition in Russland,
aber sogenannte „Pflanzenskulp-
turen“ hat es auf den Straßen bis-
her noch nicht gegeben.

Die Rauschener Stadtverwal-
tung gab bekannt, dass diese neu-
en Figuren aus künstlichen Mate-
rialien hergestellt wurden, denen
weder intensive Sonnenbestrah-
lung noch Kälte etwas anhaben.
Auch dem Vandalismus sollten sie
widerstehen können. 

Die erste Skulptur, die in Rau-
schen aufgestellt wurde, war ein
grüner Flügel. Er besteht aus ei-
nem Metallrahmen und künst-
lichen Pflanzen. Zunächst wurde
er in den Büschen zwischen der
Kurbühne und dem Meer aufge-
stellt. Aus Furcht vor Vandalismus
wurde er jedoch an seinen alten
Platz in den Kurpark (Lärchen-
park) zurückgebracht. Später ka-
men in der Nähe des Mühlen-
teichs noch ein Fußballer und ein

Radfahrer hinzu. Die bislang letz-
te Skulptur ist eine Komposition
aus drei Figuren – drei Musiker
stehen an der Einfallstraße nach
Rauschen: ein Trompeter, ein Bas-
sist und ein Saxophonist. Sie be-
grüßen nun alle Gäste der Stadt,
die mit dem Auto kommen. Bald
soll es in Rauschen eine weiteres
Pflanzengebilde geben: eine Film-
rolle.

Die grünen Skulpturen sollen
laut Plänen der Stadtverwaltung
Teil einer neuen Touristenroute
werden: die Musiker begrüßen

die Besucher, der Fußballer beim
Teich weist den ‚Weg zum Trai-
ningslager, das für die WM ge-
baut wird, und der Radfahrer

steht in der Nähe des Informa-
tionszentrums. Der Flügel befin-
det sich im Zentrum der Stadt,
und in der Nähe des Theaters
„Bernsteinhalle“  soll demnächst

die Skulptur in Form einer Film-
rolle entstehen. 

Die Skulpturen sollen die be-
sten Seiten Rauschens symboli-
sieren. Das näherrückende Sport-
ereignis Fußball-WM wird durch
Fußballspieler und Radfahrer
versinnbildlicht, für den Event-
Tourismus mit Filmfestivals und
Konzerten stehen die drei Musi-
ker, der Flügel und die Filmrolle. 

Die Aufstellung der Skulpturen
erfolgt im Rahmen eines Gemein-
deprojekts, mit dem neue Touri-
stikrouten in der Städtischen Um-

gebung erschlossen werden sol-
len. Der Bezirk Rauschen hatte an
einem Wettbewerb zur Schaffung
einer touristischen Infrastruktur
teilgenommen, der unter den Ge-
meinden des Königsberger Ge-
biets ausgelobt worden war. Rau-
schen gewann diesen Wettbewerb
und erhielt für die Umsetzung der
Ideen umgerechnet 17 300 Euro.
Knapp 14 000 davon kamen aus
dem Gebietshaushalt. Etwa  5000
Euro steuerte der Kurort Rau-
schen selbst bei.

Jurij Tschernyschew

Rauschen zieren neue Pflanzengebilde
zur Vorbereitung auf die Fußballweltmeisterschaft: Touristenroute entlang der originellen Skulpturen 

Originelle Touristenattraktion: Die aus künstlichen Grünpflanzen bestehende Skulptur eines Flügels im Stadtzentrum Bild: J.T.

Störungen des
Verkehrs

Allenstein – Straße Nr. S22:
Mühlhausen [Młynary], Baustelle.
Straße Nr. 7: Elbing [Elblag] – Ja-
zowa, Baustelle; Osterode [Ostró-
da] – Hohenstein [Olsztynek],
Baustelle; Bergheim [Gorki] –
Schwenteinen [Swietajny], Bau-
stelle. Straße Nr. 15: Rheinsgut
[Rynskie], Baustelle. Straße Nr. 16:
Bergfriede [Samborowo], Brük-
kenrenovierung; Gross Kosarken
[Kozarek Wielki] – Słomowo,
Baustelle; Deutsch Eylau [Iława] –
Osterode [Ostróda], Baustelle.
Straße Nr. 16c: Allenstein [Olsz-
tyn] – Fittigsdorf [Wójtowo], Bau-
stelle. Straße Nr. 51: Bartenstein
[Bartoszyce], Baustelle; Allenstein
[Olsztyn] – Pagelshof [Ameryka],
Baustelle. Straße Nr. 53: Schön-
walde [Szczesne] - Klaukendorf
[Klewki], Baustelle; Friedrichshof
[Rozogi], Baustelle. Straße Nr. 58:
Hohenstein, Baustelle; Hohen-
stein [Olsztynek] – Schwedrich
[Swaderki], Baustelle. Straße Nr.
59: Friedrichshof [Rozogi], Bau-
stelle. Straße Nr. 63: Angerburg
[Wegorzewo], Baustelle. E.G.

Beständigkeit durch
künstliches Material

Nr. 40 – 6. Oktober 2017 

Großmolkerei »Polmlek« sorgt für Unmut in Heilsberg 
Probleme mit der Firmenkläranlage – Bewohner befürchten Vergiftung der Gewässer

Gefährdete Idylle: Partie an der Alle Bild: Semu_CF

Täglich hergestellt:
1000 Tonnen 

Milchprodukte 
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was lange währt, wird endlich
gut – das alte deutsche Sprich-
wort ist wohl von jedem mal an-
gewandt worden, auch von uns in
unserer Ostpreußischen Familie,
wenn sich ein Erfolg erst nach
langer Zeit eingestellt hat. Auch
auf die nun sich schon über vier
Jahre hinziehenden Suche unse-
res Lesers Reinhold Kalisch nach
Angaben über seine Herkunft
könnte man es anwenden, aller-
dings etwas abgeschwächt, sagen
wir mal:“…wird immer besser“,
denn es handelt sich um Teilerfol-
ge, die unser Leser aus Baden-Ba-
den zu verzeichnen hat. Und dazu
haben unsere Veröffentlichungen
in den Folgen 32 und 38 unserer
Kolumne beigetragen, die den Su-
chenden einige Schritte weiter-
bringen könnten, indem sie seine
frühe Kindheit erhellen. Kurz re-
pliziert: Reinhold wurde als zwei
Wochen alter Säugling in ein Kin-
derheim in Zittau gebracht, und
blieb dort – einen zwischenzeit-
lichen Krankenhausaufenthalt
wegen Typhus eingerechnet –
zwei Jahre lang, bis er in Pflege
kam. Wer den Säugling dort abge-
geben hat, ist leider bis heute
nicht geklärt. Es könnte seine aus
Königsberg stammende Mutter
Lieselotte Kalisch gewesen sein,
die auf der Flucht das Kind in
Schweidnitz zur Welt brachte –
aber das wird wohl nie heraus-
kommen, denn seine Mutter, die
im Krieg bei der Organisation
Todt in Rastenburg gearbeitet hat,
soll später nach Amerika gegan-
gen sein und dort geheiratet ha-
ben. Das Schicksal seines Vaters
glaubt er aufgeklärt zu haben, als
er auf dem Friedhof in Palmnik-
ken das Grab des 27-jährigen Rolf
Kalisch fand, „der sein Leben für
einen sinnlosen Krieg lassen mus-
ste“. Damit hatte Reinhold Kalisch
eigentlich seine Suche abge-
schlossen, aber eine Abbildung
des Kinderheimes in Zittau veran-
lassten ihn doch, sich noch ein-
mal an uns zu wenden. Seine Fra-
ge betraf das Waisenhaus in der
Lessingstraße, einen schönen
Bau, der bis dahin Sanatorium ge-
wesen war, und das Leben der
dort untergebrachten elternlosen
Kinder und ihrer Betreuer. Ich
konnte ihm nicht viel Hoffnung
auf Erfolg machen, die Frage war
schon sehr speziell – aber sie
fand doch in unserem Leserkreis
eine Reaktion, die aus Aufnahmen
von der Baugrube des vor zwei

Jahren abgerissenen Gebäudes
bestand. Vielleicht hat dieses Foto
zu mehr Aufmerksamkeit unserer
Leserschaft beigetragen, denn
nun kam folgendes Schreiben von
Herrn Kalisch, das meine Beden-
ken widerlegte: 

„Ganz herzlichen Dank für Ihre
Bemühungen bezüglich meiner
Suche nach der Geschichte des
Kinderheimes in Zittau. Und es
gibt Erfreuliches zu berichten.
Nach dem ersten Artikel melde-
ten sich die Leserinnen Frau
Bremser und Frau Ohmann. Beide
Damen konnten mir wertvolle
Hinweise ergeben. Frau Bremser
wusste, dass dieses Heim dann Li-
na-Wehnert-Heim hieß, Frau Oh-
mann konnte mir einen historisch
bewanderten Herrn nennen, was
sich als Volltreffer erwies. Herr P.
Wildner wohnte selber in der Les-
singstraße und kennt einige ältere

Bewohner, die das Haus noch
kannten, als es Kinderheim und
Wochenkrippe war. Und dann
half mir das Internet weiter. Ich
gab einfach mal „Lina-Wehnert-
Heim Zittau“ ein – und das
Schick sal spielte mit: Es erschien
ein Hinweis, dass in dem Buch
„Ich habe Dich so gesucht“ ein
Junge mit seiner Schwester im Ja-
nuar 1945 in eben dieses Heim
gebracht wurde. Es gibt dazu
Suchfotos, auf dem er einmal als
Kind und einmal als junger
Mensch zu sehen ist. Ich habe
nun die Autorin dieses Buches
und den Suchdienst des DRK ak-
tiviert – schau’n wir mal! Ich
kann mich nur ganz herzlich bei
Ihnen bedanken und freue mich,
etwas Licht in meine Geschichte
zu bringen.“ Wie es jetzt aussieht,
könnte es noch viel heller wer-
den. Wir freuen uns jedenfalls mit

Herrn Kalisch und danken ihm
für seine herzlichen Worte wie
auch den Leserinnen und Lesern,
die ihm und uns mit ihren Anga-
ben geholfen haben.

Ein ähnliches Kinderschicksal,
ein ähnlicher Wunsch, endlich
Gewissheit über seine Herkunft
zu bekommen, ein ähnliches An-
liegen, das an die Ostpreußische
Familie gerichtet ist – und doch
so unterschiedlich in dem Verlauf
des bisher gelebten Lebens: Da
sind wir wieder bei dem russi-
schen Wissenschaftler Dr. Valery
Sevastianow, der nach der sowje-
tischen Okkupation Ostpreußens
als ein etwa einjähriges Kleinkind
von einem russischen Ehepaar
aus einem Kinderheim in Geor-
genswalde geholt und adoptiert
wurde. Wir haben seine Schick -
salsfrage ausführlich in Folge 34
behandelt, und in Folge 37 ein Fo-

to von ihm gebracht, das ein
freundliches lebensfrohes Gesicht
unter vollem, grauem Haar zeigt.
Dabei haben wir im Text sein heu-
tiges Domizil in das Samland ver-
legt, aber das stimmt nicht: Der
Hof, den er nun mit seiner Frau
bewirtschaftet, liegt zwar auch in
Ostpreußen, doch weiter östlich
bei Lasdehnen. Aber lassen wir
ihn das selber erzählen:

„Ihren Artikel habe ich gelesen
und deswegen meine größte
Dankbarkeit. 70 Jahre habe ich
immer versucht, herauszufinden,
wer ich bin, aber Ergebnisse habe
ich nie erhalten. Mein Brief an Ih-
nen war absolut hoffnungslos.
Jetzt kenne ich wenigstens meine
richtige und wunderschöne Hei-
mat. Das ist überhaupt nicht we-
nig. Meine Post-Adresse ist jetzt
RU-238730, Kaliningrad, Bezirk
Krasnoznamensk, Illovajskoe

(Hutor). Das bedeutet:  Zwischen
der früheren Stadt
Lasdehnen/Haselberg neben li-
tauischer Grenze und dem Dorf
Illovajskoe stehen immer noch ei-
nige alte Hofe. Ein Hof habe ich
mit Hilfe von Forstkollegen und
Freunden, die zu mir in schwerer
Zeit gekommen, gekauft und re-
noviert. Damals war meine Ge-
sundheit nicht gut, aber eine Frau
kam zu mir mit einer Tochter zu-
sammen, und Gesundheit war zu-
rück. Jetzt ist diese Frau meine
Ehegattin und Tochter ist groß ge-
worden. Wir backen Brot aus eige-
nem Mehl, machen eigene wun-
derbare Käse und Wurst, Kartof-
feln, Beeren und so… Perfekter
Traktor und Tischlerei, und dazu
meine Wissenschaft und Musik.
Hof wollten wir zum Verkauf aus-
stellen, aber Immobilienmarkt
‘steht’ schon lange. Ich träume frei
zu sein und mit meiner Frau zu-
sammen ein gebrauchtes Segel-
boot kaufen und nach Süd-Ameri-
ka gehen nach einer Segler-Aus-
bildung, wenn das Geld reicht.
Und ich will meine Schwester fin-
den und Wissenschaftsarbeit bis
Ende machen.“ So hat uns Dr. Se-
vastianov Einblick in sein Leben
auf einem alten deutschen Hof
bei Lasdehnen verschafft, der
aber für den unruhigen Geist
noch lange nicht ein Altersruhe-
sitz ist. Auf der Suche nach seiner
– vermutlichen – Schwester, die
als etwa Drei-bis Vierjährige mit
dem einjährigen Jungen zusam-
men in das Kinderheim in Geor-
genswalde kam. Die Kinder wur-
den dann getrennt, das Mädchen
soll den russischen Namen Lud-
mila erhalten haben. Valery
glaubt, sie nun auf einem Suchfo-
to wieder zu erkennen, aber da
zeichnet sich leider kein Erfolg
ab, was bei der Schwere dieses
Falls auch anzunehmen war.

Aber eine andere Suchge-
schichte haben wir glücklich zu
Ende gebracht und darüber auch
schon berichtet, doch nun kommt
das Sahnehäubchen auf den Ku-
chen. Die Hauptfrage hatte schon
nach der ersten Veröffentlichung
Erfolg: Frau Christel Meurer, die
nach ihrem Geburtsort Mühlhau-
sen gefragt hatte, bekam von
Herrn Herbert Skroblin eine sehr
ausführliche Erklärung, dass es
sich nur um Mühlhausen im Kreis
Pr. Holland handeln konnte.
Stimmte auch, da die Familie Jä-
ger aus dem Kreis Angerapp
stammte und der Grenzkreis
schon im Herbst 1944 den Rus-
seneinfall erlebte. Für diese er-
sten Flüchtlinge war der Kreis Pr.
Holland ausgewiesen, und dort
erblickte Christel am Heiligen

Abend das Licht der Welt. Aber
wo und unter welchen Umstän-
den? Mit dieser Frage hat sich
sehr eingehend unser Leser, Herr
Helmut K., beschäftigt und auf ein
damals in Mühlhausen existieren-
des Entbindungsheim hingewie-
sen, was er nun sogar mit einer
Abbildung belegen kann. Es ist
mit großer Wahrscheinlichkeit an-
zunehmen, dass Christels Mutter
dort entbunden hat, denn eine
Flüchtlingsunterkunft mitten im
kalten Winter ist auch nicht gera-
de für eine Geburt geeignet – ob-
gleich so mancher hochschwan-
geren Flüchtlingsfrau keine ande-
re Wahl blieb. Aber die hatte nun
Frau Jäger, und sie wird diese
auch genutzt haben, zumal das
Heim erst während des Krieges
eingerichtet wurde, vorher befand

sich hier das Neue Amtsgericht.
So kann Frau Meurer nun das
auch heute noch existierende
Haus in der Braunsberger Straße
als den Ort betrachten, an dem sie
zur Welt kam. Wenn sie also das
nächste Mal in ihre Geburtshei-
mat fährt – dreimal war sie schon
dort und hat vergeblich nach Spu-
ren gesucht, bis sie sich an die
Ostpreußische Familie wandte –
kann sie es nach der Beschrei-
bung unseres Lesers Helmut K.
leicht finden: Es liegt etwa 450
Meter vom Ortsausgang entfernt
in der ehemaligen Braunsberger
Straße hinter einer leichten
Linkskurve auf der rechten Stra-
ße. Gegenüber dem gut erhalte-
nen Gebäude mit der Nummer 15
steht ein hölzerner Mast – mit ei-
nem Storchennest! Das ist das
Sahnehäubchen, und es wird

Christel Meurer, dem „Christkind
aus Mühlhausen“ wohl munden.

Eine Familie ohne neue Fragen
– das gibt� s nicht. Und da haben
wir eine ganz besondere auf dem
Tisch, die Frau Anorte Groß-
kreutz aus Aachen vom Schwedi-
schen Genealogentag in Halmstad
mitgebracht hat. Es handelt sich
um den Münzpalast in Königs-
berg, in der Münzstraße 7 dicht
am Schloss gelegen, die wohl be-
kannteste Kleinkunstbühne der
Stadt, in der sich ein Teil des Kö-
nigsberger Nachtlebens abspielte.
Auch zu Kriegszeiten, denn An-
fang 1942 soll dort ein Norditalie-
ner als Pianist tätig gewesen sein.
Vielleicht kann sich jemand an
den Klavierspieler erinnern oder
besitzt noch ein Programmheft
vom Münzpalast, in dem sein Na-

me enthalten ist. Auch sein weite-
res Schicksal ist den schwedi-
schen Fragestellern, die Frau
Großkreutz mit dieser Suchfrage
beauftragt haben, unbekannt.
Auch Erinnerungen an den dama-
ligen Direktor des Münzpalastes,
August Sauerbaum, und seine Fa-
milie sind willkommen. Dies
zuerst einmal in Kürze. (Anorte
Großkreutz, Purweider Weg 19 in
52070 Aachen, Telefon:
0241/159894.)

Eure

Ruth Geede

OST P R E U S S I S C H E FA M I L I E

Alle in der »Ostpreußischen Familie« abgedruckten Namen und Daten werden auch ins

Internet gestellt. Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Das ehemalige Kinderheim in Mühlhausen blieb erhalten Bild: Geede

Lewe Landslied, 
liebe Familienfreunde,

Wer weiß etwas? Wer kennt die-
sen lieben Menschen? Wer kann
weiter helfen?

Das schwere Schicksal der
Vertriebenen hat bei den Betrof-
fenen und ihren Nachkommen
unendlich viele Fragen aufge-
worfen. Ruth Geede sucht in ih-
rer Rubrik „Die ostpreußische
Familie“ nach den Antworten.
Die Schriftstellerin und Journali-
stin wurde 1916 in Königsberg
geboren. Seit 1979 ist sie die
„Mutter“ der Ostpreußischen Fa-
milie. Ihre Kenntnis und ihre Le-
benserfahrung halfen bereits
vielen hundert Suchenden und
Wissbegierigen weiter. Es geht

um das Auffinden verschollener
Familienmitglieder und Freunde,
um Ahnenforschung oder wich-
tige Fragen zur ostpreußischen
Heimat.

Anfragen an: Redaktion Preu-
ßische Allgemeine Zeitung,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,
r e d a k t i o n @ p r e u s s i  s c h e -
allgemeine.de

B
ild

: P
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Anfang September hatte Po-
lens Regierungschefin Be-
ata Szydlo Forderungen

nach Kriegsentschädigungen
durch Deutschland bekräftigt. In
einem Papier des Sejms wurde
festgestellt, dass die Frage juri-
stisch weiterhin offen bleibe,
auch, da Polen in der Nachkriegs-
zeit keine echte Souveränität ge-
habt habe und damals dem
Willen aus Moskau gefolgt sei.

Eine umfassende Einschätzung
der polnischen Position hat nun
die Zeitung der deutschen Min-
derheit in Polen, das „Wochen-
blatt“, beim Direktor des Willy-
Brandt-Zentrums für Deutsch-
land- und Europastudien der
Universität Breslau, Krzysztof
Ruchniewicz, eingefordert. Er
stellt eingangs fest, dass die Alli-
ierten bereits am 19. August 1945
vereinbart hätten, „dass die Ge-
biete, die nach dem Zweiten
Weltkrieg Polen zufielen (…) aus

den Reparationen ausgenommen
waren“.

Dummerweise hakte das „Wo-
chenblatt“ an dieser Stelle nicht
nach, wieso sich Polen auf eine
fehlende Souveränität berufen
dürfe, während der alliierte Wille
für Deutschland nun nach Jahr-
zehnten noch wirken solle.
Gleichwohl schafft es Ruchnie-
wicz zu erklären, warum sich Po-
len von Sowjetrussland in Sachen
des Weiterreichens von konfis-
zierten Werten nie bedient fühlte:
„Die Sache wurde später kompli-
zierter, nachdem die sowjetische
Regierung von Polen eine Gebühr
für die Auszahlung der Reparatio-
nen verlangte. Warschau sollte
diese Gebühr entrichten in Form
von Steinkohleverkäufen zu aus-
gesprochenen Vorzugspreisen zu-
gunsten der sowjetischen Seite, ja
geradezu umsonst.“ Gleichwohl
sei die Frage individueller Ent-
schädigung für kriegsbedingte

Leiden im Gegensatz zu Repara-
tionen „viel komplexer“. Im
Grunde eine zweite Steilvorlage

für das „Wochenblatt“, hier auch
nach deutschen Zwangsarbeitern
unter Polen zu fragen.

Ruchniewicz warnt letztlich
immerhin davor, die deutsch-pol-
nischen Beziehungen mit Forde-

rungen zu belasten. Letztlich ist
er immer wieder auch von der
deutschen Minderheit als eine

Art Kronzeuge in historischen
Debatten zu Wort gekommen.
Doch im Resümee scheint für die
Deutschen in Polen mit dieser
Kronzeugenschaft auch verbun-
den zu sein, niemals Positionen
jenseits von Ruchniewicz zu ver-
treten.

Und hier fällt einem an erster
Stelle natürlich die Rolle ein, die
Ruchniewicz bei der Demontage
von Manfred Kittel als Direktor
der Stiftung Flucht, Vertreibung
und Versöhnung zukam, als er
den linksliberalen deutschen Kol-
legen polnische Positionen im
Kesseltreiben gefällig verkaufte –
aus welchen Abhängigkeiten
oder Überzeugen auch immer. In
Erinnerung bleibt dabei, wie er
sich an den Attacken der polni-
schen Politologin Anna Wolf-Pa-
weska beteiligte, die den „Berli-
ner Appell“ von Erika Steinbach,
der damaligen Vorsitzenden des
Bundes der Vertriebenen, vom

September 1998 als „opportuni-
stisch, arrogant, zynisch, inkom-
petent, demagogisch und unver-
antwortlich“ einstufte. Ruchnie-
wicz galt fortan als Hoffnungsträ-
ger für die Erstellung eines
deutsch-polnischen Schulge-
schichtsbuches.

Das Dilemma bleibt: Politische
Erwartungshaltungen und jahr-
zehntelange terminologische Ge-
wohnheiten in Polen führen noch
immer bei halben Schritten zu
kritikloser und schneller Zustim-
mung. Wie viele deutsche Wis-
senschaftler schwärmen in Bres-
lau allein davon, dass die Univer-
sität ein Willy-Brandt-Zentrum
unterhält – benannt ausgerechnet
nach dem deutschen Politiker,
der als erster den deutschen
Osten aufgab. In einer anderen
Tradition als der Brandt’schen
kann ein solches Institut letztlich
gar nicht stehen.

Edmund Pander

In den Zwängen der politischen Geschichtswissenschaft
Die Zeitung der Deutschen in Polen hinterfragt Polens Recht auf Reparationen

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

Prof. Krzysztof Ruchniewicz Bild: Ruchniewitz/Wikipedia



Weiter berichtete Gottfried Hu-
fenbach über seinen diesjährigen
Besuch in Allenstein, bei dem er
auch mit der Auszahlung der Bru-
derhilfe begann. Die Verteilung
wird in bewährter Weise von Re-
nate Barczewski weitergeführt.
An 200 Bedürftige werden jeweils
30 Euro ausgezahlt. Im nächsten
Jahr werden nur etwa 4000 Euro
für die Bruderhilfe zur Verfügung
stehen. Im Rahmen dieses Be-
suchs hatte er auch Gelegenheit,
den Stadtpräsidenten zu sprechen
und ihn zu unserem Jahrestreffen
einzuladen. Auch das Thema Be-
lian wurde mit ihm erörtert. Im
Mai war der Stadtpräsident mit
einer Delegation in Gelsenkir-
chen. Anlass war das 25. Jubiläum
der Städtepartnerschaft zwischen
Gelsenkirchen und Allenstein. 

Dr. Alexander Bauknecht gab
einen Überblick über die Akti-

vitäten der AGDM während des
vergangenen Jahres. Da die Pflege
und der Erhalt der deutschen
Sprache und Kultur zu den wich-
tigsten Aufgaben der AGDM ge-
hören, kommt den Deutschkursen
für Kinder, Jugendliche und Er-
wachsene besondere Bedeutung
zu. Diesem Zweck dienen auch
der Ausbau der Bibliothek, Le-
sungen und Vorträge. In diesem
Jahr wurde das 25-jährige Beste-
hen der Gesellschaft gefeiert. Die
Veranstaltungen wurden von vie-
len Persönlichkeiten aus Deutsch-
land, Polen und Vertretern be-
freundeter Gesellschaften be-
sucht. Wie in jedem Jahr fand im
November ein Besuch der Helfer
und Betreuer, der Johanniter-
schwestern und Geistlichen aus
der Region statt, verbunden mit
einer Schulung der Schwestern.
Zu weiteren Veranstaltungen des
vergangenen Jahres zählen die Se-
niorentreffen, die Ausstellungen
der Handarbeitsgruppe und das
jährliche Kartoffelfest. Der Tag der
Minderheiten auf dem Gelände
Ataman war wieder gut besucht
und ein großer Erfolg. Die Stu-
dienreise der AGDM ging in die-
sem Jahr zur Marienburg. Zum
Tag der Deutschen Einheit lud das
Generalkonsulat nach Danzig ein,
es war ein sehr schöner, feier-
licher Tag. Den Abschluss des Jah-
res bildete wie immer das Geden-
ken am Volkstrauertag auf dem
Allensteiner Ehrenfriedhof.

Nach den Berichten des Schatz-
meisters und der Kassenprüfer,
die dem Schatzmeister für das

vergangene Jahr eine ordnungsge-
mäße Geschäftsführung beschei-
nigten, wurde der Vorstand entla-
stet. Mit einem fröhlichen Bei-
sammensein in der Gaststätte Du-
brovnik klang der Tag aus.

Lesen Sie in der nächsten Woche
im dritten und letzten Teil des Be-
richtes von den Festlichkeiten am
Sonnabend und Sonntag.

Im Rahmen des kulturellen
Abends während der Angerbur-
ger Tage am 9. September über-
reichte Landrat Hermann Lutt-
mann den Angerburger Kultur-
preis an Günther Kuhn. In der
Laudatio heißt es wie folgt:

Am 24. Mai 2017 hat das Kura-
torium für die Vergabe des Anger-
burger Kulturpreises – Eike Hol-

sten, Hans-Joachim Roesch, Kurt-
Werner Sadowski und der Erste
Kreisrat Dr. Torsten Lühring –
über die Zuerkennung der Aus-
zeichnung für das Jahr 2017 bera-
ten. Nach eingehender Würdi-
gung der eingesandten Werke
wurde beschlossen, den Anger-
burger Kulturpreis 2017 Herrn
Günther Kuhn für die Arbeit 
„Angler – Fischer – Menschenfi-
scher“ zuzuerkennen.

Es handelt sich um eine Erfas-
sung der Bewohner aus den 73
Orten des Kreises Angerburg und
deren Verbleib nach 1945 mit ih-
ren Angehörigen in einer elektro-
nischen Datenbank. Die Arbeit
begann bereits 1994 und dauert
bis heute an. Grundlage war zu-
nächst eine Auflistung von etwa
3600 Beziehern des „Angerburger
Heimatbriefes“.

Zu den zunächst vorliegenden
postalischen Adressen wurde er-
mittelt: Familienname, Vorname,
Name des Vaters, Name des Ehe-
partners, die Telefonnummer, der
Heimatort (gegebenenfalls mit
Straße und Hausnummer) sowie
Geburtstag. Diese Angaben wur-
den in einer Excel-Tabelle darge-
stellt. Im weiteren Verlauf wurden
die Teilnehmer der verschiedenen
Aktivitäten der Kreisgemeinschaft
Angerburg erfasst und dazu die
entsprechenden Anwesenheitsli-
sten ausgewertet.

Aus der Kreisgemeinschaft An-
gerburg konnten einige Sprecher
von Gemeinschaften gefunden
werden, die sich mit unterschied-
licher Intensität um die Aktuali-
sierung der Ortslisten bemühten
und es teilweise auch noch heute
tun. Von der Geschäftsstelle kom-
men immer wieder Rückläufer
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2017
21. bis 23. Oktober: 11. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-

stein (geschlossener Teilnehmerkreis)
5. bis 8. November: Kulturhistorisches Seminar für Frauen in

Helmstedt
13. bis 19. November: Werkwoche in Helmstedt

2018
17. bis 18. März: Arbeitstagung der Kreisvertreter in Helmstedt
7. bis 8. April: Arbeitstagung der Deutschen Vereine in Sensburg

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, Internet: 
www.ostpreussen.de

TERMINE DER LO

ZUM 98. GEBURTSTAG

Armbruster, Herta, geb. Pie-
chottka, aus Prostken, Kreis
Lyck, und aus Krupinnen,
Kreis Treuburg, am 12. Okto-
ber

ZUM 97. GEBURTSTAG

Müller, Waltraut, geb. Kasarzik,
aus Treuburg, am 6. Oktober

Reinhardt, Anni, aus Narwi-
ckau, früher Kruschullen,
Kreis Ebenrode, am 9. Okto-
ber

Wagner, Ursula, Landesgruppe
Bremen, am 6. Oktober

ZUM 96. GEBURTSTAG

Falk, Ruth, geb. Rietenbach, aus
Weißensee, Kreis Wehlau, am
9. Oktober

Fexer, Ewald, aus Allenstein, am
2. Oktober

Kaehler, Brigitta, aus Neiden-
burg, am 8. Oktober

ZUM 95. GEBURTSTAG

Fratzke, Herbert, aus Wehlau,
am 6. Oktober

Gebauer, Frieda, geb. Oehlert,
aus Sanditten, Kreis Wehlau,
am 7. Oktober

Pikies, Gertrud, geb. Nieden-
thal, aus Neuhof, Kreis Lötzen,
am 8. Oktober

Taulien, Erna, aus Heiligenbeil,
am 7. Oktober

Walendie, Wilhelm, aus Grai-
wen, Kreis Lötzen, am 6. Ok-
tober

ZUM 94. GEBURTSTAG

Böhnke, Horst, aus Petersdorf,
Kreis Wehlau, am 8. Oktober

Jessat, Otto, aus Schirrau, Kreis
Wehlau, am 5. Oktober

Kriese, Margarete, geb. Löper,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
6. Oktober

Malkus, Margarete, geb. Daniel-
zik, aus Grünwalde, Kreis Or-
telsburg, am 11. Oktober

Missun, Charlotte, geb. Trucks,
aus Peterswalde, Kreis Elch-
niederung, am 8. Oktober

Puppe, Ruth, geb. Walter, aus
Ginkelsmittel, Kreis Elchnie-
derung, am 6. Oktober

Schwarz, Ida, geb. Deutschen-
dorf, aus Wilpen, Kreis Eben-
rode, am 8. Oktober

ZUM 93. GEBURTSTAG

Baatz, Fritz, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 6. Oktober

Grikschat, Paul, aus Gowarten,
Kreis Elchniederung, am 
10. Oktober

Hindersin, Lieselotte, geb. Bu-
britzki, aus Auglitten, Kreis
Lyck, am 10. Oktober

Horn, Christel, geb. Huebner,
aus Tiefen, Kreis Lötzen, am

12. Oktober
Römer, Hilde, aus Krupinnen,

Kreis Treuburg, am 8. Oktober
Stolzke, Waltraud, geb. Friedel,

aus Fließdorf, Kreis Lyck, am
10. Oktober

ZUM 92. GEBURTSTAG

Heinrich, Helene, geb. Wagner,
aus Gilkendorf, Kreis Elchnie-
derung, am 8. Oktober

Knöschke, Ilse, geb. Janz, aus
Bersteningken, Kreis Memel-
Land, am 12. Oktober

Kuster, Paul, aus Tewellen, Kreis
Elchniederung, am 11. Okto-
ber

Philippzik, Ruth, aus Walden,
Kreis Lyck, am 6. Oktober

Schimkus, Siegfried, aus Hein-
richswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 11. Oktober

Schulz, Elli, aus Goldensee,
Kreis Lötzen, am 12. Oktober

ZUM 91. GEBURTSTAG

Angerhausen, Charlotte geb.
Pätzel, aus Karkeln, Kreis
Elchniederung, am 6. Oktober

Böhnke, Dorothea, geb. Reuter,
aus Neukirch, Kreis Elchnie-
derung, am 9. Oktober

Dzienian, Werner, aus Eibenau,
Kreis Treuburg, am 12. Okto-
ber

Friedenberg, Gertrud, aus Sof-
fen, Kreis Lyck, am 7. Oktober

Fromm, Hildegard, geb. Pauli,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
11. Oktober

Karow, Joachim, aus Pelkenin-
ken, Kreis Wehlau, am 7. Okto-
ber

Kiehr, Herta, aus Karkeln, Kreis
Elchniederung, am 6. Oktober

Kottler, Hedwig, aus Wiesenhö-
he, Kreis Treuburg, am 
10. Oktober

Kreuzberger, Eva-Maria, geb.
Janzyk, aus Prostken, Kreis
Lyck, am 7. Oktober

Kubernus, Georg, aus Garbas-
sen, Kreis Treuburg, am 
9. Oktober

Renner-Kruska, Therese, aus
Lyck, am 8. Oktober

Siersleben, Hannelore, geb.
Hoppe, aus Neidenburg, am 
9. Oktober

Sziegoleit, Werner, aus Krauden,
Kreis Tilsit-Ragnit, am 5. Ok-
tober

Will, Toni, geb. Hoefert, aus Fal-
kenhöhe, Kreis Elchniede-
rung, am 7. Oktober

Wolf, Harry, aus Moterau, Kreis
Wehlau, am 9. Oktober

ZUM 90. GEBURTSTAG

Andersen, Ruth, geb. Kretsch-
mann, aus Windkeim, Groß
Windkeim, Kreis Heiligenbeil,
am 7. Oktober

Bandorski, Christel, geb. Chud-
zin, aus Stettenbach, Kreis
Lyck, am 11. Oktober

Clauß, Hildegard, aus Lyck, am
7. Oktober

Freese, Gretel, geb. Stenzel, aus
Schwentainen, Kreis Treu-
burg, am 8. Oktober

Gause, Alfred, aus Seliggen,
Kreis Lyck, am 9. Oktober

Goltermann, Edith, geb. Gengel,
aus Seckenburg, Kreis Elch-
niederung, am 10. Oktober

Hammermeister, Helmut, aus
Allenburg, Kreis Wehlau, am
11. Oktober

Hartel, Elfriede, geb. Joswig, aus
Kalkhof, Kreis Treuburg, am 
6. Oktober

Kaeber, Sieglinde, geb. Lyhs,
aus Treuburg, am 12. Oktober

Koslowski, Horst, aus Rostken,
Kreis Lyck, am 10. Oktober

Krüger, Artur, aus Lyck, Stra-
dauner Chaussee 13, am 
13. Oktober

Kruschinski, Alfred, aus Lü-
beckfelde, Kreis Lyck, am 
13. Oktober

Mohaupt, Eva, geb. Kurreik, aus
Elbings Kolonie, Kreis Elch-
niederung, am 12. Oktober

Rozynski, Käthe, geb. Behrend,
aus Grünau, Kreis Elchniede-
rung, am 12. Oktober

Wenning, Sigrid, geb. Pelzer,
aus Prostken, Bahnhofstraße
18, Kreis Lyck, am 10. Oktober

ZUM 85. GEBURTSTAG

Albrecht, Ursel, geb. Czimmer-
nings, aus Dorf Trakehnen,
Kreis Ebenrode, am 11. Okto-
ber

Barzik, Maximilian, aus Kielen,
Kreis Lyck, am 6. Oktober

Fischer, Ewald, aus Dippelsee,
Kreis Lyck, am 6. Oktober

Greve, Bernhard, aus Klein Las-
ken, Kreis Lyck, am 11. Okto-
ber

Karczewski, Käthe, geb. Kayka,
aus Kalgendorf, Kreis Lyck,
am 10. Oktober

Kieven, Helga, geb. Unruh, aus
Fedderau, Kreis Heiligenbeil,
am 11. Oktober

Klein, Christel, geb. Grudinski,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
10. Oktober

Kosmowski, Christa, aus Allen-
burg, Kreis Wehlau, am 
10. Oktober

Kroll, Walter, aus Mingfen, Kreis
Ortelsburg, am 12. Oktober

Linke, Ilse, geb. Ganseleiter, aus
Lyck, Morgenstraße 27/28, am
7. Oktober

Mahn, Erika, geb. Domnik, aus
Groß Schöndamerau, Kreis
Ortelsburg, am 10. Oktober

Meier, Elisabeth, geb. Wi-
schniewski, aus Masuren,
Kreis Treuburg, am 7. Oktober

Nowak, Konrad, aus Schönho-
fen, Kreis Treuburg, am 
6. Oktober

Schmakowski, Josefine, geb.
Berndt, aus Pregelswalde,
Kreis Wehlau, am 11. Oktober

Schmeer, Ehrentraut, geb. Lin-
ka, aus Ortelsburg, am 8. Ok-
tober

Seelinger, Elsa, aus Ebenrode,
am 20. Oktober

Serek, Heinz, aus Rhein und Rü-
benzahl, Kreis Lötzen, am 
13. Oktober

ZUM 80. GEBURTSTAG

Jorzick, Werner, aus Sareiken,
Kreis Lyck, am 7. Oktober

Kirschning, Dieter, aus Schurfel-
de, Kreis Tilsit-Ragnit, am 
10. Oktober

Kleimann, Anneliese, geb.
Kühn, aus Plein, Kreis Elch-
niederung, am 11. Oktober

Littek, Horst, aus Erben, Kreis

Ortelsburg, am 7. Oktober
Lonn, Elisabeth, geb. Knopf, aus

Neumühl, Kreis Wehlau, am
12. Oktober

Lunkowski, Helmut, aus Pre-
gelswalde, Kreis Wehlau, am
11. Oktober

Marchlowitz, Karl-Heinz, aus
Ortelsburg, am 12. Oktober

Meier, Elisabeth, geb. Wi-
schnewski, aus Seefrieden,
Kreis Lyck, am 7. Oktober

Miefert, Edeltraut, geb. Kas-
perowski, aus Schelasken,
Kreis Lyck, am 13. Oktober

Nowak, Konrad, aus Groß Las-
ken, Kreis Lyck, am 6. Oktober

Patommel, Lothar, aus Ragnit,
Kreis Tilsit-Ragnit, am 2. Ok-
tober

Sadlowski, Horst, aus Altkir-
chen, Kreis Ortelsburg, am 
11. Oktober

Sadowski, Kurt, aus Scharnau, 
Kreis Neidenburg, am 10. Okt-

ober
Sakautzki, Roswitha, geb. Behn,

aus Roddau, Perkuiken, Kreis
Wehlau, am 10. Oktober

Schikowsky, Diethart, aus Frit-
schienen, Kreis Wehlau, am
10. Oktober

Wiebold, Christel, geb. Chmie-
lewski, aus Paterschobensee,
Kreis Ortelsburg, am 12. Okto-
ber

ZUM 75. GEBURTSTAG

Honauer, Heidrun, geb. Hee-
ring, aus Lötzen, am 9. Okto-
ber

Kubeit, Klaus-Dieter, aus Loye,
Kreis Elchniederung, am 
8. Oktober

Liefer, Sigrid, geb. Dobat, aus
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am
10. Oktober

Nicolovius, Hannelore, aus

Bericht vom 62.
Kreistreffen, Teil II

Zum

75.
Geburtstag

gratulieren wir unserem 
lieben Bruder

Udo Thiel
7. Oktober 1942 Gut Strauben,

Kreis Heiligenbeil

Jetzt: Am Butterstieg 16, 
29336 Nienhagen

ganz herzlich.

Dazu wünschen Dir 
Gesundheit und alles Gute

Deine Schwestern
Jutta, Gabriele und Malwine 

mit ihren Angehörigen

Anzeige

Treuburg, am 6. Oktober
Prieß, Renate, geb. Heydeck, aus

Elbings Kolonie, Kreis Elch-
niederung, am 10. Oktober

Riemke, Herbert, aus Pregels-
walde, Kreis Wehlau, am 
8. Oktober

Spaltner, Bruno, früher Sczep-
anek, aus Windau, Kreis Nei-
denburg, am 8. Oktober

Stadie, Siegbert, aus Schallen,
Kreis Wehlau, am 10. Oktober

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet.

Melden Sie Ihre Glückwünsche 

unter Telefon (040) 4140080, Bucht-

straße 4 in 22087 Hamburg oder per

E-Mail an 

redaktion@preussische-allgemeine.de

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Gottfried Hufen-
bach, Danziger Str. 12, 53340
Meckenheim. Geschäftsstelle:
Stadtgemeinschaft Allenstein,
Vattmannstraße 11, 45879 Gelsen-
kirchen, Telefon (0209) 29131 und
Fax (0209) 4084891, E-Mail:
StadtAllenstein@t-online.de

ALLENSTEIN
STADT

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 16

Kulturpreis für
Günter Kuhn

Kreisvertreter: Kurt-Werner Sa-
dowski. Kreisgemeinschaft An-
gerburg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG



Sonnabend, 14. Oktober, Kolping-
haus Messehotel, Theodor-Hürth-
Straße 2–4, 50679 Köln: Kreistref-
fen. Die Bewirtung ist frei. Fahrtko-
sten werden auf Antrag erstattet.
Voranmeldung: Kreisgemeinschaft
Heilsberg, Eichendorffstraße 30,
41564 Kaarst, oder Erwin Popien,
Telefon (02131) 62403. 

Darmstadt – Sonnabend, 14.
Oktober, 11.30 Uhr, Taverna Hella,
Bahnhofstraße 17, 62491 Darm-
stadt-Wixhausen: Treffen.

Liebe Landsleute, liebe Freunde
Ostpreußens,

wir bieten Ihnen auch für das
Jahr 2018 einen farbenprächtigen
Kalender an, der die Schönheit
unserer heimatlichen Landschaft

und Kunst widerspiegelt. Aus der
Vielfalt ostpreußischer Motive ha-
ben wir eine Auswahl von ab-
wechslungsreichen Darstellungen
getroffen. Sie sehen viele Abbil-
dungen von Exponaten, die zu der
heute im Ostpreußischen Landes-
museum Lüneburg befindlichen
Stiftung Königsberg gehören be-
ziehungsweise sich bereits im Be-
stand dieses Museums befanden.
Den Herren Grimoni und Barfod
danken wir für die freundliche
Unterstützung und Bereitstellung
des Bildmaterials. Ohne ihre Hilfe
hätte ein solcher Kalender nicht
gestaltet werden können.

Der Kalender (Format DIN A4)
kann bestellt werden bei Gisela
Broschei, Bleichgrabenstraße 91,
41063 Mönchengladbach, Telefon
(02161) 895677. Wir würden uns
sehr freuen, wenn Sie uns bei un-
serer ehrenamtlichen Tätigkeit
unterstützen und uns eine Spen-
de für den Kalender zukommen
lassen, die zumindest den Unko-
stenbeitrag von zwölf Euro �  deckt.
Konto: Heimatkreisgemeinschaft
Landkreis Königsberg, IBAN: DE
96490501010064006885 BIC: WE-
LADED1MIN. Gisela Broschei,  

Kreisvertreterin,
Carl Mückenberger,

Stellvertretender Kreisvertreter

Das diesjährige 63. Hauptkreis-
treffen in Hagen am 26. und 27.
August stand unter dem Motto
„70 Jahre Kreisgemeinschaft
Lyck“. Bedingt durch die rückläu-
figen Teilnehmerzahlen der letz-
ten Jahre, fand das Treffen im
„Kleinen Grünen Saal“ der Stadt-
halle Hagen statt. Zu diesem klei-
nen Jubiläum reiste auch eine
zwölfköpfige Gruppe der Deut-
schen Minderheit aus Lyck an.
Turnusgemäß nutzte der Vorstand
diese Zusammenkunft für die
Durchführung der obligatori-
schen Kreisausschuss-Sitzung.

An der öffentlichen Kreistags-
Sitzung, im Rathaus der Stadt Ha-
gen, nahmen die angereisten be-
schlussfähigen Kreistagsmitglie-
der und zahlreiche Gäste teil.
Nach der Begrüßung durch die
Kreisvertreterin, Bärbel Wiesen-
see, folgte die Feststellung der Be-
schlussfähigkeit und Ernennung
der Protokollführung. Mit einer
Gedenkminute wurde an die ver-
storbenen Landsleute der Kreis-
gemeinschaft gedacht. 

Pater Eduard Prawdzik wurde
für seine langjährige Mitarbeit in
der Kreisgemeinschaft mit dem
Verdienstabzeichen und einer Ur-
kunde der Landsmannschaft Ost-
preußen ausgezeichnet. Dadurch,
dass der Inhalt der einzelnen Tä-
tigkeitsberichte den Kreistagsmit-
gliedern schon bekannt war, erga-
ben sich nur wenige Fragen und
Anmerkungen. Dem Kassenbe-
richt 2016, dem Kassenprüfungs-
bericht sowie dem Haushaltsplan
2017 stimmten die anwesenden
Kreistagsmitglieder einstimmig
zu und erteilten dem Vorstand
Entlastung. 
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Ostpreußens einzigartige Schönheit hat schon
immer bedeutende Maler angelockt. Die

Künstlerkolonie in Nidden und die Königsberger
Kunstakademie zeugen davon. Ausgewählte Werke
solcher Maler, die sich von Ostpreußen faszinieren
und inspirieren ließen, sind jährlich in den exklusi-
ven Kalendern des Dortmunder Verlages „type art
satz & grafik“ zu sehen. Das gilt natürlich auch für
2018. Die farbenfrohen „Ostpreußische Spät-Ex-

pressionisten“ sind diesmal das Thema. Der Kalen-
der hat das Format: 50 x 35 Zentimeter und kann
bis zum 30. September inklusive Versand zum Vor-
zugspreis von 21,50 Euro bestellt werden (später
22,60 Euro).

Zu erhalten ist der Kalender bei „type art satz &
grafik“, Südrandweg 15, 44139 Dortmund, Telefon
(0231) 5573780, Fax (0231) 55737820, E-Mail: in-
fo@typeart-dortmund.de.

Jetzt erhältlich: Der neue Ostpreußenkalender für 2018

Eines der Kalendermotive: Ernst Mollenhauers (1892–1963) „Blick auf Purwin“ Bild: typeart

Der Kalender kann bei Gisela
Broschei bestellt werden 
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aus dem Versand der Angerbur-
ger Heimatbriefe und den Gratu-
lationen des Kreisvertreters zu
Geburtstagen, Jubiläen et cetera.
Die Angerburger geben zudem
Familiennachrichten, Wünsche
und Änderungen an die Ge-
schäftsstelle der Kreisgemein-
schaft. Dieses alles wird regelmä-
ßig ausgewertet, in die Auflistun-
gen eingearbeitet und zur Aktua-
lisierung der Liste der Bezieher
des Angerburger Heimatbriefes
weitergegeben. 

Für die Schriftleitung des Anger-
burger Heimatbriefes werden die in
einem halben Jahr in den Aufli-
stungen erfassten Neubezieher, Ge-
burtstagswünsche, Jubiläen und To-
desfälle gespeichert und zu-
sammengefasst zur Veröffentli-
chung im Heimatbrief. 

Die Auflistungen der 73 Orte
aus dem Kreis Angerburg sind in
farbige Mappen in den Farben
Masurens eingeheftet und können
bei Treffen der Kreisgemeinschaft
ausgelegt werden.

Das Kuratorium hat diese jahr-
zehntelange Arbeit besonders ge-
würdigt: „Herr Günther Kuhn hat
mit dem Aufbau einer elektroni-
schen Datenbank unter anderem
die Voraussetzungen für die wei-
tere wissenschaftliche Aufarbei-
tung der Geschichte des Land-
kreises Angerburg geschaffen. Mit
der Vergabe des Angerburger Kul-
turpreises 2017 soll diese sehr
aufwendige und mühevolle Arbeit
gewürdigt werden.“

Im Beisein seiner Ehefrau Karin
nahm Günther Kuhn den Anger-
burger Kulturpreis entgegen. Die
Angerburger gratulieren Günther
Kuhn ganz herzlich. 

Susanne Hagen

Liebe Mitglieder und Freunde
der Kreisgemeinschaft, vom dies-
jährigen Ostpreußentreffen in
Winsen sind Sie hoffentlich zu-
frieden und wohlbehalten nach
Hause zurückgekehrt. Im Namen
des Vorstandes darf ich für die
Bestätigung im Amt herzlich dan-
ken. Aus den Verhandlungen mit
der KG Schloßberg ist zu berich-
ten, dass die Heimatbriefe künftig
wieder getrennt erscheinen wer-
den. Wer noch Berichte, alte Fotos
oder sonstige Beiträge für den
Heimatbrief parat hat, wird gebe-
ten, sie baldmöglichst einzusen-
den. Gerhard Kuebart

„Zur Kleinbäuerlichen Struktur in
Preußisch Litthauen (Regierungs-
bezirk Gumbinnen)“ heißt eine
Veröffentlichung der Ebenroder
Kulturabteilung. Dazu eine Re-
zension von Professor George
Turner:

Resultate von Geschichtsschrei-
bung begegnen dem Leser übli-
cherweise in der Form zu-
sammenfassender Darstellung
und Wertung. Ergebnisse solcher
Art bedürfen der Detailarbeit, die
Recherche im Kleinen vorausset-
zen, woraus sich dann ein Ge-
samtbild ergibt, wie in einem Mo-
saik. Dafür liefern die Autoren W.
Rothe, H. Keding, S. und E. Mil-
denberger und E. Salewski ein
klassisches Beispiel. In dem zwei-
bändigen Werk von Wolfgang Ro-
the und Daniela Wiemer „Zur
Siedlungsgeschichte von Preu-
ßisch Litauen am Beispiel der Re-

gion des Kirchspiels Tollmingkeh-
men und Umgebung“ ist bereits
die große Linie vorgezeichnet. Sie
konnte nur so eindrucksvoll ge-
lingen, weil dem detaillierte
Untersuchungen und Erkennt-
nisse zu Grunde lagen. Der Band
„Zur kleinbäuerlichen Struktur in
Preußisch Litthauen (Reg.-Bezirk
Gumbinnen)“ liefert sie jetzt ge-
sondert. Mit Beispielen aus Wit-
tigshöfen / Ballupönen, Kroscheln
und Serguhnen im Kirchspiel
Tollmingkehmen in Ostpreußen
wird die Mikrostruktur beschrie-
ben und erläutert. 

So entsteht ein Bild von ein-
prägsamer Deutlichkeit von den
äußeren Gegebenheiten, den als
selbstverständlich empfundenen
Lebensumständen und der Be-
wältigung des täglichen Lebens
der Bevölkerung. Die tägliche
Mühsal, die Entbehrungen und
die daraus folgende Genügsam-
keit sind Erkenntnisse, die sich
dem Leser als Eindruck des klein-
bäuerlichen Lebens vermitteln. 

Solche Darstellungen können
nur durch das Zusammentragen
sehr vieler Daten und Fakten ge-
lingen. Dazu hat eine Vielzahl na-
mentlich genannter „Helfer“ bei-
getragen. Von den fünf als Auto-
ren ausgewiesenen Beteiligten
sind Siglinde und Edgar Milden-
berger wegen ihrer Kompetenz
auf dem Gebiet des Drucks für die
gefällige Gestaltung und Layout
hervorzuheben, ohne dass damit
die Beiträge der anderen ge-
schmälert werden sollen. 

Inhaltlich ist das Buch ein
Gegenstück zu dem, was man ge-
meinhin über die Landwirtschaft
in den früheren deutschen Ostge-
bieten liest. Nicht das Leben auf
Gütern und von Großgrundbesit-
zern wird vorgeführt, sondern das
ärmliche Dasein und der Exi-
stenzkampf kleiner Bauern und
ihrer Familien. Mit den Schilde-
rungen des Lebens auf Höfen mit
17 ha und einem Kleinbauernhof
von 6 ha, heute beide nicht mehr
wirtschaftlich tragbar, denkbar
bestenfalls als Nebenerwerbsstel-
len, wird der Blick auf das flache
Land gelenkt und damit auf die
Situation von Bauern, die zwei
Drittel der landwirtschaftlich ge-
nutzten Fläche der Provinz be-
wirtschafteten. Die Beispiele sind
typisch für das einfache Leben,
die Mitwirkung aller Familienan-
gehörigen, das Inventar und die
Erträgnisse. So entsteht ein farbi-
ges Bild von Land und Leuten,
das man als Mosaiksteinchen ei-
nes Gesamt-Tableaus sehen kann. 

Exakte Pläne, Originale und Ko-
pien von Urkunden aller Art, die
Auskunft über vertragliche Bezie-
hungen geben, Zeugnisse – im
Grunde alles, was man aufbe-

wahrte als rechtliche und organi-
satorische Basis des Lebens, ist
zusammen getragen, durch glük-
kliche Umstände gerettet, überlie-
fert und vermittelt ein plastisches
Gesamtbild der ländlichen Le-
benswelt. 

Wer sich ein Bild von Preußisch
Litthauen, dem östlichen Gebiet
des Regierungsbezirks Gumbin-
nen zur litauischen Grenze ma-
chen will, sollte diese Veröffentli-
chung kennen. Die bereits er-
wähnte „Siedlungsgeschichte“ bil-
det dabei das Gesamtgemälde, die
jetzt vorgelegte Arbeit ist ein
Blick durchs Brennglas auf einen
Ausschnitt. 

Eine Reihe farbiger Abbildun-
gen ergänzt die Texte. Sie illu-
strieren die beschriebenen Gege-
benheiten in ihrer Kargheit, aber
auch landschaftlichen Schönheit.
Der Band ist für viele Erinnerung,
für andere kann es die Gewin-
nung von Kenntnissen über eine
nicht mehr existierende Welt sein
– eben Geschichte, die im Detail
lebendig wird.  George Turner

W. Rothe, H. Keding, E.+S. Mil-
denberger, E. Salewski, Hrsg.:
Prussia-Gesellschaft, Kreisge-
meinschaft Ebenrode, Broschüre,
190 Seiten, Senkrecht-Luftfotos,
zum Teil farbige Abbildungen,
Selbstverlag, 20,90 Euro plus Ver-
sand. Bezug: W Rothe, Am Vier-
kotten 2, 45259 Essen, Telefon
(0201) 463807.

Berlin – Donnerstag, 12. Okto-
ber, 13 Uhr, Restaurant „Mazedo-
nia“, Hans-Sachs-Straße 41, 12205
Berlin (direkt am S-Bahnhof Lich-
terfelde West). Auskunft erteilt Jo-
seph Lirche, Telefon (030)
4032681.
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Angerburg: Preisträger Günther Kuhn mit dem Rotenburger
Landrat Herman Luttmann Bild: Wolfgang Malessa 

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.

EBENRODE
(STALLUPÖNEN)

Heimatbriefe

Rezension
Kreisvertreterin: Karin Banse,
Wiesengrund 9, 29559 Wrestedt,
OT Wieren, Telefon (05825) 642,
E-Mail: karin.banse@t-online.de,
Internet: www.kreis-gumbin-
nen.de. 

GUMBINNEN

Gumbinnen

Kreisvertreter: Erwin Popien, Ei-
chendorffstraße 30, 41564 Kaarst,
Telefon (02131) 62403, E-Mail: 
erwiniptus@aol.com.

HEILSBERG

Kreistreffen

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, E-Mail: R.Buslaps@t-onli-
ne.de. Geschäftsstelle, Am Markt-
platz 10, 47829 Krefeld, Postfach
111 208, 47813 Krefeld, Tel.:
(02151) 48991, E-Mail: info@in-
sterburger.de, Bürozeiten: Montag
– Freitag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Kreistagssitzung

Kreisvertreterin: Gisela Broschei,
Bleichgrabenstraße 91, 41063
Mönchengladbach, Telefon
(02161) 895677, Geschäftsst.: Im
Preußen-Museum, Simeonsplatz
12, 32427 Minden, Telefon (0571)
46297, Mi. Sa. u. So. 18-20 Uhr.

KÖNIGSBERG
LAND

Kalender
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Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665. Karteiwart: Siegmar Czer-
winski, Telefon (02225) 5180,
Quittenstraße 2, 53340 Mecken-
heim.

LYCK

Hauptkreistreffen



Ludwigsburg – Dienstag, 
24. Oktober, 15 Uhr, „Krauthof“,
Beihinger Straße 27: Stammtisch.

Reutlingen – Sonnabend, 7. Ok-
tober, 14 Uhr, Treffpunkt für Älte-
re, Gustav-Werner-Straße 6a: Ern-
tedankfest der Landsmannschaft
Ost-, Westpreußen Reutlingen.
Beim Treffen nach langer Som-
merpause mit Kaffee und Kuchen
feiern wir unser Wiedersehen
und laden alle Landsleute unserer
verlorenen Heimat, Freunde und
Gäste herzlich ein. Den Erntegab-
entisch werden wir mit den
Früchten und Gemüse des Jahres
2017 nicht nur bestücken und
präsentieren, sondern wir wollen
für die reichliche Ernte danken.

Mit kleinen Vorträgen und Ge-
dichten schlagen unsere Gedan-
ken eine Brücke zur fernen Hei-
mat. Auch nach 72 Jahren Flucht
und Vertreibung ist die Erinne-
rung, wie das Erntedankfest in
unserer Heimat gefeiert wurde,
hellwach. Eine Tombola wird wie-
der für Abwechslung, Spannung
und Unterhaltung beitragen.
Spenden für den Erntegabentisch
und für die Tombola bitte bei Frau
Ilse Hunger, Steinlachstraße 54,
72770 Reutlingen, abgeben. Bis
zum Wiedersehen verbleibe ich
mit dem herzlichen. Ilse Hunger

Stuttgart – Mittwoch, 11. Okto-
ber, 18 Uhr, Haus der Heimat,
Schloßstraße 92: Treffen der Frau-
engruppe. Dr. Mario Kandil aus
Linnich spricht über den „Deut-
schen Bauernkrieg von
1524/1525“. Der Referent ist
freier Historiker und Publizist
und beschäftigt sich in seinen Bü-
chern und Aufsätzen vorwiegend
mit dem Zeitalter der Glaubens-
kriege, der Ära der Französischen
Revolution und Napoleons, der
Epoche der Weltkriege und der
Zeit des Kalten Kriegs. Es erwar-
tet uns ein interessanter Vortrag

mit anschließender Diskussion.
Der Eintritt ist frei. – Mittwoch,
25. Oktober, 18.30 Uhr, Parkhotel
Pforzheim, Salon Dachgarten:
142. Preußische Tafelrunde. Refe-
rent und Thema noch offen. Infor-
mationen erteilt Uta Lüttich, Tele-
fon (0711) 854093.

Ansbach – Sonntag, 8. Oktober,
14.30 Uhr, Orangerie, Grüner Saal:
Tag der Heimat. – Mittwoch, 25.
Oktober, 15 Uhr, Orangerie: Besuch
der Vorstände der Deutschen Min-
derheit aus dem südlichen Ost-
preußen. Einladung zu Kaffee, Ku-
chen und guten Gesprächen.
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Nach einer zweijährigen Überar-
beitungsphase der neuen Satzung
kam es zu einer Beschlussfassung
über die 1. Änderungssatzung. Von
den 19 Kreistagsmitgliedern waren
13 Personen anwesend, die Ände-
rungssatzung wurde einstimmig
angenommen. Den weiteren Ver-
lauf zur Eintragung in das Verein-
sregister durch einen Notar, über-
nimmt die Kreisvertreterin.

Zur bevorstehenden Wahl des
Kreistages sind bislang 28 Vor-
schläge eingegangen. Desweiteren
wurde die nächste Busreise nach
Lyck vom 8. bis 18. Juni 2018 an-
gekündigt. Das nächste Kreistref-
fen am 25. und 26. August 2018
findet erstmals in den Räumlich-
keiten des „Hotel Mercure“ statt,
die Vorbereitungen dazu sind
schon in der Planung.

Traditionsgemäß folgte am Nach-
mittag eine kleine Gedenkveran-
staltung an den „Lycker Steinen“ im
Stadtgarten, die mit einem Trompe-
tensolo zur Kranzniederlegung um-
rahmt wurde. Redebeiträge vom
Bürgermeister der Stadt Hagen
Hans-Dieter Fischer und Pater Edu-
ard Prawdzik rundeten dieses kur-
ze Innehalten zu Ehren aller Ver-
triebenen, die viel Leid und Elend
ertragen mussten, ab.

Auch die Archivbesichtigung
fand wieder bei den Teilnehmern
reges Interesse. Bei dezenten mu-
sikalischen Klängen eines Allein-
unterhalters klang der erste Tag
mit zahlreichen Gesprächen in
vertrauter Runde aus. 

Die Feierstunde im Rahmen des
Kreistreffens fand am Sonntag im
Kleinen Grünen Saal der Stadthal-
le statt. Wie gewohnt übernahm
freundlicherweise Peter Mook,
vom Fachbereich des OB in Hagen,
die Moderation und stellte die an-
wesenden Ehrengäste vor. Nach
dem gemeinsamen Singen des
Ostpreußenliedes begrüßte die
Kreisvertreterin alle Festgäste sehr
herzlich. Der Oberbürgermeister
von Hagen Erik O. Schulz gratu-
lierte der Kreisgemeinschaft in
seinem Grußwort zum 70-jährigen
Bestehen und bekundete seine
Freude, Gast dieser Veranstaltung
zu sein. Zwei Gesangsbeiträge des
Ostdeutschen Heimatchores Ha-
gen, unter der Leitung von Ingrid
Struck, umrahmten würdevoll die
Festansprache,  die vom Kreisälte-
ste und ehemalige Kreisvertreter
Gerd Bandilla gehalten wurde. Als
Leitfaden seines Vortrages wählte
er die persönliche Geschichte sei-
ner Familie und nahm Bezug auf
die von ihm herausgegebene Fest-
schrift „70 Jahre Kreisgemein-
schaft Lyck“. 

Die Kreisvertreterin verlas dann
ein Grußwort vom BdV-Präsiden-
ten Bernd Fabritius. Die Festver-
anstaltung klang mit dem Singen
der dritten Strophe der National-
hymne aus. Während eines ein-
stündigen Zusammentreffens der
Gruppe der Mittleren Generation
wurden neue Interessenten be-
grüßt und über die bevorstehen-
den Termine und Vorhaben infor-
miert. Das Gemeinschaftsgefühl
wurde am Nachmittag mit ange-
regten Gesprächen, bei Kaffee
und Kuchen, in fröhlicher Runde
gepflegt.

Das Reiseunternehmen Scheer
aus Wuppertal stellte die schon
angekündigte Bus-Reise vom 
8. bis 18. Juni 2018, über Kiel, Me-
mel, Tilsit nach Lyck mit einem
vorläufigen Programm, vor. Inter-
essenten konnten sich im Foyer
über Einzelheiten informieren.
Aufmerksamkeit und Zuspruch
erhielten auch wieder  der Bü-
cherstand, der Stand mit der Hei-
matkreiskartei sowie die Möglich-
keit zur Kontaktaufnahme zum
Thema Familiengeschichtsfor-
schung.

Zum Gelingen dieser Veranstal-
tung haben uns wieder einmal
viele treue Helfer(innen) zur Seite
gestanden. Ihnen gebührt unser
aufrichtiger Dank.

Der Verein der Deutschen Be-
völkerung „Herder“ in Mohrun-

gen (Morag) feierte am 26. August
sein 25-jähriges Bestehen. Aus
diesem Anlass reisten von der
Kreisgemeinschaft Vorstandsmit-
glieder und Heimatfreunde an.
Der Festakt fand in der Herder-
Aula im Herder-Gymnasium jetzt:
Leon-Kruczkowski-Lyzeum, statt.
Man dankte der Vorsitzenden Ur-
szula Manka für die 25 Jahre für
ihr Engagement mit Glückwün-
schen, Blumen und Geschenken.
Für ihre langjährige Vereinsarbeit
wurde Urszula Manka vom Spre-
cher der LO Stephan Grigat und
Vizepräsidenten des Bundes der
Vertriebenen mit der Goldenen
Ehrennadel des BdV geehrt. 

Gisela Harder als langjährige Be-
treuerin des Herder-Vereins, wurde
von Urszula Manka ebenfalls ge-
ehrt. Es folgte ein hoch interessan-
ter Vortrag von Prof. Fred Manthey
„Martin Luther und Johann Gott-
fried Herder.“ Ein Männerchor aus
Königsberg trug zu der Unterhal-
tung bei. Dann wurden zirka 70
Teilnehmer zum Umtrunk und
Köstlichkeiten geladen.

Nach den Feierlichkeiten trafen
sich viele Besucher in den Moh-
runger Stuben. Sehr erfreut war
ich, dass Herr Grigat meiner Ein-
ladung folgte. Er war sehr über-
rascht und erfreut über die sehr
gelungene Einrichtung mit vielen
Exponaten, Dokumenten, Gemäl-
den mit Heimatmotiven und Fo-
tos. Die Heimatstube wurde von
unserem Kreistagsmitglied Erwin
Kornitzki weiter mit der Mohrun-
ger Kreiskarte in der jetzt 
22 Kirchspiele bebildert wurden,
bereichert. Dazu sind alle Orte
aufgezeichnet, die zu jedem

Kirchspiel gehörten. Weiter wur-
de eine Aufzeichnung der Ge-
schichte von Johann Gottfried
Herder (von Geburt bis zum Tod)
angebracht. Desweiteren eine Ta-
fel mit den Gründungsdaten der
einzelnen Ortschaften. Auch hier
haben wir alle zusammen auf das
zehnjährige Bestehen der Moh-
runger Stuben angestoßen.

Es gab noch weiter Anlässe, an
den wir teilgenommen haben und
zwar: J. G. Herders Geburtstag mit
Blumenniederlegung am Herder-
Denkmal. Danach wurde im Her-
der-Museum die „Nacht mit Her-
der“ gefeiert. Zum zehnjährigen
Bestehen der Gedenkstätte „Lapi-
darium“ in Liebstadt wurde mit
Blumenniederlegung gedacht.
Auch auf dem Schwesterngrab in
Mohrungen wurden zum Geden-
ken Blumen niedergelegt.

Für das Jahr 2017 wurden Bru-
derhilfegelder in den Mohrunger

Stuben, Herder-Verein, Schwal-
gendorf und Umgebung an be-
dürftige deutschstämmige Lands-
leute ausgezahlt. Die Gespräche
mit den Menschen waren sehr
herzlich und sie waren über die
finanzielle Unterstützung sehr
dankbar. Es war, wie immer sehr
beeindruckend, erlebnis- und ar-
beitsreich. Ganz besonders habe
ich mich über das Interesse unse-
res Enkels gefreut, der Ostpreu-
ßen zum ersten Mal gesehen und
kennengelernt hat. Er hat es in ei-
nigen Zeilen festgehalten.

Ingrid Tkacz
Kreisvertreterin 

Im August bin ich mit meinen
Großeltern nach Ostpreußen ge-

flogen, mit relativ niedrigen Er-
wartungen. Als sich meine Reise
dem Ende näherte, musste ich
feststellen, dass Ostpreußen mo-
derner, größer und insgesamt
schöner ist, als ich dachte. Sehr
erfreut hat mich auch die maß-
lose Freundlichkeit der Polen im
südlichen Ostpreußen. Ich rate
jedem, sich ein eigenes Bild von
der Gegend zu machen! Der kur-
ze Aufenthalt, was ich dort se-
hen und erleben durfte, hat
mich tief beeindruckt. Es ist ein
schönes Land. 

Mike Tkacz, 16 Jahre

Über 400 Gäste konnte Bürger-
meister Erich Leichner als Haus-
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Lyck: Kreisältester Gerd Bandilla, Chorleiterin Ingrid Struck, Ha-
gens Bürgermeister Hans-Dieter Fischer, Kreisvertreterin Bärbel
Wiesensee und Hagens Oberbürgermeister Erik O. .Schulz (v.l.)
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herr beim diesjährigen Haupt-
kreistreffen der Kreisgemeinschaft
Ortelsburg im Kulturzentrum der
Stadt Herne begrüßen. Aus allen
Teilen Deutschlands und aus dem
Ausland waren Menschen ange-
reist, die sich der Kreisgemein-
schaft Ortelsburg verbunden füh-
len. Aus Ortelsburg war eine
Gruppe von acht Personen aus
dem dortigen „Kulturverein Hei-
mat“ angereist, in dem Mitglieder
der deutschen Minderheit organi-
siert sind. Diese Gäste wurden von
dem evangelischen Pfarrer Alfred
Borski begleitet.

Vor 55 Jahren übernahm Wan-
ne-Eickel die Patenschaft über
die Kreisgemeinschaft Ortels-
burg, die nach der kommunalen
Zusammenlegung von Herne
weitergeführt wurde. Die Rats-
vertreter der verschiedenen Par-
teien sowie die EU-Abgeordnete
Dr. Renate Sommer unterstrichen
durch ihre Anwesenheit die im-
mer noch bestehende Aktualität
dieser Patenschaft. 

Paul Ziemiak, neues Mitglied
des Bundestages, der als Kind mit
seinen Eltern aus Stettin in die
Bundesrepublik übersiedelte, be-
tonte in seinen Grußworten, wie
wichtig die Rolle der Vertriebenen
und Ihrer Nachkommen im Rah-

men der Völkerverständigung ist.
In seiner Festansprache ging Dr.
Wolfgang Thüne als Vertreter des
Bundesvorstandes der Lands-
mannschaft Ostpreußen auf die
Geschichte des ehemaligen Ost-
preußens ein und brachte histori-
sche Zusammenhänge unter Ein-
beziehung der Gegenwart auf den
Punkt, wobei er auch die aktuelle
politische Situation einbezog. Vie-
len Anwesenden war Thüne vor
allem als „Fernsehstar“, als ehe-
maliger Wettermoderator des ZDF
bekannt, was ihn für Autogramm-
jäger besonders attraktiv machte. 

Der Kreisvorsitzende Dieter
Chilla ging in seiner Rede auf die
aktuelle Situation in Polen ein:
„Auch wenn das politische Leben
im Nachbarland heute man-
cherorts kühler erscheint als noch
vor einigen Jahren, lassen wir uns
als Mitglieder der Kreisgemein-
schaft nicht davon abhalten, auch
weiterhin aktiv Völkerverständi-
gung zu betreiben. Vor allem die
alten Menschen in Masuren sind
dankbar für unsere materielle
Unterstützung.“ Dieter Chilla,

Kreisvertreter

Leider wurde das Stadtfest in
diesem September Opfer des Re-
gens. Nur wenige Stände waren
auf der Hohen Straße aufgebaut;
auch litt die Zuschauerzahl unter
den heftigen Regenschauern. Teil
des offiziellen Programms des
Stadtfestes war die Begrüßung der
Partnerstädte durch die Stadt. Fast
alle Partnerstädte Tilsits waren
der Einladung gefolgt: Neben
Städten aus dem südlichen und
nördlichen Ostpreußen wie Heils-
berg und Tauroggen, aus der Slo-
wakei und Rumänien war auch
Deutschland mit Kiel vertreten.
Die Stadtgemeinschaft Tilsit ist
bei diesem Empfang eine feste
Größe und wird gleichrangig wie
die anderen Partnerstädte Tilsits
behandelt. Dies kann als Aus-
druck einer besonderen Wert-
schätzung der Arbeit der Stadt-
vertretung im Sinne des gegensei-
tigen Verständnisses und der Part-
nerschaft gesehen werden

Kreisvertreterin:  Ingrid Tkacz,
Knicktwiete 2, 25436 Tornesch,
Telefon/Fax (04122) 55079.
Stellv. Kreisvertreterin; Luise-
Marlene Wölk, Schwalbenweg 12,
38820 Halberstadt, Telefon
(03941) 623305. Stellv. Kreisver-
treterin Monika Buddych, Op de
Dümmer 32, 45772 Marl/Westf.,
Telefon (02365) 691690. Schatz-
meister: Frank Panke, Eschen-
weg 2, 92334 Berching, Telefon
(08462) 2452. Geschäftsstelle
Horst Sommerfeld, Lübecker
Straße 4, 50858 Köln, Telefon
(02234) 498365.

MOHRUNGEN

Jubiläum in
Mohrungen

Bruderhilfe

Mohrungen: Ingrid Tkacz und ihr Enkel Mike gratulieren Urzula
Manka Bild: privat

Zum ersten Mal
in Mohrungen

Ortelsburg: Monika Krzenzek und Robert Arbatowski überrei-
chen Dieter Chilla ein Gastgeschenk Bild: Privat

Kreisvertreter: Dieter Chilla, Bus-
sardweg 11, 48565 Steinfurt,
Telefon (02552) 3895, E-Mail:
kontakt@kreisgemeinschaft-or-
telsburg.de. Stellvertretender Vor-
sitzender: Marc Plessa, Hochstra-
ße 1, 56357 Hainau. Geschäfts-
führerin: Karola Kalinski, Mei-
senstraße 13, 45698 Gladbeck.
Internet: www.kreis-ortelsburg.de

ORTELSBURG

Hauptkreistreffen

Tilsit-Stadt: Regenwetter trübte das Stadtfest. Die Kreisgemein-
schaft wurde mit besonderer Wertschätzung behandelt Bild: Privat

Stadtvertreter: Hans Dzieran,
Stadtgemeinschaft Tilsit, Post-
fach 241, 09002 Chemnitz.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de. 

TILSIT–STADT

Beim Stadtfest

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 18

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vors.: Friedrich-Wilhelm Böld, Te-
lefon (0821) 517826, Heilig-Grab-
Gasse 3, 86150 Augsburg, E-Mail:
info@low-bayern.de, Internet:
www. low-bayern.de.

BAYERN
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Schau-
spiel

weib-
licher
Nach-
komme

unan-
ständig,
an-
stößig

Panzer-
echse,
Krokodil

Region
der Rep.
Süd-
afrika

über die
Schulter
getrage-
nes Band

mehr-
mals,
wieder-
holt

griechi-
sche
Sieges-
göttin

italie-
nischer
Tenor
(Enrico)

Chirurg
alge-
rische
Stadt

Haus-
halts-
plan

Samm-
lung
altnord.
Dichtung

frühere
engl. An-
rede: jun-
ger Herr

kräftig
reiben

Bilderge-
schichte
(Kurz-
wort)

Haupt-
stadt
von Bran-
denburg

Pfütze
Film-,
Video-,
Foto-
apparat

Körper-
hülle

in der
Tiefe

Halbinsel
an der
Ostsee-
küste

Aufnah-
metech-
nik beim
Film

Sitz der
Gemein-
dever-
waltung

russ.
Schrift-
steller
(Nikolai)

unent-
schieden
(Schach)

ent-
behren

radio-
aktives
Schwer-
metall

Lake,
Salz-
lösung

Rück-
buchung

Zupf-
instru-
ment

abgesto-
chenes
Rasen-
stück

einerlei;
gleich-
artig

Boden-
fl äche,
Gelände

kurze
Unter-
hose
(engl.)

scherz-
haft:
Atem

Gefahren-
situation
für ein
Schiff

Stein-
frucht

Viper,
Gift-
schlange

chemi-
sches
Zeichen
für Tellur

leichter
Pferde-
zaum

Autor
von
Spott-
schriften

Unhold
der nor-
dischen
Sage

kleines
Klapp-
fenster

gefall-
süchtig;
ein-
gebildet

Boden-
ent-
wässe-
rung

lieblich,
anmutig

gefüllter
oder
belegter
Kuchen

vorüber,
zu Ende

Schlaf-
stelle
auf
Schiffen

Gebirgs-,
Heil-
pfl anze

Himmels-
wesen

Kreuz-
blütler,
Rucola

einst, 
in längst
vergange-
ner Zeit

Oper
von
Verdi

Sport-
ruder-
boot

Gesichts-
farbe

Stadt-
teil von
Hamburg

frz. Schau-
spieler
(Jean-
Paul)

nord-
amerik.
Gras-
ebene

Furcht-
gefühl

inner-
asiati-
sches
Gebirge

Beste,
Siegerin

österrei-
chisch:
Pferde-
droschke

schwä-
bische 
Teig-
waren

gelehri-
ger
Zahnwal

Vorbe-
deutung

feier-
liches
Gedicht

Fluss
durch
München

Auto-
messe in
Frank-
furt (Abk.)

Kanton u.
Bundes-
stadt der
Schweiz

roh,
rück-
sichts-
los

schnell
beför-
derte
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spiel

saloppe
Umgangs-
sprache;
Jargon

Garten-
zier-
pfl anze

waage-
recht
absetzen,
platzieren

schlech-
te Ange-
wohn-
heit

Gegner bayerisch:
Schlitten

Keller-
meister;
Böttcher

Schuld-
summe,
Fehl-
betrag

teil-
weise

US-
Bundes-
polizei
(Abk.)

Dienst-
stelle;
Behörde

Begeis-
terung,
Schwung

griechi-
scher
Liebes-
gott

Miet-
wagen
mit
Fahrer

Kfz-
Zeichen
Dort-
mund

Ein-
tauch-
maß des
Schiffes

gemüt-
licher
Spazier-
gang

kreis-
förmi-
ges
Gebilde

Stoß mit
dem Fuß

Verbin-
dungs-
linie,
-stelle

ugs.:
heftig,
sehr
stark

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Pudding,  
2. Gebaeude, 3. Praemien, 4. Treppen, 
5. Schiffer, 6. Kraefte, 7. Fahrrad – 
Dampfer 

Magisch: 1. fauchen, 2. Ecuador,  
3. gehoben

  D   O  A   S   N   O  E  E  
  R U B B E L N  C O M I C  P O T S D A M
 D A R S S  L A C H E  K A M E R A  D  A
  M E  Z E I T R A F F E R  R A T H A U S
 B A N J O  G A  E T   U R A N  A  N T
   K  E G A L  R E M I S  T  P U S T E
  S E E N O T  A P R I K O S E  O T T E R
 H O L D  G O  R E  S   L U K E  O N 
  D I  T O R T E   S A T I R I K E R  D
  E N G E L  R A U K E  R P   E I N E R
       B E L M O N D O   A L T O N A
        N   J  A L T A I  E  Z E
        S P A E T Z L E  D E L F I N
       B E R N   U  I S A R  I A A
         A G  O M E N   S L A N G
        R E S E D A  T S  T  K  E
       P A R T I E L L  K U E F E R 
        B I  L   E L A N  E R O S
       T I E F G A N G  T A X I  D O
        A  B U M M E L  R I N G E L
        T R I T T  N A H T  D O L L

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

EEINO
PRRRT EESS EIPSZ ENRU AEMNT GINR DEEI ANRR

EMRSU ADI

EEIN
RS

EENN
RU

EGR

Schüttelrätsel:

   S   A    
 R E P O R T E R I N
  S E R U M  I D A
  S Z  N E U N E R
 R E I S E N  G E R

PAZ17_40

1 SAHNE FORM

2 BANK TEIL

3 SIEG SPAREN

4 HOLZ STUFE

5 FLUSS MUETZE

6 ZAUBER MESSEN

7 KINDER WEG

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösungswort eine 
Bezeichnung für einen Schiffstyp mit Kessel (Kurzwort).

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 gereizt zischen (Tiere)

2 Staat in Südamerika

3 gepflegt, vornehm (Sprache)

HE I M ATA R B E I T

Bamberg – Mittwoch, 18. Okto-
ber, 15 Uhr, Hotel Wilde Rose,
Keßlerstraße: Monatstreffen mit
einem Vortrag über die Nach-
kriegsjahre in Ostpreußen.

Hof – Sonnabend 14. Oktober,
10.30 Uhr, Jugendzentrum Q.
Hans-Böckler-Straße 4: Gedenk-
stunde zum Tag der Heimat.

Landshut – Dienstag, 17. Okt-
ober, 14 Uhr, „Insel“: Treffen, Be-
richt über Agnes Miegel.

Weiden – Der Erste Vorsitzende
Norbert Uschald konnte nach der
Sommerpause wieder zahlreiche
Mitglieder und Gäste zum Hei-
matnachmittag im Cafe Mitte be-
grüßen. Nach den Heimatliedern
„Land der dunklen Wälder“ und
„Westpreußen mein lieb Heimat-
land“ gratulierte die Schatzmei-
sterin Ingrid Uschald den Ge-
burtstagskindern des Monats Sep-
tember. Der Vorsitzende berichte-
te im Anschluss daran von Obst-
anbaugebieten in Niederbayern
und der bevorstehenden Ernte.

Zusammen mit seiner Gattin
Anita brachte er danach einige
Volkslieder zu Gehör. Ingrid
Uschald trug mit einem Herbstge-
dicht zum Gelingen der Versamm-
lung bei. Norbert Uschald erinner-
te anschließend daran, wie es zur
Gründung des Bundes der Vertrie-
benen als Dachorganisation aller
Landsmannschaften kam und
sprach auch die Charta der Hei-
matvertriebenen aus dem Jahre
1950 an. Uschald lud noch zum
Tag der Heimat am 16. September
in die Max-Reger-Halle ein.

Die Kreisgruppe der Lands-
mannschaft beteiligt sich auch in
diesem Jahr wieder mit einem
Wortbeitrag und Norbert Uschald
wird wieder die Moderation über-
nehmen. Mit dem Lied „Kein
schöner Land“ verabschiedeten
sich die Mitglieder und Gäste bis
zum 8. Oktober, um 14.30 zum
Erntedankfest im Café Mitte. 

Norbert Uschald, 
Vorsitzender

Rastenburg – Sonn-
tag, 8. Oktober, 
15 Uhr, Restaurant
Stammhaus Rohr-
damm 24 B, 13629

Berlin: Erntedankfest. Anfragen
beantwortet Martina Sontag, Tele-
fon [033232] 188826.

Frauengruppe –
Mittwoch, 11. Okto-
ber, 13.30 Uhr, Pfle-
gestützpunkt, Wil-
helmstraße 116-117,

10963 Berlin: Erntedank. Anfra-
gen beantwortet Marianne Bek-
ker, Telefon (030) 7712354.

Gumbinnen, Johan-
nisburg, Lötzen,
Sensburg –
Dienstag, 17. Okto-
ber, 13 Uhr, Restau-
rant Muna, Al-
brechtstraße 52,
12167 Berlin: Ernte-
dankfest. Anfragen
beantwortet für
Gumbinnen Joseph
Lirche, Telefon (030)
4032681, für Johan-
nisburg und Sens-
burg Andreas Mazi-
ul Telefon (030)
5429917, für Lötzen
Gabriele Reiß, Tele-
fon (030) 75635633.

Königsberg – Frei-
tag, 20. Oktober, 
14 Uhr, Johann-Ge-
org-Stuben-Straße
10: Erntedankfest

mit Tombola. Anfragen beantwor-
tet Elfi Fortange, Telefon (030)
4944404.

Tilsit-Ragnit – Sonn-
abend, 21. Oktober,
15 Uhr, Ratskeller
Charlottenburg, Ot-
to-Suhr-Allee, 102,

Anfragen beantwortet Hermann
Trilus, Telefon (03303) 403881.

Landesgruppe – Sonnabend, 
7. Oktober, 11 bis 17 Uhr, Haus der
Heimat, Teilfeld 8: Historischer
Heimatmarkt mit musikalischen
Darbietungen. Anreise: Das Haus
der Heimat liegt nahe der Haltestel-
le S1-, S3-Stadthausbrücke; U3-Rö-
dingsmarkt, oder es ist mit den
Buslinien 6 und 37 zu erreichen.
Haltestelle: Michaeliskirche� .

Salzburger Verein –
Sonnabend, 7. Okt-
ober, 13 Uhr, Hotel
„St. Raphael“, Ade-
nauerallee 41. Tref-

fen. mit folgendem Programm: 
1) „Der deutsche Dualismus –

Wechsel der Vorherrschaft in

Deutschland von Österreich zu
Preußen“. Referent ist Dr. Manuel
Ruoff, Redakteur für Geschich-
te/Preußen in der Preußischen
Allgemeinen Zeitung.

2) Bericht über die Tagung des
Weltbundes der Auslandsösterrei-
cher in Salzburg im September. Re-
ferent ist Dr. Eckhard Schlemmin-
ger, Leiter der Landesgruppe Nord. 

Darmstadt/Dieburg – Sonn-
abend, 7. Oktober, 14.30 Uhr, Lui-
se-Büchner-Haus/Bürgerhaus am
See, Grundstraße 10, Darmstadt –
Kranichstein: Treffen. An diesem
Tag wollen wir das Fest des Ernte-
dankes feiern. Zu einem guten
Gelingen wird die uns schon be-
kannte Musik-Gesangsgruppe aus
Biebesheim-Dornheim mit ihren
Vorträgen beitragen. Geburtstage
und Eiserne Hochzeit sollen auch
im Kreise der Landsmannschaft
nachgefeiert werden.

Alle Landsleute und Gäste sind
herzlich zu gesponsertem Kaffee

und Kuchen eingeladen. Über ei-
ne rege Beteiligung an der Veran-
staltung würden wir uns freuen.
Allen Kranken wünschen wir eine
gute Besserung und eine baldige
Genesung.

– Bericht –
Unser erstes Treffen nach der

Sommerpause, das unter dem
Thema „Wer bin ich und wo kom-
me ich her“ stand, war eine gut
besuchte Veranstaltung.

Bevor der eigentliche Teil der
Veranstaltung begann und die Leu-
te alle recht frühzeitig da waren,
nutzte man die Zeit zum ausgiebi-
gen „Plachandern“ in der mit Ker-
zen und Blumen liebevoll gestalte-
ten Umgebung.

Nach kurzen Begrüßungsworten
durch Gerhard Schröder und Chri-
stian Keller, konnte Herr Turowski
mit seinen geistigen Worten zum
Nachdenken anregen. Hannelore
Neumann trug das Gedicht „Der
Herbst“ von Erich Kästner vor. An-
ni Oest beglückwünschte unsere
Geburtstagskinder der letzten bei-
den Monate und trug ebenfalls ein
Gedicht vor. Nach einer kurzen
Pause startete Willi Posegga mit sei-
nem Bericht über Herkunft und
Verlauf der Flucht aus Ostpreußen
und Eintreffen in Pfungstadt unser
Programm.

Reinhard Kröhnert folgte mit
seinem Bericht, einer ausführ-
lichen geschichtlichen Informa-
tion über das ostpreußische Me-
melland, die eines separaten Bei-
trages würdig gewesen wären,
auch über seine einzelnen Le-
bensstationen und die Ankunft in
Hessen. Sigurd Struwecker infor-
mierte uns über die Stationen sei-
ner Flucht und die Gegebenhei-
ten in seiner Heimatstadt Königs-
berg aus heutiger Sicht. Christian
Keller, der zwar keine ostpreußi-
schen Wurzeln aber eine sehr gro-
ße Bindung zu den Ostpreußen
hat (seine Ehefrau ist Ostpreußin
mit Leib und Seele, eine Schwe-
ster war verheiratet mit einem
Königsberger der älteste Bruder
mit einem Waisenkind deren
Schwester im heutigen Polen lebt)
stellte in Bild, Text und Wort sei-
nen Lebensweg vor.

Die Einladung zu Kaffee und
Kuchen durch unser Geburtstags-
kind Gisela Wolf rundete einen
gelungenen Nachmittag ab. 

Kassel – Das Septembertreffen
der Gruppe stand ganz im Zei-
chen eines Erinnerungsberichtes
des stellvertretenden Landesvor-
sitzenden, Gerhard Schröder. Mit
ihm aus Südhessen angereist war
Hannelore Neumann, welche den
Heimatnachmittag mit einem
Herbstgedicht von Erich Kästner
einstimmte. 

Nach der Kaffeepause schil-
derte dann Gerhard Schröder
unter dem Titel „Überlebt im
Nachkriegschaos – zwischen Po-
bethen und Königsberg“ seine
schicksalhaften Jahre als Hun-
ger- und Waisenkind in Nordost-
preußen. Die Zeit des Schrek-
kens und des Leidens im Osten
nach 1945 ist ja in unseren Krei-
sen weithin bekannt, gleichwohl
ergriff es die 30 Zuhörer über
die Maßen, was da aus berufe-
nem Munde an Unfassbarem zur
Sprache kam.

Ja so war es wirklich: Die vom
Hunger geplagten Kinder, oft el-
ternlos, suchten in den Kellern
von Königsbergs Ruinen nach
Essbarem. Sie sammelten ge-
nießbare Wildkräuter wie Lö-
wenzahn, Melde und Brennnes-
sel, kochten sie oder verzehrten
sie roh. Manche Jungen, wie
auch der Berichterstatter, klet-
terten im Frühjahr sogar auf
Bäume, um mit jungen Knospen
den knurrenden Magen etwas zu
besänftigen. 

Gerhard Schröder wies aber
auch auf erlebte menschliche
Größe hin. Zu ihnen gehörte ein
katholischer Pfarrer, der Waisen-
kinder auf sammelte und diesel-
ben mit Schwestern so gut es
ging betreute. Vereinzelt zeigten
auch Russen ein mitleidiges
Herz. Manches Leben zerbrach,
anderes hielt durch. Was der
Vortragende nach der Auswei-
sung erlebte, war gleichermaßen
denkwürdig, muss aber hier un-
erwähnt bleiben. Nach zurück-
haltendem Applaus aus Betrof-
fenheit und anschließender re-
ger Diskussion endete ein Hei-
mattreffen mit besonderem Tief-
gang. Gerhard Landau

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 19

Vom 5. bis 8. November ver-
anstaltet die Landsmannschaft
Ostpreußen in der Politischen
Bildungsstätte Helmstedt ein
Kulturhistorisches Seminar. Un-
ter dem Thema „Ostpreußen
und die Reformation – Martin
Luther und seine Zeit“ werden
unter anderem Vorträge über
Luther und den Beginn der Re-
formation, die Einführung der
Reformation im Preußenland
durch Albrecht von Branden-
burg, den Deutschen Bauern-
krieg und das heutige evange-

lisch-lutherische Gemeindele-
ben im Königsberger Gebiet an-
geboten. Die Übernachtung im
Zweibettzimmer mit Dusche,
WC und Vollverpflegung kostet
150 Euro Einzelzimmer sind ge-
gen Zuschlag erhältlich.

Die Anmeldeunterlagen kön-
nen bei der Landsmannschaft
Ostpreußen, Hanna Frahm,
Buchtstraße 4, 22087 Ham-
burg, Telefon (040) 41400826.
Fax (040) 41400819, E-Mail:
frahm@Ostpreussen.de ange-
fordert werden. 

Noch Plätze frei
Kulturhistorisches Seminar 

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 18
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Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN
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Wir haben hier keine bleibende Stadt, sondern die zukünftige suchen wir.
 Hebr. 13,14

Am 19. August waren wir noch auf unserem „Hof“ in Walddorf/Ostpr. und 
am 8. September wurde unsere Schwester ganz schnell in die Ewigkeit 
abgerufen. Wir sind dankbar, dass wir sie gehabt haben und das ihr durch 
den schnellen Tod eine lange Leidenszeit erspart blieb.

Waltraud Steinbacher
* 28. 7. 1939        † 8. 9. 2017

geb. Steinbacher
 in Walddorf, Kr. Schloßberg

In Liebe und Dankbarkeit

Bruder Fritz mit Familien
Schwester Hilde mit Familien

Schwägerin Christa mit Familien
sowie alle Angehörigen und Verwandten

Wir haben Waltraud am 18. 9. 2017 in Gornau/Sa. zur letzten Ruhe begleitet.

Anzeige

Wetzlar – Montag, 7. Oktober,
19 Uhr, Restaurant „Grillstuben“,
Stoppelberger Hohl 128: Ernte-
dankfeier. Pfarrer Christian Sil-
bernagel wird eine Andacht hal-
ten. Die Kulturbeauftragte der
Landsmannschaft, Karla Weyland
(Rauschenberg), hält einen Vor-
trag zum Thema „Manchmal seh‘
ich im Traum unser‘n alten
Kruschkenbaum“. Der Eintritt ist
frei. Kontakt: Kuno Kutz, Telefon
(06441) 77055.

Wiesbaden – Dienstag, 10. Ok-
tober, 14.30 Uhr, Haus der Hei-
mat, Wappensaal, Friedrichstraße
35: Frauengruppe, Erntedank-
Nachmittag. – Donnerstag, 12.
Oktober, 12 Uhr, Gasthaus „Haus
Waldlust“, Ostpreußenstraße 46:
Stammtisch. Serviert wird Grütz-
wurst. Es kann auch nach Speise-
karte bestellt werden. Wegen der
Platz- und Essendisposition bitte
unbedingt anmelden bis 6. Okto-
ber bei Irmgard Stellen, Telefon
(03611) 844938. ESWE-Busver-
bindung: Linie 16, Haltestelle Ost-
preußenstraße.

– Bericht –
In einem bebilderten Vortrag

sprach Dr. Bärbel Beutner über das
„Wirken Luthers in Ostpreußen“
und zur Geschichte der Reforma-
tion im Ordensstaat, als dessen
Hochmeister seit 1511 Markgraf
Albrecht von Brandenburg amtier-
te. „Nach dem Thesenanschlag in
Wittenberg 1517 war die Lehre Lu-
thers nicht mehr aufzuhalten“, so
die Referentin. Im Dom von Kö-
nigsberg hatte bereits 1523 Bischof
Polentz die erste evangelische
Weihnachtspredigt gehalten. Aus-
gehend von Königsberg verbreitete
sich die Reformation in alle Staa-
ten des Ostseeraums.

Markgraf Albrecht, persönlich
mit Luther und Melanchthon be-
freundet, bekannte sich am 6. Juli
1525 offen zur Reformation und
verwandelte als späterer erster
Herzog von Preußen den bisher
wesentlich katholisch geprägten
weltlichen Ordensstaat in das
nunmehr evangelische Herzog-
tum Preußen. Beutner: „Luther
hat entschieden zur Auflösung
des Ordensstaates beigetragen
und die Umwandlung vorange-
trieben.“ Es wurde eine Kirchen-
ordnung verabschiedet und die
erste deutsche evangelisch-luthe-
rische Landeskirche gegründet.
Zwei Jahre später gab es die er-
sten beiden in Königsberg ge-
druckten Kirchenliederbücher, je-
doch noch ohne Noten.

Die von Herzog Albrecht 1544
gegründete Königsberger Univer-
sität galt als Hochburg des Lu-
thertums und bildete an ihrer the-
ologischen Fakultät Pastoren aus,
die in Deutsch, Litauisch und Pol-
nisch predigten. 

In den Folgejahren wurde Ost-
preußen mehr und mehr zum An-
ziehungspunkt für verfolgte prote-
stantische Gruppen in anderen
Ländern. So fanden evangelische
Salzburger, Hugenotten, Böhmi-
sche Brüder und Calvinisten in
Ostpreußen eine neue Heimat und
bauten ihre eigenen Gotteshäuser.

Die Familien Luthers und Me-
lanchthons standen in vielfältigen
Beziehungen zu Königsberg und
dem Herzogtum Preußen. So sind
in der Dorfkirche von Mühlhausen
Luthers jüngste Tochter Margarete
mit fünf ihrer Kinder in der Gruft
vor dem Altar beigesetzt. 

Beispielhaft zeigte Bärbel Beut-
ner einige Bilder von Kirchen, die
noch von reformatorischer Zeit
zeugen. Darunter Gotteshäuser in
Königsberg, Groß Legitten, Arnau,
Heinrichswalde, Gumbinnen und
Pobethen im Samland, wo Pfarrer
Abel Will den Lutherschen Kate-
chismus ins Altpreußische über-
trug.

Mit ihrem Heimat- und Her-
kunftsort Heiligenwalde und der
Dorfkirche, dem „Juwel am Pre-
gel“, fühlt sich die Referentin als
Vorsitzende des „Vereins zur Er-
haltung der Kirche von Heiligen-
walde“ besonders verbunden.

„Luthers Persönlichkeit, seine
Familienbeziehungen und natür-
lich besonders seine Lehre haben
die Geschichte, die Geistesge-
schichte und das gesamte Leben
in 0stpreußen geprägt wie in
kaum einer anderen Provinz
Deutschlands und überhaupt Eu-
ropas“, resümierte Beutner.

Die Referentin bereicherte ih-
ren Vortrag mit Ausführungen zur
Geschichte des deutschen Or-
densstaates und zu den Urein-
wohnern Preußens, den Prußen,
die sich gegen die Christianisie-
rung und gegen die Zerstörung
ihrer Sitten gewehrt hatten, aber
im 13. Jahrhundert der militäri-
schen Übermacht des „Deutschen
Ritterordens“ weichen mussten.

Dieter Schetat

Helmstedt – Donnerstag, 
12. Oktober, 15 Uhr, Begegnungs-
stätte, Schützenwall 4: Treffen.

Osnabrück – Dienstag, 17. Okto-
ber, 16.30 Uhr, Hotel Novum, Blu-
menhaller Weg 152: Kegeln. – Frei-
tag, 20. Oktober, 15 Uhr, Gaststätte
„Bürgerbräu“, Blumenhaller Weg
43: Treffen der Frauengruppe.

Rinteln – Donnerstag, 12. Okt-
ober, 15 Uhr, Hotel Stadt Kassel,
Klosterstraße 42: Monatstreffen
mit Vortrag von Pfarrer Wolfram
Wiemer „Martin Luther und die
Reformation“. Neben den Mitglie-
dern sowie Angehörigen, Freun-
den und Bekannten sind auch
interessierte Gäste aus Nah und
Fern herzlich willkommen. Weite-
re Auskünfte gibt es beim Vorsit-
zenden der landsmannschaft-
lichen Gruppe, Joachim Rebu-
schat, unter Telefon (05751) 5386
oder über: rebuschat@web.de.

Bielefeld – Donnerstag, 12. Okt-
ober, 15 Uhr, Geschäftsstelle, 
2. Stock, Wilhelmstraße 1b: Ernte-
dankfest. – Donnerstag, 19. Okt-
ober, 15 Uhr, Geschäftsstelle, Wil-

helmstraße 1b, 2. Stock: Heimatli-
teraturkreis.

Dortmund – Montag, 16. Okt-
ober, 14.30 Uhr, Heimatstube,
Landgrafenstraße 1-3 (Eingang
Märkische Straße): Monatliche
Zusammenkunft. – Montag, 18.
September, 14.30 Uhr, Heimatstu-
be, Landgrafenstraße 1-3 (Ein-
gang Märkische Straße): Die LO-
Kreisgruppe trifft sich zur monat-
lichen Zusammenkunft. 

Düren – Am Heimatabend,wur-
den in einer feierlichen Runde
zwölf langjährige Mitglieder ge-
ehrt. Anwesend waren: Brigitte
Schüller-Kreuel (Geschäftsführe-
rin der Landesgruppe NRW), Ur-
sula Kluge (Vorsitzende vom
Bund der Vertriebenen, Kreis-
gruppe Düren) und Gerda Wor-
nowski (Vorsitzende der Lands-
mannschaft Ost- Westpreußen
Kreisgruppe Düren). Die Ehrun-
gen übernahm Wilhelm Kreuer,
(Vorsitzender der Landesgruppe
NRW),. 

Für langjährige Mitgliedschaft
in der Landsmannschaft Ost-
Westpreußen wurden geehrt:
Ernst und Gerda Wornowski (45
Jahre), Christine Graw (40 Jahre),
Bertram Graw (40 Jahre), Ansgar
Graw(40 Jahre), Gerold Graw (40
Jahre), Manfred und Roswitha
Barsuhn (25 Jahre), Ruth Nötzel
(25 Jahre), Hanni Zamzow (20
Jahre), Franz Grunwald (15 Jahre),
Ulrich Porschke (15 Jahre). Chri-
stine Graw nahm die Urkunden
für ihre Söhne entgegen.

Mit einem kleinem Imbiss,
fröhlichen Vorträgen und Liedern
klang der Heimatabend aus.

Düsseldorf – Sonnabend, 
7. Oktober, 15 Uhr, GHH, Eichen-
dorffsaal: Herbsttreffen der Me-
melländer. – Donnerstag, 19. Ok-
tober, 19.30 Uhr, GHJH, Raum
412: Offenes Singen mit Marion
Cals. – Sonnabend, 21. Oktober, 
10 Uhr: Herbsttagung der LMO
Landesgruppe NRW in Oberhau-
sen.

Neuss – Sonntag, 29. Oktober,
Einlass ab 10 Uhr, Beginn ab 11
Uhr, Marienhaus, Kapitelstraße
36: Feierlichkeiten 65 Jahre
Landsmannschaft Ostpreußen,
Kreisgruppe Neuss.

– Bericht –
Neuss gedachte am Tag der Hei-

mat, Sonnabend, 9. September,
am Ostdeutschen Gedenkstein,
der Opfer von Flucht und Vertrei-
bung vor 73 Jahren. Der Ostdeut-
sche Gedenkstein und das Glok-
kenspiel in der Oberstraße sind
zu einem Neusser Mahnmal ge-
gen den Krieg und für den Frie-
den geworden. 

Die Kreisgemeinschaft der
Vertriebenen und Flüchtlinge
(Ostpreußen, Pommern, Schle-
sier, Sudetendeutschen und
Deutschen aus Russland) (BdV)
legte dort in stillem Gedenken
an die Opfer von Flucht und Ver-
treibung einen Kranz nieder. Der
Kreisvorsitzende, Peter Pott, hat-
te alle Aktivisten eingeladen, da-
bei zu sein. Viele waren seinem
Ruf gefolgt. 

In Zeiten, in denen die Ar-
meen verstärkt und Milliarden in
die Modernisierung von Waffen-
beständen investiert werden, ist
es besonders wichtig, an die
Gräuel des Zweiten Weltkriegs
und die Opfer von Flucht und
Vertreibung vor 73 Jahren zu er-
innern, zu mahnen und Lehren
daraus zu ziehen. 

In bewährter Form wurde die
Veranstaltung um 15 Uhr im Ma-
rienhaus, Kapitelstraße 36, fortge-
setzt. Ein Shuttle-Bus brachte die
Teilnehmer vom Gedenkstein dort-
hin. Das Thema des Tags der Hei-
mat lautete: 60 Jahre Einsatz für
Menschenrechte, Heimat und
Verständigung”. Im Mittelpunkt
der Veranstaltung im Marien-
haus stand der Vortrag von Ralf
Hörsken, Beigeordneter für Ju-
gend, Integration und Soziales
der Stadt Neuss. Der Ablauf des
Treffens war so organisiert, dass
vor und zwischen den Darbie-
tungen Musikvorträge der “Düs-
seltaler Musikanten” zu hören
waren, zu denen die Heimatlie-
der der Ostpreußen, Schlesier,
Pommern, Sudetendeutschen
und der Deutschen aus Russland
gesungen wurden, außerdem das
Neusser Heimatlied und die Na-
tionalhymne. Den Abschluss bil-
dete ein gemütliches Beisam-
mensein mit Kaffee und Kuchen,
zu dem die Kreisgemeinschaft
(BdV) einlud. 

Viersen-Dülken – Sonnabend,
7. Oktober, 15 Uhr, „Dülkener
Hof“, Lange Straße 54: Ernte-
dankveranstaltung. Für das leib-
liche Wohl ist in bewährter
Weise gesorgt. Der Unkostenbei-
trag beträgt für Kaffee, Kuchen
und Garantielos sieben Euro pro
Person. Spenden für unsere Ern-
tedankverlosung werden vom 
2. bis 6. Oktober erbeten, An der
Hees 15. Bitte bringen Sie Freun-
de und Bekannte mit.

Wesel – Sonnabend, 7. Okto-
ber, 16 Uhr, Heimatstube: Ernte-
dankfest. Für das leibliche Wohl
ist gesorgt. Informationen erteilt
Paul Sobotta, Telefon (0281)
45657 oder M. Rohde, Telefon
(03963) 4403.

Witten – Montag, 16. Oktober,
15 Uhr, Kreuzgemeinde, Luther-
straße 6-10: Nördliches und südli-
ches Ostpreußen im Urteil unse-
rer Landsleute heute.

Mainz – Sonnabend, 7. Okto-
ber, 15 Uhr, Mundus Residenz,
Große Bleiche 44: Erntedankfest.
Gaben für den Erntedanktisch
werden gern entgegengenom-
men. – Donnerstag, 19. Oktober,
15 Uhr, Treffpunkt vor Isis-Tem-
pel, Römerpassage 1: Besuch des
Isis-Tempels, ohne Führung, mit
anschließender Einkehr.

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 18

Limbach-Oberfrohna – Sonn-
abend, 7. Oktober, 14 Uhr, Esche-
museum, Sachsenstraße 3: Ernte-
dankfest. Der gemischt Chor aus
Langenberg wird uns mit schönen
Liedern erfreuen. Einige Schüler
der Gerhard-Hauptmann-Ober-
schule bereiten schon eifrig ein
kleines Programm für uns vor.

Zwickau – Am Sonnabend, 16.
September waren wir eingeladen
in die DRK Begegnungsstätte in
Zwickau. Der Vorsitzende Kurt
Klaus hatte es durch die Preußi-
sche Allgemeine Zeitung bekannt
gemacht. Dieter Am Ende war als
Referent aus Johanngeorgenstadt
gekommen und hatte einen Reise-
bericht von seinen persönlichen
Erlebnissen „Mit dem Fahrrad
nach Ostpreußen“ für uns mitge-
bracht.

Zu Beginn wurden wir durch
den Vorsitzenden Klaus recht
herzlich begrüßt und sangen ge-
meinsam unser Ostpreußenlied.
Der Vorsitzende berichtete über
die geleistete Arbeit und gab
wichtige Hinweise für die Zu-
kunft. Die nächsten Termine für
die Veranstaltungen wurden be-
kannt gegeben. Nach diesen Infor-
mationen und Beratungen folgte
eine erholsame Pause. Bei Kaffee
und selbstgebackenen köstlichen
Kuchen wurde viel plachandert.

Nun übergab Herr Klaus dem
Referenden Dieter Am Ende das
Wort. Zu diesem Bericht seiner
ganz persönlichen Erlebnisse
hatte der Referent einen wunder-
baren herzergreifenden Film mit-
gebracht. Es folgten viele Auf-
nahmen über schöne Städte und
Dörfer sowie über besondere
Persönlichkeiten wie Königin Lu-
ise, den Adel in Ostpreußen und
„Ännchen von Tharau“, um nur
einige zu nennen. Es war ein
Spaziergang gemeinsam erlebt
durch unsere Heimat. Alle Bei-
träge wurden mit heimatlichen
Liedern unterstützt. Bei seiner
Tour mit dem Fahrrad führte er
viele Gespräche mit Bewohnern,
vor allem mit Menschen, welche
damals in der Heimat zurück ge-
blieben sind. Bei seinen Ausfüh-
rungen herrschte absolute Stille
im Saal.

Dem Referenten Dieter Am En-
de möchten wir unseren herz-
lichsten Dank aussprechen für
diesen wunderbaren Vortrag, zu-
mal er kein Ostpreuße ist, sich
aber für die Geschichte und die
wunderbare Landschaft interes-
siert und begeistert.

Allen, die mitgeholfen haben,
diesen herrlichen Nachmittag
auszugestalten, sagen wir ein
herzliches Dankeschön.

Gardelegen – Sonnabend, 20.
Oktober, 12 Uhr, Wiesencafé
„Breiteiche“: Erntedank mit Pro-
gramm.

Magdeburg – Sonntag, 15. Okt-
ober, 14 Uhr, Sportgaststätte Post,
Spielhagenstraße: Erntedank. –
Dienstag, 17. Oktober, 13 Uhr,
Immermannstraße 19: Treffen der
Stickerchen. – Freitag, 13. Okt-
ober, 16 Uhr, Sportgaststätte bei
TuS Fortschritt, Zielitzer Straße:
Treffen des Singkreises.

Burg – 10. Oktober, 15 Uhr,
„Haus im Stadtpark“: „Ernte-
dank - der Dank an Gott für die
Ernte“. Unter diesem Motto
feiert die Landsmannschaft
„Ost-, Westpreußen - Danzig“
mit dem ehemaligen Propst
Matthias Wiechmann am das
Erntedankfest. Gäste sind herz-
lich willkommen!

Flensburg – Mittwoch, 18. Okt-
ober, 15 Uhr, AWO-Stadtteilcafé
Flensburg: Kaffeetafel und Gesprä-
che zum Thema „Meine Vorfahren
stammen aus …“.

Neumünster – Mittwoch, 11. Ok-
tober, 15 Uhr, Stadthalle am Klein-
flecken: Erntedankfest. Bereichert
wird der Nachmittag durch die gro-
ße Ausstellung: „Rund um die Kar-
toffel“ mit dem Museumsdirektor
Achim Jabusch aus Hohenlok-
kstedt. Gäste sind willkommen.

Pinneberg – Donnerstag, 
12. Oktober, 12 Uhr, Restaurant
„Mondea“, Mühlenstraße 70d:
Preußische Tafelrunde mit Vortrag
„Praktische Erfindungen von
Frauen“ und gemeinsamen Essen.

Uetersen – Freitag, 13. Okto-
ber, 15 bis 17 Uhr, Haus Ueters
End, Kirchenstraße 7: Preußi-
sche Tafelrunde, gemeinsam mit
dem Verein zur Erhaltung ost-
deutschen Kulturgutes und dem
KvD.

Wiesbaden: Bärbel Beutner mit Dieter Schetat Bild: Privat

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.  Be-
zirksgruppe Lüneburg: Manfred
Kirrinnis, Wittinger Straße 122,
29223 Celle, Telefon (05141)
931770. Bezirksgruppe Braun-
schweig: Fritz Folger, Sommerlust
26, 38118 Braunschweig, Telefon
(0531) 2 509377. Bezirksgruppe
Weser-Ems: Otto v. Below, Neuen
Kamp 22, 49584 Fürstenau, Tele-
fon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vors.: Dr. Wolfgang Thüne, Worm-
ser Straße 22, 55276 Oppenheim.

RHEINLAND-
PFALZ

Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a n d e r. s c h u l z - a g e n t u r @
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Vors.: Michael Gründling, Große
Bauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN
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Dieselwähler beim Tanken: Millionen von Autofahrern, die Dieselfahrzeuge besitzen, sind verun-
sichert. Bei den Bundestagswahlen könnten sie der Kanzlerin ihre Quittung präsentiert haben

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Diesel in der Diskussion 
(Nr. 33)

Dieselwähler? Das sind die
Millionen Deutsche, die in ihrem
Pkw einen Dieselmotor haben, zu
einem großen Teil mit überholten
Abgasnormen wie E3, E4, E5. Die-
selwähler sind die Hunderttau-
sende von Arbeitnehmern, die
Diesel-Pkw herstellen oder Zube-
hör liefern. Dieselwähler sind die
Aktionäre, die um ihre Dividende
fürchten: Der Absatz von Diesel-
Pkw bricht ein.

Die Dieselwähler sind mehr als
verunsichert, sie sind verärgert, ja
wütend: In mindestens 28 deut-
schen Städten werden die Grenz-
werte für Stickoxide – zum Teil
massiv – überschritten, und dies
schon seit Jahren. In Stuttgart hat
sich ein Gericht für ein komplet-
tes Fahrverbot in der Innenstadt
ausgesprochen, wenn die Luftver-
pestung durch Dieselabgase nicht

umgehend gestoppt wird. Weitere
Städte werden Niederlagen in Sa-
chen Fahrverbot erleben. Die
Deutsche Umwelthilfe (DUH) ist
am Drücker.

Und was unternimmt die deut-
sche Bundeskanzlerin, unterstützt
von CDU und SPD und dem Grü-
nen Kretschmann in Baden-Würt-
temberg? Sie sichert den Kommu-
nen per sofort eine Milliarde Euro
zu, 750 Millionen aus Steuergel-
dern, 250 Millionen sollen die
Autohersteller – VW, Daimler und
BMW – bezahlen.

Das Ziel dieses Milliardenein-
satzes ist klar definiert: Fahrver-
bote müssen mit allen Mitteln
vermieden werden. Allerdings
weiß eigentlich noch niemand,
wozu diese Milliarde in den be-
troffenen Städten eingesetzt wer-
den soll. Bundeskanzlerin Merkel
spricht vom Ausbau der Lade -
infrastruktur für Elektrofahrzeuge
(Marktanteil von elektrisch oder

teilelektrisch betriebenen Fahr-
zeugen zirka zwei Prozent) und
von der „Verkehrslenkung“. Grüne
Wellen gibt es in der Schweiz seit
gut 40 Jahren, sie sind aber nicht
unproblematisch, wie eine
Schlagzeile bewies: „Countdown-
Ampel in Zürich ein Flop“.

Frau Merkel will die Milliarde
auch für den öffentlichen Nahver-
kehr einsetzen. Das ist vernünftig,
denn Deutschland ist im Ver-
gleich zur Schweiz diesbezüglich
unterentwickelt. Doch ein solcher
Schritt beansprucht Jahre. So soll
in Zürich der Anteil des öffent-
lichen Nahverkehrs innerhalb von
zehn Jahren von 64 auf 74 Prozent
erhöht werden. Dies ist das ehr-
geizige Ziel der von den Stimm-
bürgern 2011 angenommenen
zürcherischen Städteinitiative.

Deutsche Politiker haben in ih-
rer Verzweiflung davon gespro-
chen, dass in den Städten Luftrei-
nigungsanlagen erstellt werden 

– gleichsam gigantische Kläranla-
gen. Diese 750 Millionen Euro,
die aus dem laufenden Bundes-
Haushalt „durch Priorisierung“
den Kommunen zur Verfügung
gestellt werden, sind 750 Millio-
nen Sandkörner, die den Deut-
schen ins Stimmauge gestreut
werden – mehr nicht!

Denn erst nach den Wahlen, En-
de Oktober, Anfang November,
soll in einem weiteren Treffen be-
raten werden, was man mit die-
sem vielen Geld konkret tun will
oder kann.

Die deutschen Diesel-Fahrzeu-
ge aber werden nach wie vor viel
zu viele Schadstoffe ausstoßen.
Mit einem Software-Update ist es
längst nicht getan, das sagen die
Fachleute, und das wissen auch
die verzweifelten Politiker: Fahr-
verbote machen uns – so denken
die Berufspolitiker – arbeitslos.

Jürg Walter Meyer,
Leimen

Zu: „Vertreibung ächten“ (Nr. 36)

Und was hat es (die Erinnerung
an die Vertreibungen, d. Red.) ge-
nutzt? Nuscht: 60 Jahre abstram-
peln für Menschenrechte, Heimat
und Verständigung wäre das tref-
fendere Motto. Den Weltführungs-
mächten USA, UdSSR/Russland
und China gehen diese Attribute

bis heute staatsmännisch am „Sel-
bigen“ vorbei und in deren Fahr-
wasser ebenso Polen, Tschechien,
Israel, Türkei, Ruanda, Kongo
oder Kambodscha. Bedauerliches
Ergebnis nach 60 Jahren: Macht
geht vor Recht.

Und im Inneren der Biologi-
schen Resterampe Deutschland?
Da verarbeiten Herr de Maizière

und seine Brüder und Schwestern
im Geiste in stiller Eintracht das,
was mal Einigkeit und Recht und
Freiheit sein sollte, zu einem
staatstragenden potemkinschen
Dorf.

Die AfD als Heilsbringer gegen
dieses potemkinsche Dorf? Mit-
nichten! Zurzeit ist die Partei für
die Anführer dieser unserer De-

mokratie höchstens eine Boden-
welle auf der schneller werden-
den Fahrt in den rechtlichen Ab-
grund. Aber unsere Hoffnung
stirbt zuletzt, und so wollen wir
also weiter daran arbeiten, dass
dieses Totenglöckchen niemals
das Ende der Hoffnung einläuten
möge. Klaus-Peter Steinwender,

Kamputschen

Lidl lenkt ein
Zu: Späte Anerkennung für Wolfs-
kinder (Nr. 34)

Die Ende 2015 vom Bundestag
beschlossene Regelung ist sehr zu
begrüßen. Zwar haben die PAZ
und andere Vertriebenenzeit-
schriften sogleich und ausführlich
darüber berichtet, nicht aber die
Tageszeitungen. 

Ich habe sogleich eine Antrags-
berechtigte benachrichtigt (sie er-
hielt genau zum 93. Geburtstag
ihre Entschädigung), doch hätte
sie ohne meine Nachricht gar
nichts von der Einmalzahlung er-
fahren. Weiteren Überlebenden
und Hochbetagten wird es ähn-
lich ergangen sein, sie waren also
recht chancenlos. 

Meine intensiven Bemühungen,
zwei heimische Tageszeitungen
zu einer redaktionellen Meldung
zu bringen, scheiterten. Ich er-
hielt keinerlei Antwort. Ich muss
annehmen, dass meine Bemühun-
gen auch bei weiteren Tageszei-
tungen vergeblich gewesen wä-
ren. Die Vorgehensweise erfüllt
„idealtypisch“ den Tatbestand der
lückenhaften Berichterstattung
beziehungsweise des völligen Ver-
schweigens.

Es ist schon ein kleines Trauer-
spiel: Hochbetagten, krank und
geschwächten sowie vom Schick -
sal schwer gezeichneten Men-
schen wird mit sozialer Kälte und
Gleichgültigkeit begegnet, die
doch sonst immer so verurteilt
wird. Bernhard Hartz,

Salzhemmendorf

Zu: Waren und Menschen gleich
(Nr. 34)

Angesichts der unverschämten
Eliminierung christlicher Kreuze
auf den Verpackungen von Kühl-
produkten (eigentliches Fotomo-
tiv: Kirchen der griechischen In-
sel Santorin) habe ich mich beim
Lidl-Konzern beschwert und
postwendend immerhin folgende
Antwort erhalten:

„Es tut uns leid, wenn wir mit
der Produktgestaltung unserer Ei-
genmarke ,Eridanous‘ für Unmut
bei unseren Kunden gesorgt ha-
ben. Wir können bestätigen, dass
wir das Produktdesign schnellst-
möglich ändern werden. Es war
nie und wird auch nie unsere Ab-
sicht sein, mit unseren Produkten
oder der Produktgestaltung welt-
anschauliche Positionen zu ver-
treten. Wir verkaufen die sehr be-
liebte Eigenmarke ,Eridanous‘ seit
einigen Jahren in ganz Europa. In
dieser Zeit sind verschiedene Ge-
staltungsvarianten zum Einsatz
gekommen. Wir haben im Zuge
der letzten Überarbeitung der
Produktverpackung einen Fehler
gemacht und behandeln das The-
ma nun mit höchster Priorität. Mit
freundlichen Grüßen Ihr Lidl
Kundenservice.“

Auch wenn ich dem anonymen
Schreiber nur zum Teil glaube, so
scheint sich ein Protest doch zu
lohnen. Das deutsche Volk und
vor allem auch die Christen las-
sen sich viel zu viel gefallen, es
wird höchste Zeit, sich gegen die
Dauerbevormundung in allen Le-
benssituationen zu wehren. Dazu
gehören nicht nur gezielte Be-
schwerden, sondern auch die
Überlegung, wo man seine Ein-
käufe tätigt. Denn auch andere
Lebensmittelketten schwimmen
eifrig auf der Multikulti-Welle mit,
wie man unschwer gegenwärtig
auch an den Fotomodellen in den
Aldi-Prospekten erkennen kann.

S. Becker,
Bad Homburg

Schwedentrunk

Gut beobachtet

Ein Trauerspiel In Sachen Vertreibung geht Macht vor Recht

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LE S E R F O R U M

Zu: Die Siebengescheiten oder
Neunmalklugen (Nr. 33)

Ein erschreckend wahrer Erfah-
rungsbericht, den Eva Herman
geschrieben hat. Er deckt sich
komplett mit meinen Erfahrungen
in sämtlichen gesellschaftlichen
Umfeldern, sei es Kirchengemein-
de, Sportverein, Nachbarschaft,
Freundeskreis und auch Familie.

Dabei handelt es sich um Men-
schen mit ansonsten normalem
IQ, doch er scheint partiell außer
Kraft zu treten durch ein Denken
der Verdrängung nach dem Motto:
Es kann nicht sein, was nicht sein
darf. Die Katastrophe besteht
auch darin, dass die „Mahner“
und „Missionare“ einst dasselbe
Schicksal erleiden werden wie
die Verdränger.

Danke, dass die PAZ diesen
Kommentar von Eva Herman ver-
öffentlicht hat. Marlies Veldung,

Bad Schwartau

Zu: Mitten hinein in die blauäugi-
ge Visage (Nr. 35)

Wenn Einwanderer die Deut-
schen verachten, kommt das nicht
von ungefähr. Der angekränkelte
Teil der Oberschicht im Land
macht es ihnen vor. Insbesondere
Vertreter von Politik und Medien
geißeln sich voller Selbsthass, in-
dem sie jede Äußerung von deut-
schem Volkstum beschimpfen, be-
kämpfen und in den Schmutz zie-
hen. Antifaschismus ist nur ein
anderes Wort dafür. 

Auch der sogenannte Kampf ge-
gen rechts oder für die Politische
Korrektheit sind nur verschiede-
ne Namen des Schwedentrunks,
den Fernsehen und Presse dem
Volk tagtäglich eintrichtern. Das
führt aber allseits zu Erbrechen.

Volker Wittmannn,
Philippsburg

750 Millionen in die Augen gestreute Sandkörner
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Kaiser Wilhelm I. machte sich rar,
als vor 120 Jahren im Bergischen
Land eine nach ihm benannte
Brücke eingeweiht wurde. Heute
heißt sie Müngstener Brücke und
gilt als technisches Wunderwerk.

Die mit 107 Metern Höhe bis
heute höchste Eisenbahnbrücke
Deutschlands verbindet Solingen
mit Remscheid. Die Müngstener
Brücke gilt nicht nur als techni-
sches Meisterwerk, sondern auch
als Pionierleistung der Inge -
nieurs kunst. Ihre Stahlbogenkon-
struktion hatte die größte Spann-
weite zuzeiten des Deutschen Rei-
ches. Die Brücke trug wesentlich
zur wirtschaftlichen und indu-
striellen Entwicklung des im Ber-
gischen Land liegenden Städte-
dreiecks Solingen – Wuppertal –
Remscheid bei.

Dies ist mit in den geologischen
Gegebenheiten vor Ort begrün-
det. Wer vor dem Bau der Brücke
von Solingen nach Remscheid
fahren wollte, musste einen Um -
weg von 44 Kilometern hinneh-
men, obwohl beide Städte nur
acht Kilometer Luftlinie vonein-
ander entfernt sind. Die Müngste-
ner Brücke ist eine der ganz weni-
gen noch im Original erhaltenen

Großbrücken in Deutschland aus
der Phase der Zweiten Industriel-
len Revolution Ende des 19. Jahr-
hunderts. Erst sie ermöglichte es,
beide Städte problemlos zu errei-
chen.

Für beide Städte war dies auch
wirtschaftlich wichtig. Solingen
war ein Zentrum der Schneidwa-
renindustrie, während die Werk-
zeug- und Maschinenproduktion
in Remscheid vorherrschend war.
Das Tal bei Müngsten war jahr-
hundertelang ein Zentrum der
bergischen Kleineisenindustrie.
Der Name des Ortes wird von den
Historikern auf die Schwert-
schmiedefamilie Müngsten zu -
rückgeführt. So war der Schwert-
schmied Peter Müngsten 1597
Bürgermeister von Solingen.
Auch die Familien Hasenclever
sowie Krupp von Bohlen und
Halbach waren hier mit Produk-
tionsstätten vertreten.

Im benachbarten Morsbachtal
war die Nutzung der Wasserkraft
noch vorherrschender. Im späten
17. Jahrhundert gab es hier schon
28 Hämmer und 20 Schleifkotten.
Anfangs war die Region noch mit
einer Eisenbahnstrecke nach
Wuppertal-Ronsdorf angeschlos-
sen. Die Strecke der Barmer Berg-

bahn wurde zwar 1902 ge baut,
aber schon 50 Jahre später wieder
stillgelegt. Die Müngstener Brük-
ke verstärkte den Ausflugsver-
kehr, der zu einer weiteren Ein-
nahmequelle wurde.

Die Brücke geht auf eine Initia-
tive der Königlichen Eisenbahn-
direktion Elberfeld (heute zu
Wuppertal gehörig) zurück. Aus-
gehend von deren Entwürfen ord-
nete das zuständige preußische
Ministerium 1891 einen Wettbe-
werb an. Die 
Gutehoffnungs-
hütte in Ober-
hausen stellte ei -
ne Ge rüstbrücke
als Möglichkeit
vor, die Über -
querung zu bau -
en. Eine Auslegerbrücke (Firma
Harkort in Duisburg) und eine
Bogenbrücke (Firma Maschinen-
bau-Aktiengesellschaft Nürnberg)
kamen als Varianten hinzu. Die
Nürnberger Vorläuferfirma von
MAN erhielt den Zuschlag. Der
eingespannte Bo gen mit beidsei-
tig anschließender Gerüstbrücke
stellte sich als die kostengünstig-
ste Variante heraus. Anton von
Rieppel war federführend für den
Brückenbau verantwortlich.

„Die gesamte Stahlkonstruktion
wurde nach den Berechnungen
des Entwurfs vorgefertigt“, heißt
es seitens der Tourismusförde-
rung Solingen, „im Gustavsburger
Werk der MAN sind die zur Mon-
tage vorgesehenen Brückenteile
ein erstes Mal zur Probe zu -
sammengefügt worden, bevor sie
für den Transport mit der Eisen-
bahn teilweise zerlegt wurden.
Auf dem Solinger Bauplatz wur-
den die Brückenstücke dann

erneut zusam -
mengesetzt, von
elektrischen Krä-
nen in den wach-
senden Bogen
gehoben und mit
Rückspannseilen
gesichert.“ Die

zur Befestigung benötigten Niete
sollen vom Feuerplatz im Tal aus
von Hand zu Hand nach oben bis
zum Bestimmungsplatz geworfen
worden sein.

Die Grunderwerbskosten belie-
fen sich damals auf exakt 1,6
Millionen Mark, die tatsächlichen
Baukosten knapp 2,65 Millionen
Mark. Beim Bau der 465 Meter
langen Brücke, deren Stahlkon-
struktion 4978 Tonnen und des-
sen Mauerwerk 25 000 Tonnen

schwer ist, waren durchschnitt-
lich 200 Arbeiter beschäftigt.
Sechs von ihnen starben.

Am 22. März 1897 – dem 100.
Geburtstag von Kaiser Wilhelm I,
wurde dann die letzte Niete ein-
geschlagen – das Richtfest konnte
gefeiert werden. Dem Zeitgeist
entsprechend (es war schließlich
Kaiserreich) hieß die Brücke in
ihren Anfangstagen „Kaiser-Wil-
helm-Brücke“. Die Einweihung
fand am 15. Juli 1897 mit rund
1000 Besuchern statt. Allerdings
ohne den Kaiser. Der verpasste
zwar Champagner, die besten
Weine, Hummer, Rheinlachs und
Diplomateneis, besichtigte die
Brücke am 12. August 1899 aber
doch noch.

Im Rahmen der Regionale 2006
wurde ein Park eröffnet. Seit dem
Jahr 2012 gehört er zu der „Straße
der Gartenkunst“. Er liegt direkt
unterhalb der Brücke. Im selben
Jahr hat das Bergische Städte-
dreieck mit der DB Regio AG, der
Eigentümerin des Bauwerks,
einen Antrag zum Unesco-Welt-
kulturerbe gestellt.

Die Wupper ist an dieser Stelle
etwa 60 Meter breit. Man kann sie
mit einer Schwebefähre überque-
ren. Angetrieben wird sie durch

Muskelkraft wie eine Fahrraddrai-
sine. Diese bewegt sich auf zwei
stark gespannten Seilen. Etwa
zehn Personen, aber auch Fahrrä-
der, Kinderwagen und Rollstühle
können mitfahren.

„Die Müngstener Brücke und
ihre Umgebung geben viele Rätsel
auf. Einige sind auf stählerne Plat-
ten geschrieben. Wer die Lösun-
gen finden möchte, muss sich auf
die Suche machen. Zu jeder Fra-
geplatte findet sich irgendwo im
Park ein Zwilling. Sobald man ihn
gefunden hat und sich mit beiden
Beinen auf das Podest stellt,
erklingt eine Stimme“, werben die
Solinger Touristiker.

Wer mit dem Zug über die
Brücke fährt, fühlt sich dem Him-
mel ganz nahe. Der darunter lie-
gende Park ist an den ÖPNV
angeschlossen und mit Bus und
Bahn gut zu erreichen. Bei sonni-
gem und warmem Wetter ist der
Park durchaus familientauglich.
Die Erwachsenen können Rad-
wandern, Wandern und zu Kaffee
und Kuchen einkehren, die Kin-
der herumtollen und spielen.
Vom Niederrhein und aus dem
Ruhrgebiet ist es nicht weit. Die
Besucher strömen jedenfalls in
Scharen von dort. Andreas Rüdig

Über die Wupper
Einst die größte Stahlbogenkonstruktion Deutschlands, heute ein begehrtes Ausflugsziel: die Müngstener Brücke

465 Meter weit geht es über die Wupper: Die Müngstener Brücker, die bis 1918 Kaiser-Wilhelm-Brücke hieß, verbindet die Städte Solingen und Remscheid Bild: Rainer Knäpper, Free Art License

Der erste Amerikaner
Ein Hoch auf die Wikinger – USA feiern den Leif-Erikson-Tag

Zehntausende Kraniche sind
im Landeanflug auf das
Bundesland Brandenburg.

Dort machen sie in den kommen-
den Wochen Zwischenstopp auf
ihrem Langstreckenflug von Ost-
europa und Skandinavien nach
Spanien, Frankreich und Nord-
afrika und tanken Kraft sowie
Energie auf Stoppelfeldern und
Gewässern. 

Besonders reger Flugbetrieb
herrscht jedes Jahr in Linum. Der
kleine Ort nördlich
von Berlin nahe der
A24 Berlin-Hamburg
gilt sogar als Dreh-
kreuz der majestäti-
schen Flieger und ist
das größte binnenlän-
dische Rastgebiet in
Mitteleuropa. Rund
70 000 der sogenann-
ten Glücksvögel wer-
den dort bis Anfang
November anreisen.
Im Herbst des vergan-
genen Jahres zählten
Vogelkundler sogar um
die 130 000 Kraniche.
Kein Wunder, bietet doch das
Vogelschutzgebiet Rhin-Havel-
luch mit seinen Teichen, Wiesen
und Äckern ideale Bedingungen,
sich für den Flug ins sonnige Win-
terquartier zu stärken. 

Etwas beschaulicher, aber nicht
weniger spektakulär geht es in
der Prignitz, rund 150 Kilometer
südöstlich von Hamburg, zu. Im
Sommer klappern dort die Stör-
che auf den Dächern, und kaum

sind sie weg, nehmen Kraniche
Kurs auf die Elbaue und das Ram-
bower Moor, das 2014 von der
Heinz-Sielmann-Stiftung unter 18
Moor-Landschaften zu Deutsch-
lands schönstem Naturwunder
gekürt wurde. 

Auch eine sogenannte Bergbau-
folgelandschaft hatte es dem Tier-
filmer Heinz Sielmann angetan.
Mit seiner Stiftung erwarb er im
Jahr 2000 ein ehemaliges Tage-
baurevier in der Nähe des Spree-

waldes, um die Natur zu schützen.
Denn die einstige Kohlengrube
hat sich in ein wertvolles Areal
aus Wäldern, Dünen, Seen und
Sümpfen verwandelt. Und dass es
dort schön ist, haben auch die
Kraniche erkannt, die zu Tausen-
den in der Bergbaulandschaft
Zwischenstopp machen. Vom
Aussichtsturm am Natur-Erleb-
niszentrum ist der Vogelzug am
besten zu beobachten.

Beliebter Rastplatz der Lang-
streckensegler ist auch der Natio-
nalpark Unteres Odertal an der
deutsch-polnischen Grenze. Dort
äsen die grauen Reisegesellschaf-
ten tagsüber überwiegend auf der
deutschen Seite der Oder und
fliegen zum Schlafen in die unzu-
gänglichen Poldergewässer auf
der östlichen Oderseite. 

Wer das Flugspektakel sehen
möchte, muss entweder früh aus
den Federn, denn die grauen

Großvögel sind Frü-
haufsteher, oder man
schaut dem Flugge-
schehen bei Anbruch
der Dämmerung zu.
Dann kommen die
Vögel in Flugstaffeln
mit lauten Trompeten-
rufen von den Stoppel-
feldern zurück, wo sie
sich die Bäuche mit
Mais, Getreide, Wür-
mern und Insekten
vollgeschlagen haben,
und landen auf ihren
Schlafplätzen. Das sind
meist flache Gewässer

oder feuchte Wiesen, wo sie sich
sicher fühlen.

In allen Regionen bieten Natur-
schutzeinrichtungen Führungen
zu den Rastplätzen an. Der Natio-
nalpark Unteres Odertal lädt
noch bis zum 8. Oktober in Gartz
nahe Schwedt zur Kranichbeob-
achtung ein. Barbara Eising

Weitere Informationen über Kra-
niche: www.kraniche.de

Pause für Glücksvögel
Auf ihrem Zug nach Afrika machen Kraniche Rast in Brandenburg

Seit 1964 ist am 9. Oktober in
den Vereinigten Staaten von
Amerika der „Leif Erikson

Day“ (Leif-Erikson-Tag). In der
Einführung dieses kurios anmu-
tenden gesetzlichen Feiertags
sahen manche seinerzeit so etwas
wie einen Trostpreis für den
Wikinger Leif Erikson, der mut-
maßlich als erster Europäer ame-
rikanischen Boden betrat, trotz-
dem aber allgemein nicht als Ent-
decker der Neuen Welt anerkannt
ist, seitdem Christoph
Kolumbus nachweis-
lich über den Atlantik
gesegelt ist.

Als gesichert gilt,
dass Leif Erikson und
seine Begleiter um das
Jahr 1000 mit den typi-
schen Langschiffen der
Wikinger den Atlantik
überquerten und zu -
erst in Labrador, dann
in Neufundland an
Land gingen. Vermut-
lich waren sie in Grön-
land gestartet und fuh-
ren in Richtung Westen
– aus Abenteuerlust, 500 Jahre
vor Kolumbus. 

Der Termin des Leif-Erikson-
Tags bezieht sich auf den 9. Okto -
ber 1825. An diesem Tag erreichte
das norwegische Schiff „Restaura-
tion“ mit 52 Immigranten aus Sta-
vanger den Hafen von New York.
Damit begann die organisierte
Immigration aus Norwegen in die
USA. Zum Gedenken an dieses
Ereignis fand im Juni 1925 in

Minnesota eine Feier statt, bei der
US-Präsident Calvin Coolidge als
Redner auftrat und die Forderung
unterstützte, man solle sich von
offizieller Seite auf Leif Erikson
als Entdecker Amerikas verstän-
digen. Das bedeutete Wasser auf
die Mühlen einer Bürgerbewe-
gung in den Bundesstaaten des
Mittleren Westens, die sich genau
dies zum Ziel gesetzt hatte. 

Im Mittleren Westen hatten sich
im 19. Jahrhundert viele skandi-

navischstämmige Immigranten
niedergelassen. In den USA und
weltweit blieb jedoch die Festle-
gung auf den 12. Oktober 1492 als
Datum der Entdeckung Amerikas
bestehen und damit auf den
genuesischen Seefahrer Chri-
stoph Kolumbus als Entdecker
des Doppelkontinents.

Leif Erikson wurde um 970 in
Island geboren und starb um 1030
auf Grönland. Populär wurde die

These, dass er und seine Begleiter
als erste Europäer die Neue Welt
erreicht hätten, durch das 1874
veröffentlichte Buch „America
Not Discovered by Columbus“
von Rasmus Bjørn Anderson
(1846–1936). Aufgrund eigener
Forschungen war der US-ameri-
kanische Skandinavistik-Professor
zur Auffassung gelangt, dass die
Berichte über Leif Erikson und
seine Seereisen, wie sie in den
nordischen Sagas und einigen Ge -

schichtsquellen über-
liefert sind, im Wesent-
lichen auf historischen
Tatsachen beruhen.
1929 erreichte er, dass
der Leif-Erikson-Tag
im US-Bundesstaat
Wisconsin als staat-
licher Feiertag aner-
kannt wurde. Diesem
Beispiel folgten bis
1956 fünf weitere
Bundesstaaten. 

1963 brachte der
demokratische Kon-
gressabgeordnete John
Blatnik aus Duluth

einen Gesetzesentwurf zur
Abstimmung ein, wonach der
Leif-Erikson-Tag im ganzen Land
als staatlicher Feiertag eingeführt
werden sollte. Ein Jahr später
wurde der Entwurf im Kongress
einstimmig angenommen. Seit-
dem proklamiert jeder Präsident
der USA am 9. Oktober diesen
Gedenktag und würdigt die Ver-
dienste skandinavischstämmiger
Amerikaner. D. Jestrzemski

Erikson-Statue vor der Hallgrimskirche in Reykjavik Kranichpaar im Moor bei Finsterwalde Bild: tws

LE B E N S ST I L

Beim Bau des 
Wunderwerks starben

sechs Arbeiter
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Wer einmal einen Wal sehen
möchte, muss gar nicht so

weit reisen. Denn auch in unse-
ren heimischen Meeren sind Wa-
le zu Hause. Die kleinen
Schweinswale leben in der Nord-
und Ostsee. Wenn man zum Bei-
spiel auf den Nordseeinseln auf
das Wasser blickt, kann man sie
hin und wieder auftauchen se-
hen. Das Buch „Der kleine
Schweinswal und das Meer“ von
Claudia H. M. Hangen entführt
die kleinen Leser und Leserinnen
in eine unbekannte Unterwasser-
welt und lässt sie so liebevoll am
Leben der Schweinswale teilha-
ben. 

Erzählt wird davon, wie sich
ein Schweinswalweibchen und
Schweinswalmännchen kennen-
lernen und zehn Monate später
ein Schweinswalbaby geboren
wird. Wunderbare, ausdrucks-
starke Bilder unterstreichen die
Texte. Ganz nebenbei und eher
unauffällig wird die Unterwasser-

welt erklärt, welche Pflanzen hier
nämlich auch noch gedeihen und
welche Fische und Lebewesen
sich sonst noch im Meer tum-
meln. 

Der kleine Schweinswal wird
nun ein Jahr lang begleitet. Und
man staunt, dass ihn sein Weg so-
gar bis in einen norwegischen
Fjord führt. Er begegnet Freun-
den, aber auch Feinden, bis er
nach glücklichen Jahren im Nor-
den wieder zurückkehrt ins Mee-
resgebiet von Sylt und sogar ins
Hafenbecken von Hamburg.
Schweinswale unterhalten sich
durch Klicklaute. Der kleine
Schweinswal ist nun ein ausge-
wachsenes Männchen geworden,
das per Klicklaut eine Partnerin
sucht. 

Der Autorin ist gemeinsam mit
der Illustratorin Alessa Dostal ein
preiswürdiges Kinderbilderbuch
gelungen, das auf jeder Seite die
Liebe zu den Tieren deutlich
macht. Silvia Friedrich

Nach dem vor zwei Jahren
erreichten Nuklearab-
kommen mit dem Iran ist

der schiitische Gottesstaat etwas
aus den Schlagzeilen verschwun-
den. Gleichwohl ist das Interesse
am Iran nach wie vor groß. Davon
zeugen zwei jüngst erschienene
Bücher, die auf ganz unterschied-
liche Weise Politik und Gesell-
schaft dieses oft fremden, mitun-
ter auch unheimlich anmutenden
Landes zu erklären versuchen. 

Während das in dieser Zeitung
bereits vorgestellte Buch des
Hamburger Nahostexperten Hen-
ner Fürtig (siehe Nr. 20/2017) in
mehr politikwissenschaftlicher
Art Geschichte und heutige
Strukturen Irans aufzeigt, geht die
Journalistin Charlotte Wiede-
mann einen anderen Weg. 

In zahlreichen Begegnungen
mit Frauen und Männern aus
ganz unterschiedlichen Berufen
und unterschiedlichem Bildungs-
niveau spiegelt Wiedemann am
jeweiligen Einzelschicksal den
Alltag der Menschen, der einer-
seits noch immer von den Vorga-
ben der führenden schiitischen
Geistlichkeit bestimmt wird, sich
aber andererseits immer größere
Freiräume gegenüber engen reli-
giös-ideologischen Bestimmun-
gen erkämpft.

Das anschaulich geschriebene
Buch nimmt den Leser durch die
lebendigen Porträts der vorge-

stellten Menschen gleich für diese
ein. Es sind Künstler, Regisseure
und Schriftsteller, ferner einfache
Angestellte, höhere Beamte, Wis-
senschaftler, auch zahlreiche
Frauen, die sich nach oben gear-
beitet haben. Fast alle hatten die
Revolution von 1979 und den
Machtantritt Khomeinis unter-
stützt. 

Heute ist bei
vielen die dama-
lige Begeisterung
verflogen, zu-
mindest ist Er-
nüchterung einge-
treten, aber ein Zurück will nie-
mand. Die Auflagen und Vorgaben
der Geistlichkeit werden nolens
volens akzeptiert, aber immer
mehr gelingt es vielen Menschen,
sich künstlerische, berufliche, ja
überhaupt freiere Alltagsgewohn-
heiten zu erkämpfen, allerdings
immer, das zeigt die Autorin sehr
deutlich, stets unter dem „Damo-
klesschwert“, dass eben doch ab
und zu die Obrigkeit rigoros
mittels Berufsverboten, polizei-
lichen Vorladungen und oft auch
harten Gefängnisstrafen ihren
Vorschriften Geltung verschafft.

Die Menschen im Iran leben, so
die Autorin, gegenüber dem Wes-
ten in einem Zwiespalt. „Achtet
uns“ sei das immer wieder gehör-
te Verlangen, womit ein Minder-
wertigkeitsgefühl kompensiert
wird. Andererseits fühlen sich die

Menschen in diesem Vielvölker-
staat – nur gut die Hälfte der 80
Millionen Einwohner ist ja wirk-
lich iranischen oder persischen
Ursprungs – wegen ihrer jahrtau-
sendealten Kultur den benachbar-
ten Staaten überlegen und dem
Westen zumindest ebenbürtig. 60
Prozent der Bevölkerung haben

eine universitäre
Bildung, und das
ehrgeizige Ziel
der Staatsfüh-
rung, Iran bis
Mitte der 2020er

Jahre zur führenden
Nation in Nahost und Zentral-
asien zu machen, lässt solche Pro-
gnose angesichts einer für uns
fast unglaublichen Technikbegei-
sterung im Land keineswegs als
Utopie er-
scheinen. 

Das eigentli-
che Machtzen-
trum Irans, der
aus 80 Geist-
lichen beste-
hende Exper-
tenrat mit dem
i n z w i s c h e n
hochbetagten
Revolutions-
führer Khame-
nei an der
Spitze, bleibt
im Buch recht
unscharf. Hier
hätte man sich

eine genauere Darstellung der
unterschiedlichen Positionen, so-
weit erkennbar, gewünscht, viel-
leicht auch, welche Spielräume
Parlament und Regierung unter
Präsident Hassan Rohani letztlich
haben. Aber dafür entschädigt
eben doch die plastische Darstel-
lung des alltäglichen Lebens. 

Wiedemann nennt es Lebens-
kunst, die sich die Menschen im
heutigen Iran mit seinen formal
strengen religiösen Bestimmun-
gen und den mannigfachen, aber
auch unsicheren Möglichkeiten
eines selbstbestimmten Lebens,
notgedrungen zugelegt haben: „Es
ist tatsächlich eine Kunst, im Iran
zu leben. Und sie entzieht sich,
wie alle Kunst, völliger Erklärbar-
keit.“ Dirk Klose

Hatte George Turner, Uni-
versitätsprofessor und
früherer Berliner Wis-

senschaftssenator, in seinem er-
sten Buch „Die Heimat nehmen
wir mit“ den Schwerpunkt auf
die Salzburger und seine Familie
gelegt, die 1732 aus Glaubens-
gründen ihre Heimat verlassen
musste, so konzentriert sich der
Autor in seinem neuen Buch auf
die Lebensverhältnisse der
„Salzburger“ in Ostpreußen und
deren mühsamen Versuch, den
Zusammenhalt trotz des Ausein-
anderdriftens nach 1945 zu er-
halten und zu fördern. Vieles ist
von ihm zu summarisch, auch zu
euphorisch behandelt worden.

Dies betrifft vor allem das Ver-
hältnis zur ansässigen Bevölke-
rung. Friedrich Wilhelm I. hatte
die Verwaltung im Jahr 1714 in
zwei Kammern gegliedert, die
Deutsche und die Litthauische
mit den Ämtern Insterburg, Til-
sit, Ragnit und Memel. Von den

etwa 15000 im Jahr 1732 ange-
kommenen „Salzburgern“ wur-
den rund 12000 in Gumbinnen
angesiedelt. Obwohl der König
die Domänenkammern angewie-
sen hatte, die Salzburger „soviel
immer möglich ... unzertrennt an-
zusiedeln“, kam es zu keiner ge-
schlossenen Ansiedlung. 

Waren sie
„bisher bei ih-
rem Zug von
der Bevölke-
rung mit Freu-
de und Hoch-
achtung emp-
fangen wor-
den“, so wur-
den sie vor
Ort „von den
schon Ansäs-
sigen mis-
strauisch be-
t r a c h t e t “ .
Unterstützung
erfuhren sie
nicht, was sich

in Krankheiten und vermehrten
Todesfällen äußerte. Groß waren
die „Mentalitäts- und Sprachpro-
bleme“ zu den Ansässigen mit
deutschen, litauischen, schweizer
und französischen Wurzeln. 

Aber auch ansonsten hatten
die Salzburger schwere Zeiten
zu überstehen: „Der Winter 1742

war besonders hart, dass die
Obstbäume ruiniert waren; 1745
herrschte eine extreme Missern-
te; 1750 hat eine Viehseuche die
Bestände bis auf zehn Prozent
reduziert; 1755 herrschte so star-
ker Frost, dass sogar Menschen
erfroren; 1756 machte der Was-
sermangel sehr zu schaffen.“ 

Die Bauern erhielten grund-
sätzlich an Grundbesitz etwa so
viel wie sie in der Heimat beses-
sen hatten, dazu ein Wohnhaus
mit den notwendigen Wirt-
schaftsgebäuden und Geräten.
Den Salzburgern wurde durch
„den Sozietätsvertrag vom 
17. September 1736 eine gewisse
Sonderstellung“ eingeräumt. 

Nach dem „ersten Erschrecken
über eine Umwelt, die sich von
ihrer Heimat so grundsätzlich
unterschied“, haben die Salzbur-
ger „rasch zu einem Gefühl der
Landeszugehörigkeit gefunden,
aber dennoch ihr Gruppenbe-
wusstsein bewahrt“. 

Die Salzburger waren gute
Pferde- und Viehzüchter. Für
den  Ackerbau entwickelten sie
eine ertragreiche Arbeitsweise
und verstanden es, Butter und
guten Käse herzustellen. 

„Preußisch-Litthauen war
nicht nur die Kornkammer son-
dern auch das Kartoffelland

Preußens.“ „Fleiß und Arbeitsei-
fer waren bestimmende Faktoren
des Lebens, wobei wirtschaft-
licher Wohlstand in der prote-
stantischen Ethik als gottgefällig“
verstanden wird. 

Die Salzburger haben 1758
den Einmarsch der Russen, 1807
den Durchmarsch der Franzosen,

den Weltkrieg 1914/18 und den
Weltkrieg 1939/45 mitgemacht –
bis zur Vertreibung. Besonders
hat es die „selbstständigen Land-
wirte“ getroffen, bei denen „von
der Politik die Hoffnung ge-
nährt“ wurde, „dass es ein Zu-
rück gäbe“.  

Diese Hoffnung war 1961 auch
noch „bei über 50 Prozent der
Vertriebenen vorhanden“. Als
diese Hoffnung langsam zer-
brach, reduzierte sich alles auf
die Pflege des „Bewusstseins der
Herkunft“. 

Eines Tages wird Ostpreußen
wie Elsass-Lothringen betrach-
tet: „Ich hab gehört, das soll mal
deutsch gewesen sein“. Umso
wichtiger ist es, dass „Oma und
Opa“ mit diesem Buch den En-
keln und Urenkeln das Wissen
um die Herkunft im „Land der
dunklen Wälder“ weitergeben
und ihnen die landschaftlichen
Reize ihrer Heimat zeigen.

Wolfgang Thüne

Im vergangenen Jahr wurde des
700. Geburtstags von Kaiser
Karl IV. gedacht. Von Fachleu-

ten als bedeutendster Herrscher
des deutschen Spätmittelalters be-
zeichnet, schuf er in seiner 30-jäh-
rigen Regierungszeit eine Art er-
stes Grundgesetz „Die goldene Bul-
le“ für das Deutsche Reich, das bis
zu dessen Ende 1806 Gültigkeit
hatte. Die Nachwelt hat das Glück,
dass dieser Kaiser als erster mittel-
alterlicher deutscher Herrscher
seine Memoiren geschrieben hat.
„Die Autobiografie Karls IV. Vita
Caroli Quarti“ ist in der „Biblio-
thek Historischer Denkwürdigkei-
ten“ erschienen. Für jedermann
nachlesbar zeigt hier ein Kaiser des
ausgehenden Mittelalters, welche
Dinge er für wichtig hielt. Er be-
schreibt seine prägenden Jahre bis
1350 und sein politisches Pro-
gramm.

Wie mit diesem Vermächtnis um-
zugehen ist, erläutert der Heraus-
geber Wolfgang F. Stammler in sei-
nem Vorwort über Karl als einen

Kaiser, an dem sich über Jahrhun-
derte hinweg die Geister schieden.
War er der würdelose Ränke-
schmied, der unehrenhafte, eitle
Geschäftemacher und nur an der
Erweiterung seiner Hausmacht
interessiert oder der wichtigste
Herrscher seiner Zeit? 

Eine vergleichende Betrachtung
gleich zu Anfang gibt darüber Auf-
schluss. An der Tatsache, dass Karl
IV. ein großer Europäer war, der
die europäische Kultur auf eine
neue Höhe geführt hat, ist nicht zu
zweifeln. Dennoch ist für die His-
toriker seine Autobiografie ein For-
schungsproblem. Und das nicht
nur, weil man an keiner Stelle sei-
ner Lebensbeschreibung erfährt,
wann sie genau verfasst wurde. So
bleibt den Historikern nur, aus
dem Text Rückschlüsse zu ziehen. 

Der sehr aufschlussreiche erste
Teil des Buches ist als eine Art Le-
seanleitung und Erläuterung des
sich im zweiten Teil anschließen-
den, historisch so bedeutenden Le-
bensberichtes zu sehen. Es ist eine

Art Schatzkarte, die den Leser auf
wichtige Dinge hinweist, Erklä-
rungen liefert, um somit das fol-
gende Dokument besser zu verste-
hen. Etwa in der Mitte des sehr
kostbar ausgeschmückten Werkes
beginnt die Selbstdarstellung ei-
nes Mannes aus dem Mittelalter.
Natürlich auf Latein geschrieben
und jeweils auf
der rechten
Seite übersetzt
ins Deutsche.
Der Historiker
Eugen Hillen-
brand zeichnet
verantwortlich
für die Einfüh-
rung, Überset-
zung und den
sich anschlie-
ßenden Kom-
mentar.

Die Abbil-
dung auf dem
Umschlag ist
aus drei Mini-
aturen der

„Goldenen Bulle“ montiert und
gibt einen Vorgeschmack auf den
kostbaren Inhalt des Buches.
Denn die Texte sind mit Abbildun-
gen erlesener, themenbezogener
Prachthandschriften durchsetzt.
Ein wahrer Genuss fürs Auge und
ein gelungenes Werk für Liebha-
ber historischer Themen. S.F.

Johann Wolfgang von Goethe war
nicht nur Feingeist, sondern

auch Feinschmecker. Darüber ge-
ben die Briefwechsel mit Charlotte
von Stein oder seiner Frau Christi-
ane Auskunft. Gerade die Briefe
der Eheleute geben Aufschluss
über die Ess- und Trinkgewohnhei-
ten des Haushalts von Goethe. War
Goethe länger von zu Hause abwe-
send, schrieb er seiner Frau, dass
sie ihm bestimmte Speisen an sei-
nen jeweiligen Aufenthaltsort
nachsenden möge. Auch Goethes

Mutter schickte dem Sohn regel-
mäßig Frankfurter Spezialitäten
wie Presskopf, Brenten oder Pfef-
fernüsse. 

Eine Auswahl der Rezepte sind,
versehen mit ansprechenden und
appetitanregenden Fotos von Gün-
ter Pump und Originalzitaten von
Goethe, im „Kleinen Goethe-Koch-
buch“ zusammengestellt und auf
heutige Essgewohnheiten ange-
passt, damit sie jeder nachkochen
kann. Ein ideales Geschenk für je-
den Kochbegeisterten. MRK

BÜ C H E R I M GE S P R Ä C H

Alltagsleben im heutigen Iran Heimische Wale beobachten

Autobiografie des Schöpfers der »Goldenen Bulle«Was Goethe schmeckte

Über die Lebensverhältnisse der »Salzburger« in Ostpreußen

Charlotte Wiede-
mann: „Der neue
Iran. Eine Gesell-
schaft tritt aus dem
Schatten“, dtv,
München 2017, ge-
bunden, 288 Sei-
ten, 22 Euro

Claudia H.M. Hangen/Alessa 
Dostal: „Der kleine Schweinswal
und das Meer“, Gerstenberg Ver-
lag, Hildesheim 2017, gebunden,
40 Seiten, 12,95 Euro

Wolfgang F. Stam-
mler (Hg.): „Die
Autob iograph ie
Karls IV. Vita Caro-
li Quarti“, Alcorde
Verlag, Essen 2016,
gebunden, 307 Sei-
ten, 36 Euro

George Turner:
„Salzburger, Ost-
preußen. Integra-
tion und Identitäts-
wahrung“, Berliner
Wissenschaftsver-
lag, Berlin 2017,
gebunden, 128 Sei-
ten, 14,96 Euro

„Kleines Goethe-Kochbuch. Auf den
Spuren de Dichters. Fotografiert von
Günter Pump“, Husum Verlag, Hu-
sum 2017, gebunden, 96 Seiten, 9,95
Euro

Exulanten 

siedelten vor allem

in Gumbinnen

Zwiespalt dem
Westen gegenüber 
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Merkels Tentakel
Warum es die CDU nicht mehr gibt, wo sich Normalität wie Revolution anfühlt, und wie

die Wahrheit über die AfD ans Licht findet / Der Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Teuflisch süffisant grinsen
kann er wie kein anderer.
Als ihm die Fernsehtante

am Donnerstag nach der Wahl das
Gerücht zum Fraß vorwarf, dass
die Liberalen bereits das Finanz-
ministerium für sich reklamier-
ten, griff Jürgen Trittin beherzt zu.
Das sei eben die „alte FDP“: Die
Verhandlungen über eine Jamai-
ka-Koalition hätten noch gar nicht
begonnen, da „gieren“ die schon
nach Posten, kostete der Altgrüne
unter seinem gefürchteten Raub-
tierlächeln die Nachricht aus.

Noch gar nicht begonnen? Viel-
leicht war Trittin nicht ganz auf
dem Laufenden, oder hat er ge-
flunkert? Einen Tag später jeden-
falls reicht die „Rheinische Post“
ein Papierchen herum, nach dem
Grüne und FDP bereits Gespräche
führten und − aha! − sogar schon
die gewünschten Ministerien un-
ter sich aufgeteilt hätten.

Derweil plaudert Thomas Op-
permann in die Kamera, dass es
möglicherweise doch wieder zur
Großen Koalition kommen könne.
Ist das ehrlich gemeint? Kaum:
Die Sozis haben es jetzt zum
zweiten Mal erlebt, wie CDU-
Chefin Merkel sie ausgesogen hat.
2009, nach der ersten Groko mit
ihr, purzelte die SPD bereits auf
ihr bis dahin schlechtestes Ergeb-
nis seit den 30er Jahren, nun auf
ein noch mieseres. Da verliert
man irgendwann die Lust.

Deshalb postiert der Ex-SPD-
Fraktionschef auch eine unerfüll-
bare Bedingung vor sein schein-
bares Angebot: Merkel solle ge-
hen. Die CDU ohne Merkel oben-
drauf? Unvorstellbar. Während
Grüne und CSU rote Linien zie-
hen beim Begriff „Obergrenze“
und die FDP verkündet, sie lehne
die französischen Zudringlichkei-
ten beim Geld „kategorisch“ ab,
während also alle anderen Jamai-
kaner Profil zeigen, herrscht in
der CDU nahezu völlige Stille. Ein
ganz kleines bisschen Merkel-Kri-
tik höchstens, aber bloß von
erwartbarer Seite und − das ist
entscheidend − ohne spürbaren
Widerhall in der Partei.

Diese Stille, diese Blässe macht
für alle erkennbar: Merkel hat es
geschafft. Die CDU besteht nur
noch aus ihr und einem ihr ganz
persönlich verpflichteten Hof-
staat, der Rest ist Staffage oder
willfähriges Fußvolk. Mit wem al-

so wollen die Sozialdemokraten
koalieren? Mit einer CDU ohne
die bisherige Chefin, wenn die
CDU doch eh nur noch aus Mer-
kel und ihren Tentakeln besteht?
Geht schon rein physisch nicht.

Aus der Höhle des Kopffüßlers,
dem Kanzleramt, tönt derweil die
triste Botschaft, dass sich die Bil-
dung einer neuen Regierung bis
Anfang nächsten Jahres hinziehen
könnte. Bei der vergangenen Gro-
ko habe man es so gerade eben
bis Weihnachten hinbekommen,
erinnert uns Kanzleramtsminister
Peter Altmaier. Diesmal werde es
aber möglicherweise noch kom-
plizierter. 

Wenn wir gerade dabei sind,
den Bl ick ge-
zwungenerma-
ßen in die etwas
fernere Zukunft
zu lenken, gehen
wir gleich noch
einen Schr i tt
we i te r.  Auch
wenn die Nach-
r icht  wehtut ,
aber selbst An-
gela Merkel wird nicht ewig auf
ihrem Stuhl sitzen bleiben kön-
nen, sie wird schließlich nicht
jünger. 

Was jedoch soll nach ihr aus der
CDU werden, wo sie die Partei
doch komplett vereinnahmt hat?
Wie es derzeit aussieht, nimmt
die Kanzlerin ihre Partei wohl im
Wesentlichen mit in den Ruhe-
stand. Nach Merkels Abgang zuk-
ken die Tentakel vielleicht noch
ein wenig im Schlamm, um sich
dann bestenfalls zu einer Neuauf-
lage der alten Zentrumspartei zu
verknoten, die sich FDP-klein
zwischen den übrigen Fraktionen
unter der Reichstagskuppel ver-
liert.

In anderen europäischen Län-
dern erging es den einst so macht-
vollen Christdemokraten recht
ähnlich, besonders brutal in Ita-
lien. Dies wäre die große Stunde
der AfD als neuer freiheitlich-kon-
servativer Volkspartei. Jeff Korn-
blum, der immer noch in Berlin
wirkende einstige US-Botschafter
in Deutschland, sieht die Bundes-
republik mit dem Einzug der
Blauen in den Bundestag denn
auch bloß auf dem Weg in die eu-
ropäische Normalität, nicht mehr.

Allerdings bedeutet „Norma-
lität“ in einem Land wie Deutsch-

land fast so etwas wie eine Revo-
lution. Und so fühlen sich die
Vorgänge, deren Zeuge wir gerade
sind, ja auch an. Um damit eini-
germaßen zurechtzukommen,
muss man wohl einen neuen, we-
niger propagandaverhangenen
Blick auf die junge Konkurrenz
werfen.

Da tut sich offenbar auch was.
Nach und nach scheint es den
blamierten Experten zu däm-
mern, dass sie mit ihrem sorgsam
aufgebauten Bild vom „typischen“
AfD-Wähler weitgehend dane-
benlagen. Bislang hieß es fast uni-
sono: Abgehängte Modernisie-
rungsverlierer seien das, ordinäre
Nazis, Dummköpfe oder Leute

mit „diffusen“
Ängsten und
ausländerfeind-
lichem Weltbild. 

Mi t  d i ese r
s implen  Ver -
dammung  im
Kopf streiften
sie in Scharen
durchs  Land
und waren dann

immer ganz verdattert, wenn sie
beim Aufeinandertreffen mit AfD-
Sympathisanten und -Politikern
auf intelligente, gut ausgebildete
und auskömmlich verdienende,
umgänglich-zivilisierte Mittel-
schichtler trafen. Da galt es, den
Nazi oder das Abgehängte aus
diesen Typen herauszuquetschen.
Wenn das partout nicht gelang,
blieben nur noch zwei Erklärun-
gen übrig: Entweder, der Betref-
fende sei nur ein vorgeschicktes
Aushängeschild oder schlichtweg
eine ganz seltene Ausnahme.

Mit diesen Erklärungen konnte
man sich jeden Erkenntnisgewinn
vom Halse halten und seine Res-
sentiments bis zur nächsten „Re-
cherche“ über die Runden retten.
Seit dem 24. September ist jedoch
kaum noch zu bestreiten, dass die
blauen Bösewichte „aus der Mitte
der Gesellschaft“ stammen und
nicht aus der Gosse nebenan. Nur
deswegen konnten sie auch so
stark werden.

Hätte man das nicht schon viel
früher erkennen können? Das ist
ja das Problem: Die Journalisten
und Sozialwissenschaftler, von
denen wir hier reden, haben sich
seit Längerem selbst darauf dres-
siert, nicht mehr nach der Wahr-
heit zu suchen, sondern propa-

gandistisch verwertbare Befunde
zu stricken. Die haben sie dann, in
pseudowissenschaftliches Kau-
derwelsch verpackt, als „Studie“
verkauft oder, im Falle der Journa-
listen, dergestalt aufbereitet, dass
das Gewünschte fast wie Wahr-
heit aussah und von vielen sogar
dafür gehalten wurde.

Tragischerweise glaubten die
Macher ihren Machwerken ir -
gendwann sogar selbst, weshalb
sie die Fähigkeit eingebüßt haben,
zwischen dem gebaste l ten
Quatsch und der Wirklichkeit zu
unterscheiden. Aber was soll’s,
für die Wahrheit ist es nie zu spät,
und − wie eben erwähnt − die er-
sten Gegenwartsbeschauer tasten
sich tatsächlich an sie heran. Das
ist doch schon was!

Derweil wird so manchem
Wahlverlierer erst nach und nach
die volle Dimension der Katastro-
phe bewusst, die ihm widerfahren
ist. Der CSU zum Beispiel, die
sich bereits in den nächsten
Schlamassel trudeln sieht und
richtig Angst bekommt. Deren
Vorsitzender Horst Seehofer hat
derart viele Drehungen vollzogen,
dass seiner Partei schließlich die
Orientierung abhandenkam und
zahlreichen Wählern schlecht
wurde.

2015 machte Seehofer den har-
ten Hund, drohte mit Klagen ge-
gen Merkels Grenzöffnung, gar
mit der Auflösung der Fraktions-
gemeinschaft mit der CDU und
stellte knallige Ultimaten.

Geschehen ist dann nie etwas,
doch immerhin hatten die Bayern
mit Seehofers Gepolter das Etikett
„rechter Flügel der Union“ und
„Merkel-Kritiker“ für sich reser-
viert. Das aber riss Seehofer ei-
genhändig wieder ab, als er vor
der Wahl volle Merkeltreue
schwor. Nach der Wahl wollte er
dagegen plötzlich wieder nach
rechts, um dort eine „Flanke zu
schließen“, um dann schon wie-
der mit den Grünen in Koalitions-
verhandlungen treten zu wollen.

Die Schar derer, die da noch
mitkamen, wurde schließlich im-
mer kleiner. So mancher bayeri-
sche Wähler könnte spätestens
bei der letzten Pirouette das
Gleichgewicht verloren haben
und bei den Landtagswahlen im
Herbst 2018 ins blaue Lager kip-
pen. Da dürfte es noch rumpelig
werden bei der Bayern-Union.

Wenn die Chefin
eines Tages geht,
bleibt nur noch
eine FDP-kleine

Zentrumspartei übrig

ZUR PERSON

Unbequemer
Nachtrag

Als meistgehasster deutscher
Fußballverein gilt der Bun -

desligist Rasenballsport (RB) Leip-
zig. Viele Fans stören sich daran,
dass dieser Parvenü der Liga völlig
durchkommerzialisiert und Wer-
beträger für ein österreichisches
Brauseunternehmen ist. Das Ver-
einskürzel RB steht auch für Red
Bull, jenen Multikonzern, hinter
dem der Milliardär Dietrich Mate-
schitz steht.

Der 73-jährige Unternehmer,
Mäzen und Förderer von Extrem-
sportarten könnte sich jetzt noch
zusätzlichen Hass zuziehen. Denn
er sponsert eine Rechercheplatt-
form im Internet, die sich nicht mit
Limonade oder Sport befasst, son-
dern mit Politik. In „addendum.
org“ will man „das, was fehlt“, also
das, was von den Leitmedien nicht
abgebildet wird, suchen.

Gleich in der ersten Ausgabe
ging man in die Vollen und hin -
terfragte das „Recht auf Asyl“, das

sich durch die
Hintertür eta-
bliert habe. Um
bloß nicht in
Verdacht zu ge-
raten, „populi-
stisch“ zu sein,
wird jedes The-

ma – wöchentlich wird ein neues
kritisch unter die Lupe genom-
men – mit einem Faktenberg
untermauert.

„Ich bin jemand, der sich grund-
sätzlich jedem Meinungsdiktat
widersetzt“, sagte Mateschitz. Als
jemand, der sich klare Worte er-
lauben kann, rechnete er kürzlich
mit der „Willkommenskultur“ ab.
Er sei entsetzt, sagte er in einem
Interview, über „das unverzeihli-
che Ausmaß der politischen Fehl-
einschätzungen und Fehlentschei-
dungen bei der Nichtbewältigung
der Flüchtlingswelle oder, besser
gesagt, der Auswanderungswelle“.

„Es scheint schon so“, fügte er
hinzu, „dass sich niemand mehr
die Wahrheit zu sagen traut, auch
wenn jeder weiß, dass es die
Wahrheit ist.“ Nun soll ihm „Ad-
dendum“ zum Ärger vieler poli-
tisch weichgespülter Politiker und
Medienleute als werbefreies poli-
tisches Sprachrohr für seine
Wahrheiten dienen. H. Tews

Rainer Zitelmann zweifelt auf
„Tichys Einblick“ (26. Septem-
ber) an Merkels Beteuerung, sie
habe aus der Asylflut von 2015
gelernt:

„Das war alles geheuchelt ...
Merkel hat ihre verfehlte Flücht-
lingspolitik noch nie bereut. Die
Einsicht war nur vorgetäuscht.
Unverständlich ist, wie so viele
Journalisten und Wähler darauf
hereinfallen konnten.“

Roger Köppel, Chefredakteur
der Schweizer „Weltwoche“,
nennt in einem Videobeitrag
(26. September) eine Vermu-
tung, warum die etablierten
Parteien mit solcher Wucht ge-
gen die AfD vorgehen:

„Der Versuch, die AfD dau-
ernd in diese rechtsextreme Na-
ziecke zu stellen, ist Ausdruck
der Verzweiflung, und auch
irgendwie der Ratlosigkeit der
etablierten Parteien. Sie spüren,
dass ihnen die Felle davon-
schwimmen, sie sehen auch,
dass die AfD die richtigen The-
menfelder besetzt, gerade auch
mit der Flüchtlingspolitik.  Aber
in der Politik darf man nicht zu-
geben, dass der Gegner recht
hat, und wenn man schon keine
Argumente hat, dann muss man
ihn persönlich anschwärzen, um
die Wähler abzuschrecken.“

Viola Schäd, CDU-Gemeinde-
rätin im sächsischen Gohrisch,
erklärt im „Focus“, warum die
AfD in ihrem Ort mit 41,9 Pro-
zent triumphierte und die CDU
auf 19,5 Prozent abgestürzt ist:

„Kritische Stimmen wurden
mundtot gemacht, man hat uns
hingehalten. Die Entscheider
haben einfach nur weiter ge-
mütlich vor sich hingelebt und
sich in diesem System einge-
richtet, ohne sich hier um die
Probleme zu kümmern. Das hat
uns viel Glaubwürdigkeit geko-
stet.“

„Cicero“-Reporterin Sarah
Stricker zitiert am 26. Septem-
ber, was ihr eine Israelin in Tel
Aviv auf die Frage geantwortet
habe, ob sie der Aufstieg der
rechten AfD in Deutschland
nicht beunruhige:

„Ach Kindchen, wir reden
hier von einer Partei, deren
Spitzenkandidatin lesbisch ist
und mit einer Frau aus Sri Lan-
ka zusammenlebt. Wenn das das
Rechteste ist, was ihr zu bieten
habt, bringt mich das erstmal
nicht um den Schlaf.“

Autor Thilo Sarrazin (SPD) er-
klärt in der „Luzerner Zeitung“
(30. September), warum die AfD
weiteren Zulauf gerade aus dem
Kreis der einfachen Leute erhal-
ten werde, wenn sich die eta-
blierte Politik nicht besinne:  

„Bald schon wird Deutschland
jährlich 50 Milliarden für
Flüchtlinge und ihren Familien-
nachzug ausgeben. Der kleine
Mann weiß: Diese Gelder müs-
sen irgendwo herkommen. Er
hat Angst, dass das den Staat är-
mer macht und dass das eines
Tages auch ihn betreffen wird,
weil sein Lebensstandard zu-
mindest teilweise von staat-
lichen Leistungen abhängt. Da-
zu kommt die verstärkte Kon-
kurrenz am unteren Ende des
Arbeitsmarkts. Zudem sind die
1,5 Millionen Menschen, die
seit 2015 zu uns kamen, zumeist
Moslems. Sie sind oft schlecht
ausgebildet und vor allem junge
Männer um die 20. Im Berliner
Jugendknast sind mittlerweile
80 Prozent der Essensausgaben
halal, also moslemisch. Das sagt
alles über die relative Kriminali-
tätsverteilung.“

Berlin – Im neuen Bundestag soll es
auch in Bezug auf die AfD fair und
sachlich zugehen. 63 Prozent der
Deutschen wünschen sich, dass die
nationalkonservativen Neuen ge-
nauso behandelt werden wie jede
andere Fraktion auch Das ergab ei-
ne Umfrage des Meinungsfor-
schungsinstitutes Forsa. Besonders
interessant: Die Anhänger aller im
Bundestag vertretenenen Parteien
waren innerhalb ihrer Gruppe
mehrheitlich dieser Meinung,  FH

Berlin – Keine Dessous mehr in
der Auslage des Modegeschäftes
von Mahmoud L. Folge eines
Überfalles vor vier Wochen: Mit
den Worten, Reizwäsche neben
Kopftüchern zu präsentieren sei
Sünde, war eine vollverschleierte
Muslimin in seinen Laden in
Neukölln gestürmt und hatte die
Verkäuferin gekratzt und geschla-
gen. Die Frau konnte festgenom-
men werden. Mahmoud L. beugte
sich trotzdem dem Druck und de-
korierte islamgerecht um. FH

Mahmoud L. 
hat nachgegeben

AfD normal
behandeln 
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